
1. Anlass und Ziel des Gesetzentwurfs über den
Vollzug der Sicherungsverwahrung und zur
Änderung weiterer Gesetze

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom
4. Mai 2011 (2 BvR 2365/09 u.a.) die wesentlichen
Bestimmungen zur Sicherungsverwahrung für mit
dem Grundgesetz nicht vereinbar erklärt. Die Nor-
men dürfen längstens bis zum 31. Mai 2013 gemäß
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts an-
gewendet werden. Den Gesetzgebern in Bund und
Ländern wurde aufgegeben, ein Gesamtkonzept
der Sicherungsverwahrung zu entwickeln und nor-
mativ festzuschreiben, das dem verfassungsrecht-
lichen Abstandsgebot Rechnung trägt, wonach
sich der Vollzug der Sicherungsverwahrung vom
Vollzug der Strafhaft deutlich zu unterscheiden
habe. Dabei hat der Bundesgesetzgeber ange-
sichts seiner konkurrierenden Gesetzgebungszu-
ständigkeit für den Bereich des Strafrechts die we-
sentlichen Leitlinien vorzugeben. Die Landesge-
setzgeber haben das Abstandsgebot sichernde,
effektive Bestimmungen für den Vollzug der
Maßregel zu treffen, die einen freiheitsorientierten
und therapiegerichteten Vollzug gewährleisten. 

Der Entwurf setzt die Vorgaben des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts um und schafft erst-
malig ein eigenständiges Gesetz zum Vollzug der
Sicherungsverwahrung. Der Entwurf orientiert sich
an dem von einer Länderarbeitsgruppe aller Län-
der erarbeiteten Grundlagenentwurf zur Neurege-
lung des Vollzugs der Sicherungsverwahrung. 

Soweit sich keine Besonderheiten gegenüber den
gesetzlichen Bestimmungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe ergeben, werden die entsprechen-
den Bestimmungen des Hamburgischen Strafvoll-
zugsgesetzes übernommen. Der Aufbau des Ge-
setzes über den Vollzug der Sicherungsverwah-
rung orientiert sich am Aufbau des Hamburgi-
schen Strafvollzugsgesetzes. 

2. Schwerpunkte des Gesetzentwurfs über den
Vollzug der Sicherungsverwahrung und zur
Änderung weiterer Gesetze

1. Vollzug der Sicherungsverwahrung

Neben einer Präzisierung des Vollzugsziels
wird im Entwurf eines Hamburgischen Siche-
rungsverwahrungsvollzugsgesetzes ein konse-
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quent freiheitsorientierter und therapiegerichte-
ter Vollzug vorgegeben, um durch eine effektive
Minderung der Gefährlichkeit der Unterge-
brachten eine möglichst frühzeitige Entlassung
aus der Sicherungsverwahrung zu ermögli-
chen. Dies entspricht den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts. Sämtliche Aspekte der
Alltagsgestaltung einschließlich der Kontakte
nach außen werden im Abstand zum Strafvoll-
zug geregelt und Einschränkungen auf das Un-
umgängliche reduziert. Die Vergütung für nicht
mehr auf Grund gesetzlicher Verpflichtung zu
leistende Arbeit wird wie das Taschengeld für
Bedürftige erhöht. Das System der Lockerun-
gen wird neu strukturiert. Hinzu kommen Vorga-
ben für die Einrichtung, das erforderliche Perso-
nal und Aspekte des Opferschutzes. 

Im Einzelnen:

a) Vollzugsziele

Nach den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts muss der Vollzug der Siche-
rungsverwahrung im Wesentlichen auf die
Minderung der Gefährlichkeit der Unterge-
brachten hinwirken, um die Vollstreckung der
Sicherungsverwahrung möglichst bald zur
Bewährung aussetzen oder für erledigt er-
klären zu können. Daneben normiert der Ent-
wurf in den Vollzugszielen und in zahlreichen
Einzelvorschriften den verfassungsrechtlich
gebotenen Anspruch der Untergebrachten
auf Resozialisierungsmaßnahmen, welche
sie zu einem straffreien Leben in sozialer
Verantwortung befähigen sollen. Schließlich
wird der Schutz der Bevölkerung vor erhebli-
chen Straftaten in die Vollzugsziele inte-
griert, weil nur dieses Unterbringungsziel
den schwerwiegenden Eingriff in Freiheits-
rechte von Menschen rechtfertigen kann, die
ihre Freiheitsstrafe bereits verbüßt haben. 

b) Behandlung und Motivation 

Der Entwurf setzt die vom Bundesverfas-
sungsgericht vorgegebene Verpflichtung zu
einem freiheits- und therapiegerichteten Voll-
zug für die gesamte Dauer der Sicherungs-
verwahrung um. Der grundsätzliche Behand-
lungsanspruch wird in § 10 des Entwurfs for-
muliert, wonach ein Recht der Untergebrach-
ten auf wissenschaftlich fundierte Behand-
lungsmaßnahmen besteht, die individuell
auszugestalten sind, wenn Standardange-
bote keinen Erfolg versprechen oder keine
Wirkung zeigen. Es besteht die gesetzliche
Verpflichtung, die angewandten Behand-
lungsmaßnahmen fortlaufend auf ihre Wirk-
samkeit zu untersuchen und Behandlungs-

konzepte entsprechend weiterzuentwickeln.
Unverzüglich nach der Aufnahme sieht der
Entwurf eine umfassende, an wissenschaftli-
chen Kriterien ausgerichtete Behandlungs-
untersuchung vor, die Grundlage eines de-
taillierten Vollzugsplans ist. Darin sind alle
wesentlichen Faktoren und Maßnahmen für
die Behandlung der Untergebrachten aufzu-
nehmen, wobei für die Diagnose und die
Behandlung multidisziplinäre Behandlungs-
teams vorzusehen sind, an denen auch Ex-
perten außerhalb des Vollzugs beteiligt wer-
den können. Als wesentliche Ergänzung zum
Behandlungsanspruch sieht der Entwurf
eine fortwährende Verpflichtung vor, die Be-
reitschaft der Untergebrachten zur Mitwir-
kung zu wecken und zu fördern. Im Rahmen
eines Anreizsystems können hierzu auch be-
sondere Vergünstigungen gewährt werden.
Im Weiteren sieht der Entwurf unabhängig
von der Anlasstat einen Rechtsanspruch auf
sozialtherapeutische Behandlungsmaßnah-
men vor, wenn diese aus Behandlungsgrün-
den angezeigt sind. Außerdem dürfen Unter-
gebrachte aus Behandlungsgründen in Ab-
weichung vom Trennungsgrundsatz insbe-
sondere für eine sozialtherapeutische Be-
handlung in einer Sozialtherapeutischen An-
stalt für Strafgefangene untergebracht wer-
den, was in Hamburg auf Grund der räumli-
chen Nähe zwischen der Justizvollzugsan-
stalt Fuhlsbüttel und der Sozialtherapeuti-
schen Anstalt einfach zu realisieren ist. Dem
Behandlungsansatz unterliegen auch die
Disziplinarmaßnahmen; sie wurden im Ab-
stand zum Strafvollzug reduziert. Pflichtver-
stöße sollen im Rahmen der Behandlung auf-
gearbeitet werden. Alternativ oder zur Milde-
rung der zu verhängenden Maßnahmen wird
die Möglichkeit einer einvernehmlichen
Streitbeilegung normiert. Als weiterer Aus-
druck der Behandlungsorientierung wird zur
Krisenintervention eine Betreuung über den
Entlassungszeitpunkt hinaus vorgesehen,
falls der Behandlungserfolg gefährdet ist und
nicht anderweitig sichergestellt werden
kann. 

c) Gestaltung des Alltags in der Sicherungsver-
wahrung

Einschränkungen des Alltagslebens der Un-
tergebrachten werden im Abstand zum Straf-
vollzug auf das Unumgängliche reduziert;
Sicherheit und Ordnung der Einrichtung
werden dabei gewährleistet. Der Entwurf nor-
miert einen Rechtsanspruch auf einen aus-
reichend großen Raum zum Wohnen und
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Schlafen zur alleinigen Nutzung, den die
Untergebrachten mit eigenen Gegenständen
ausstatten dürfen. Untergebrachte dürfen
sich selbst verpflegen, wenn sie nicht an der
Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen. Den
Untergebrachten wird zudem gestattet, sich
außerhalb der Nachtruhe in der Einrichtung
und dem dazu gehörenden Außenbereich
frei zu bewegen. Außenkontakte der Unter-
gebrachten werden gefördert, indem die Min-
destbesuchszeit auf zehn Stunden im Monat
angehoben wird. Schließlich wird den Unter-
gebrachten gestattet, Pakete zu empfangen
und zu versenden, wobei die Anzahl nicht
mehr vorgegeben ist.

d) Arbeit, Vergütung und Taschengeld

Der Entwurf hebt die Arbeitspflicht für Unter-
gebrachte auf und wird damit der besonde-
ren Situation der Sicherungsverwahrten ge-
recht, die keine Strafe verbüßen und daher
nicht mehr zu Arbeitsleistungen verpflichtet
werden können. Die Einrichtung soll den Un-
tergebrachten jedoch sinnvolle Beschäfti-
gung (Arbeit, Arbeitstherapie oder schuli-
sche und berufliche Bildung) anbieten, wobei
die Arbeitsvergütung im Verhältnis zum
Strafvollzug von 9 auf 16 Prozent der Bemes-
sungsgröße erhöht wird. Die Vergütung wird
grundsätzlich auch bei der Teilnahme an ar-
beitstherapeutischen Maßnahmen sowie bei
schulischen und beruflichen Bildungsmaß-
nahmen geleistet. Eine Anerkennung der
Teilnahme an Behandlungsmaßnahmen wird
durch eine Entgeltfortzahlung geregelt. Hier-
durch wird ein Anreiz für die Teilnahme an
diesen Maßnahmen geschaffen. Schließlich
sieht der Entwurf für bedürftige Unterge-
brachte eine Erhöhung des Taschengeldes
auf 24 Prozent der Arbeitsvergütung vor und
entspricht damit im Wesentlichen dem Min-
desttaschengeld, welches etwa Bewohnern
von Pflegeheimen in Höhe von ca. 100 Euro
zusteht.

e) Lockerungen 

Lockerungen werden gewährt, soweit nicht
zwingende Gründe entgegenstehen, insbe-
sondere konkrete Anhaltspunkte die Gefahr
begründen, dass die Untergebrachten sich
dem Vollzug der Sicherungsverwahrung ent-
ziehen oder die Lockerungen zur Begehung
erheblicher Straftaten missbrauchen wer-
den. Im Abstand zum Strafvollzug wird den
Untergebrachten ein Rechtsanspruch auf
mindestens vier Ausführungen im Jahr ge-
währt, um einer Hospitalisierung entgegen-

zuwirken und den Bezug der Untergebrach-
ten zur Gesellschaft zu erhalten.

f) Opferschutz

Belange des Opferschutzes sind insbeson-
dere bei der Gewährung und Ausgestaltung
von Lockerungen sowie bei dem Versterben
eines Untergebrachten zu berücksichtigen.
Eine Benachrichtigung auf Wunsch der
Opfer ist in beiden Fällen gesetzlich gere-
gelt. Diese Regelungen sind auch in den
Entwürfen für den Vollzug der Freiheitsstrafe
und der Jugendstrafe aufgenommen wor-
den. Darüber hinaus übernimmt der Entwurf
des Hamburgischen Sicherungsverwah-
rungsvollzugsgesetzes die bereits im
HmbStVollzG und HmbJStVollzG enthalten-
den Bestimmungen im datenschutzrecht-
lichen Teil zur Auskunftserteilung an Opfer.

g) Organisatorische und personelle Aspekte

Der Entwurf gibt den organisatorischen Rah-
men vor, um den Abstand vom Strafvollzug in
allen wesentlichen Bereichen sicherzustel-
len. Ausnahmen werden entsprechend den
bundesgesetzlichen Vorgaben nur aus be-
handlerischer Notwendigkeit vorgesehen,
wenn bestimmte erforderliche Behandlungs-
oder Betreuungsmaßnahmen in der Einrich-
tung selbst nicht angeboten werden können.
Ferner ermöglicht der Entwurf zur Vorberei-
tung der Eingliederung eine Unterbringung
im offenen Strafvollzug in örtlicher Nähe zum
sozialen Empfangsraum. Als Ergänzung zum
Behandlungsanspruch der Untergebrachten
sieht der Entwurf vor, dass in den Einrichtun-
gen qualifizierte Mitarbeiter der notwendigen
Berufsgruppen in ausreichender Anzahl zur
Verfügung stehen. Um aktuelle wissen-
schaftliche Erkenntnisse nutzen zu können
und die Qualität der Arbeit sicherzustellen,
sind Weiterbildung und Supervision für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anzubieten.

2. Vollzug der Freiheitsstrafe bei angeordneter
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und
Vollzug der Jugendstrafe bei vorbehaltener
Sicherungsverwahrung

Auf Grund des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts zur Sicherungsverwahrung sind auch
die bestehenden Gesetze zum Vollzug der Frei-
heitsstrafe (HmbStVollzG) und zum Vollzug der
Jugendstrafe (HmbJStVollzG) um Bestimmun-
gen für Strafgefangene mit angeordneter oder
vorbehaltener bzw. für Jugendstrafgefangene
mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung zu
ergänzen. So sieht der Entwurf auch für diese
Strafgefangenen eine Erweiterung des Voll-
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zugsziels vor. Schon während des Vollzuges der
Strafhaft ist bei diesen Gefangenen darauf hin-
zuwirken, durch wirksame Behandlungsange-
bote eine Vollstreckung der Sicherungsverwah-
rung nach der Haftverbüßung von vornherein zu
vermeiden. Hierzu wird ein Behandlungs-
anspruch normiert, der durch eine Pflicht zur
Motivierung der Strafgefangenen ergänzt wird.
Schließlich wird für diese Personengruppe un-
abhängig von der Anlasstat eine rechtzeitige
Verlegung in eine sozialtherapeutische Anstalt
oder Abteilung vorgesehen, wenn eine solche
Behandlung angezeigt ist. 

Gleiches gilt für den Jugendstrafvollzug bei
Gefangenen mit vorbehaltener Sicherungsver-
wahrung. 

3. Änderung der bestehenden Vollzugsgesetze

Orientiert an dem Musterentwurf eines Landes-
strafvollzugsgesetzes, das zehn Länder erarbei-
tet haben (sog. Musterentwurf), werden die
Bestimmungen der geltenden Hamburgischen
Strafvollzugsgesetze (HmbStVollzG und Hmb-
JStVollzG) in Teilen inhaltlich überarbeitet und
aktualisiert. Dabei werden auch Ergebnisse der
Fachkommission Resozialisierung (Regie-
rungsprogramm 20. Legislaturperiode) in die
gesetzlichen Bestimmungen aufgenommen.
Insbesondere Gesichtspunkte der Eingliede-
rung der Gefangenen in die Gesellschaft wer-
den stärker als bisher akzentuiert und die
Gestaltung des Vollzuges wird konsequent von
Beginn an auf die Eingliederung nach der Ent-
lassung ausgerichtet. 

Zu den Änderungen, die auf die Empfehlungen
zu Optimierungsbedarfen der Fachkommission
Resozialisierung zurückgehen, gehören u.a. fol-
gende Bereiche:

– Die Bestimmung zur Gestaltung des Vollzu-
ges hebt hervor, dass der Vollzug von Beginn
an darauf auszurichten ist, dass er den Ge-
fangenen hilft, sich in das Leben in Freiheit
einzugliedern.

– Die Behandlungsuntersuchung betont die
Ausrichtung an einer zielgerichteten und wir-
kungsorientierten Vollzugsgestaltung.

– In die Behandlungsuntersuchung sind auch
Erkenntnisse der Gerichts- und Bewährungs-
hilfe und der Führungsaufsichtsstellen einzu-
beziehen, damit bereits in einem sehr frühen
Stadium des Vollzugs eine Vernetzung mit
den an der Behandlung von Straffälligen be-
teiligten Akteuren erfolgt.

– In die Vorschrift zur Vollzugsplanung werden
Regelungen zur sozialen Hilfe, insbesondere

zur Schuldenregulierung und Schadenswie-
dergutmachung aufgenommen.

– Zur Vernetzung zwischen den Justizvollzugs-
anstalten und Bewährungshilfe und Füh-
rungsaufsichtsstelle ist eine Beteiligung von
Bewährungshelferinnen und Bewährungs-
helfern in den Vollzugsplankonferenzen vor-
gesehen. Einerseits sollen Erkenntnisse aus
einer früheren Bewährungszeit in die Voll-
zugsplanung einfließen. Außerdem soll
durch eine frühzeitige Einbindung von Be-
währungshelferinnen und Bewährungshel-
fern vor einer Entlassung die Betreuungs-
kontinuität gefördert und die Verbindung zwi-
schen drinnen und draußen stärker als bis-
her betont werden. Diese Vernetzung ist
auch für die Vorbereitung der Eingliederung
von großer Bedeutung.

– Die Möglichkeiten zur Verkürzung von Er-
satzfreiheitsstrafen durch gemeinnützige
Arbeit bei erwachsenen Strafgefangenen
sollen durch eine Ergänzung der Vorschrift
zur Aufnahme der Gefangenen gefördert
werden.

– Durch einen veränderten und positiv formu-
lierten Prüfungsmaßstab für die Gewährung
von Lockerungen wird die Bedeutung der
Erprobung in Lockerungen für eine erfolgrei-
che Eingliederung hervorgehoben. 

– Die Neufassung der Bestimmung zur Be-
schäftigung der Gefangenen betont die
zentrale Bedeutung dieser Maßnahmen zur
Erfüllung des Eingliederungsauftrags und für
eine erfolgreiche Resozialisierung. 

– Hierzu gehört auch die Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage zum Abschluss im
Vollzug begonnener Bildungsmaßnahmen
nach Entlassung. 

Ferner wird die Vergütungsregelung durch Auf-
nahme eines Erlasses von Verfahrenskosten wei-
terentwickelt und eine Entgeltfortzahlung bei Teil-
nahme an für die Behandlung wesentlichen Maß-
nahmen eingeführt.

Die Überarbeitung der Bestimmungen trägt insge-
samt den Anforderungen an einen zeitgemäßen
und konsequent an seinem Ziel und seiner Auf-
gabe ausgerichteten Vollzug Rechnung. 

Darüber hinaus werden auch Bestimmungen im
Hamburgischen Untersuchungshaftvollzugsge-
setz geändert, soweit diese inhaltsgleiche Rege-
lungen mit dem Hamburgischen Strafvollzugs-
gesetz enthalten.
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3. Verbandsbeteiligung

Die Arbeit des Justizvollzuges ist auf vielfältige
Weise mit außerhalb der Verwaltung stehenden
Verbänden und Einrichtungen verbunden, zu
einem großen Teil wird sie von ihnen konstruktiv
unterstützt. Der Gesetzentwurf wurde daher den
folgenden Verbänden und Institutionen mit der Ge-
legenheit zur Stellungnahme übersandt:

– Spitzenorganisationen der Gewerkschaften
(DGB und DBB),

– Gewerkschaft ver.di, Landesbezirk Hamburg,

– Landesverband Hamburgischer Strafvollzugs-
bediensteter,

– Berufsverbände der Richterinnen und Richter,
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 

– Kirchen,

– Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und
Jugendgerichtshilfe e.V. Regionalgruppe Nord
(DVJJ),

– Freie Wohlfahrtsverbände (ASB, AWO, Caritas,
DRK, Diakonisches Werk, Der PARITÄTISCHE
Hamburg),

– Weißer Ring e.V.,

– Forum Hamburger Straffälligenhilfe e.V.,

– Agentur für Arbeit,

– Ärztekammer, Psychotherapeutenkammer,

– Landesverband für behinderte Menschen e.V.

Der Gesetzentwurf ist von den oben genannten
Verbänden und Institutionen unterschiedlich – in
Abhängigkeit von den eigenen Interessensphären
und Standpunkten – kommentiert worden. Als
Folge wurden an verschiedenen Stellen des Ge-
setzentwurfes Änderungen vorgenommen. Ande-
ren Empfehlungen und Anmerkungen konnte da-
gegen insbesondere mit Blick auf die Schwer-
punkte des Gesetzentwurfes nicht gefolgt werden.

4. Auswirkungen auf den Haushalt

Die Umsetzung dieser Drucksache macht die Ein-
richtung von insgesamt 16 Dienstposten mit 28,65
Stellen in der JVA Fuhlsbüttel und der Sozialthera-
peutischen Anstalt Hamburg mit einem Budget-
wert von insgesamt jährlich 1.602 Tsd. Euro erfor-
derlich. Hinzu kommen Sachkosten insbesondere
für Therapiemaßnahmen, Gutachterkosten, Fort-
bildungskosten und erhöhte Arbeitsentgelte und
Taschengelder in Höhe von jährlich 200 Tsd. Euro.
Die durch die Umsetzung der Drucksache entste-
henden Kosten werden durch Umschichtung im
Rahmen des zur Verfügung stehenden Stellenbe-
standes und Budgets des Einzelplans 2, Aufga-
benbereich 236 Justizvollzug, gedeckt. 

5. Petitum

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle das
nachstehende Gesetz beschließen. 
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§ 72 Ersatz von Aufwendungen

Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

§ 73 Begriffsbestimmungen

§ 74 Voraussetzungen

§ 75 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

§ 76 Handeln auf Anordnung

§ 77 Androhung

§ 78 Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

§ 79 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

Abschnitt 12

Pflichtwidrigkeiten der Untergebrachten

§ 80 Disziplinarmaßnahmen

§ 81 Arten der Disziplinarmaßnahmen

§ 82 Vollzug der Disziplinarmaßnahmen,
Aussetzung zur Bewährung

§ 83 Anordnungsbefugnis

§ 84 Verfahren

§ 85 Ärztliche Mitwirkung

Abschnitt 13

Verfahrensregelungen

§ 86 Beschwerderecht

§ 87 Anordnung, Aufhebung vollzuglicher
Maßnahmen

Teil 3

Vollzugsbehörden

Abschnitt 1

Organisation, Trennungsgrundsätze

§ 88 Organisation 

§ 89 Trennungsgrundsätze

§ 90 Vollzugsgemeinschaften

§ 91 Länderübergreifende Verlegungen

§ 92 Leitung der Einrichtung

§ 93 Bedienstete 

§ 94 Seelsorgerinnen, Seelsorger

§ 95 Mitverantwortung

§ 96 Hausordnung

Abschnitt 2

Aufsicht über die Einrichtungen

§ 97 Aufsichtsbehörde

§ 98 Vollstreckungsplan

§ 99 Kriminologische Forschung, Evaluation

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/6795



8

Abschnitt 3

Beiräte

§ 100 Bildung der Beiräte

§ 101 Aufgabe

§ 102 Befugnisse

§ 103 Verschwiegenheitspflicht

Abschnitt 4

Datenschutz

§ 104 Datenerhebung

§ 105 Datenerhebung durch optisch-elektronische
Einrichtungen

§ 106 Verarbeitung

§ 107 Zentrale Datei, Einrichtung automatisierter
Übermittlungs- und Abrufverfahren

§ 108 Zweckbindung

§ 109 Schutz besonderer Daten

§ 110 Schutz der Daten in Akten und Dateien

§ 111 Berichtigung, Löschung und Sperrung

§ 112 Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht

§ 113 Auskunft und Akteneinsicht
für wissenschaftliche Zwecke

§ 114 Anwendung des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes

Teil 4

Schlussvorschriften

§ 115 Einschränkung von Grundrechten

Teil 1

Anwendungsbereich

§ 1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung. 

Teil 2

Vollzug der Sicherungsverwahrung

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 2

Ziele des Vollzuges

(1) Der Vollzug dient dem Ziel, die Gefährlichkeit
der Untergebrachten für die Allgemeinheit so zu min-
dern, dass die Vollstreckung der Maßregel möglichst
bald zur Bewährung ausgesetzt oder sie für erledigt
erklärt werden kann. Er bezweckt zugleich den Schutz
der Allgemeinheit vor weiteren erheblichen Straftaten.

(2) Die Untergebrachten sollen befähigt werden,
künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne
Straftaten zu führen. 

§ 3

Gestaltung des Vollzuges

(1) Der Vollzug der Unterbringung ist freiheits-
orientiert und therapiegerichtet auszugestalten. 

(2) Den Untergebrachten sind geeignete Behand-
lungs- und Betreuungsmaßnahmen anzubieten, die
ihnen ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit und so-
zialer Verantwortung ermöglichen. 

(3) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen
Lebensverhältnissen soweit als möglich anzupassen.
Es soll den Bezug zum Leben außerhalb des Voll-
zuges erhalten, die Untergebrachten in ihrer Eigen-
verantwortung stärken und ihnen helfen, sich in das
Leben in Freiheit einzugliedern. Schädlichen Folgen
des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. 

(4) Die unterschiedlichen Lebenslagen und Be-
dürfnisse der Untergebrachten, insbesondere im Hin-
blick auf Alter, Geschlecht und Herkunft werden bei
der Gestaltung des Vollzuges und bei allen Einzel-
maßnahmen berücksichtigt. Insbesondere ist auf die
Schaffung und die Bewahrung eines gewaltfreien
Klimas im Vollzug zu achten.

§ 4

Mitwirkung und Motivierung

(1) Die Erreichung der Vollzugsziele erfordert die
Mitwirkung der Untergebrachten. Ihre Bereitschaft
hierzu ist fortwährend zu wecken und zu fördern. Die
Motivationsmaßnahmen sind zu dokumentieren. 

(2) Zur Motivierung können auch besondere Ver-
günstigungen gewährt oder bereits gewährte beson-
dere Vergünstigungen wieder entzogen werden. Die
Ansprüche der Untergebrachten nach diesem Gesetz
bleiben unberührt. 
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§ 5

Stellung der Untergebrachten

(1) Die Untergebrachten unterliegen den in diesem
Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit.
Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht
enthält, dürfen ihnen nur solche Beschränkungen auf-
erlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden
Störung der Ordnung der Einrichtung oder zum
Schutz der Allgemeinheit vor erheblichen Straftaten
unerlässlich sind. 

(2) Von mehreren möglichen und geeigneten Maß-
nahmen ist diejenige zu wählen, die die Unterge-
brachten voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt.
Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen,
der zu dem angestrebten Erfolg erkennbar außer Ver-
hältnis steht. Sie ist nur so lange zulässig, bis ihr
Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden
kann. 

§ 6

Einbeziehung Dritter

(1) Die Einrichtung arbeitet mit den Behörden und
Stellen der Entlassenen- und Straffälligenhilfe, der Be-
währungshilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungs-
aufsicht, der Bundesagentur für Arbeit, den Trägern
der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den Hilfe-
einrichtungen anderer Behörden, den Verbänden der
freien Wohlfahrtspflege sowie mit Vereinen und Perso-
nen, deren Einfluss die Eingliederung des Unter-
gebrachten fördern kann, eng zusammen.

(2) Die Einrichtungen stellen durch geeignete
organisatorische Maßnahmen sicher, dass die Bun-
desagentur für Arbeit die ihr obliegenden Aufgaben
der Berufsberatung, Ausbildungsvermittlung und
Arbeitsvermittlung durchführen kann.

(3) Die Unterstützung der Untergebrachten durch
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer ist zu fördern. 

Abschnitt 2

Planung und Ablauf des Vollzuges

§ 7

Aufnahme

(1) Die Untergebrachten sind bei der Aufnahme in
einer für sie verständlichen Form über ihre Rechte und
Pflichten zu unterrichten. Mit den Untergebrachten ist
ein Zugangsgespräch zu führen, in dem sie auch über
die Ausgestaltung der Unterbringung informiert wer-
den. 

(2) Sie werden umgehend ärztlich untersucht.
Beim Aufnahmeverfahren dürfen andere Unterge-

brachte oder Gefangene in der Regel nicht zugegen
sein.

§ 8

Behandlungsuntersuchung

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur
Vorbereitung der Vollzugsplanung unverzüglich eine
umfassende Behandlungsuntersuchung an.

(2) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt sich
auf alle Umstände, die für die Beurteilung der Gefähr-
lichkeit der Untergebrachten maßgeblich sind. Im
Rahmen der Behandlungsuntersuchung sind die Ur-
sachen der Straftaten, die individuellen Risikofaktoren
sowie der Behandlungsbedarf, die Behandlungsfähig-
keit und die Behandlungsmotivation der Unterge-
brachten festzustellen. Gleichzeitig sollen die Fähig-
keiten der Untergebrachten ermittelt werden, deren
Stärkung ihrer Gefährlichkeit entgegenwirkt. Erkennt-
nisse aus vorangegangenen Freiheitsentziehungen
sind einzubeziehen. 

(3) Die Behandlungsuntersuchung berücksichtigt
wissenschaftliche Erkenntnisse. 

(4) Die Ergebnisse der Untersuchung sind zu
dokumentieren und mit den Untergebrachten zu
erörtern. 

§ 9

Vollzugsplan

(1) Auf der Grundlage der in der Behandlungsun-
tersuchung gewonnenen Erkenntnisse wird unverzüg-
lich ein Vollzugsplan aufgestellt, der unter Berücksich-
tigung auch des Alters, der Persönlichkeit und des
Entwicklungsstands die individuellen Behandlungs-
ziele festlegt und die zu ihrer Erreichung geeigneten
und erforderlichen Maßnahmen benennt. 

(2) Der Vollzugsplan enthält insbesondere Anga-
ben über:

1. psychiatrische, psychotherapeutische oder so-
zialtherapeutische Behandlungsmaßnahmen, 

2. andere Einzel- oder Gruppenbehandlungsmaß-
nahmen, 

3. Maßnahmen zur Förderung der Behandlungs-
motivation, 

4. die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen
Einrichtung, 

5. die Zuweisung zu Wohngruppen, 

6. Art und Umfang der Beschäftigung, 

7. Maßnahmen zur Gestaltung der Freizeit, 

8. Maßnahmen zur Ordnung der finanziellen Ver-
hältnisse, 

9. Maßnahmen zur Ordnung der familiären Verhält-
nisse, 
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10. Maßnahmen zur Förderung von Außenkontakten, 

11. Maßnahmen zur Vorbereitung eines geeigneten
sozialen Empfangsraums, 

12. Lockerungen, Verlegung in den offenen Vollzug,

13. Vorbereitung der Eingliederung und Nachsorge. 

Die Angaben sind in Grundzügen zu begründen.

(3) Der Vollzugsplan ist fortlaufend der Entwick-
lung der Untergebrachten anzupassen und mit weite-
ren für die Behandlung bedeutsamen Erkenntnissen
in Einklang zu halten. Hierfür hat der Vollzugsplan
eine angemessene Frist vorzusehen, die sechs Mo-
nate nicht übersteigen soll. 

(4) Zur Vorbereitung der Aufstellung und Fort-
schreibung des Vollzugsplans werden Konferenzen
mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Betei-
ligten durchgeführt. An der Behandlung mitwirkende
Personen außerhalb des Vollzuges sind nach Möglich-
keit in die Planung einzubeziehen. Sie können mit Zu-
stimmung der Untergebrachten auch an den Konfe-
renzen beteiligt werden. 

(5) Die Vollzugsplanung wird mit den Unterge-
brachten erörtert. Der Vollzugsplan ist den Unterge-
brachten auszuhändigen. 

§ 10

Behandlung

(1) Den Untergebrachten sind die zur Erreichung
der Vollzugsziele erforderlichen Behandlungsmaß-
nahmen anzubieten. Diese haben wissenschaftlichen
Erkenntnissen zu entsprechen. Soweit standardisierte
Angebote nicht ausreichen oder keinen Erfolg ver-
sprechen, sind individuelle Behandlungsangebote zu
entwickeln. 

(2) Bei der Behandlung wirken Bedienstete der
verschiedenen Fachrichtungen in enger Abstimmung
zusammen. Soweit dies erforderlich ist, sind externe
Fachkräfte einzubeziehen. Den Untergebrachten sol-
len feste Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner
zur Verfügung stehen. 

§ 11

Sozialtherapie

Die Unterbringung erfolgt in einer sozialtherapeuti-
schen Einrichtung, wenn dies aus behandlerischen
Gründen angezeigt ist. 

§ 12

Verlegung und Überstellung, Ausantwortung

(1) Die Untergebrachten können abweichend vom
Vollstreckungsplan in eine andere Einrichtung verlegt
oder überstellt werden, wenn 

1. die Erreichung der Vollzugsziele hierdurch geför-
dert wird,

2. zwingende Gründe der Vollzugsorganisation dies
erfordern oder 

3. andere wichtige Gründe vorliegen. 

Ein anderer wichtiger Grund besteht insbesondere,
wenn das Verhalten oder der Zustand der Unter-
gebrachten eine Gefahr für die Sicherheit oder eine
erhebliche Gefahr für die Ordnung der Einrichtung
darstellen. 

(2) Die Untergebrachten dürfen ausnahmsweise in
eine Anstalt des Strafvollzuges verlegt oder überstellt
werden, wenn es die Behandlung nach § 66c Absatz 1
Nummer 1 des Strafgesetzbuchs erfordert. Dies gilt
insbesondere für eine Behandlung in einer sozialthe-
rapeutischen Anstalt oder die Unterbringung zur Vor-
bereitung der Eingliederung in einer Anstalt des offe-
nen Vollzuges. Auf Antrag können Untergebrachte aus
wichtigem Grund in eine Anstalt des Justizvollzugs
überstellt werden, wenn dies die Behandlung nicht be-
einträchtigt und sie sich mit den dortigen Bedingun-
gen einverstanden erklären. 

(3) § 87 bleibt unberührt.

(4) Die Untergebrachten dürfen auf begründeten
Antrag befristet einer Polizeibehörde übergeben wer-
den (Ausantwortung).

§ 13

Lockerungen

(1) Den Untergebrachten kann als Lockerung des
Vollzuges insbesondere erlaubt werden,

1. die Einrichtung für eine bestimmte Tageszeit in Be-
gleitung einer von der Einrichtung zugelassenen
Person (Begleitausgang) zu verlassen,

2. die Einrichtung für eine bestimmte Tageszeit ohne
Aufsicht (Ausgang) zu verlassen,

3. die Einrichtung für mehr als einen Tag (Langzeit-
ausgang) bis zu zwei Wochen zu verlassen, 

4. außerhalb der Einrichtung regelmäßig einer Be-
schäftigung unter Aufsicht (Außenbeschäftigung)
oder ohne Aufsicht (Freigang) nachzugehen.

(2) Die Lockerungen werden zur Erreichung der
Vollzugsziele gewährt, soweit nicht zwingende Gründe
entgegenstehen, insbesondere konkrete Anhalts-
punkte die Gefahr begründen, dass die Untergebrach-
ten sich dem Vollzug der Sicherungsverwahrung ent-
ziehen oder die Maßnahmen zur Begehung erheb-
licher Straftaten missbrauchen werden. 

(3) Werden Lockerungen nach Absatz 1 nicht ge-
währt, ist den Untergebrachten das Verlassen der Ein-
richtung unter ständiger und unmittelbarer Aufsicht für
eine bestimmte Tageszeit (Ausführung) zu gestatten.
Ausführungen erfolgen mindestens vier Mal im Jahr.
Sie dienen der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, der
Förderung der Mitwirkung an der Behandlung oder
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der Vorbereitung weiterer Lockerungen und dürfen
nur versagt werden, wenn konkrete Anhaltspunkte die
Gefahr begründen, dass die Untergebrachten sich
trotz besonderer Sicherungsmaßnahmen dem Vollzug
entziehen oder die Ausführung zu erheblichen Straf-
taten missbrauchen werden. 

(4) Durch den Langzeitausgang wird die Voll-
streckung der Sicherungsverwahrung nicht unterbro-
chen.

(5) Die Leitung der Einrichtung kann den Unter-
gebrachten Weisungen für Lockerungen erteilen. 

(6) Bei der Entscheidung über Gewährung und
Ausgestaltung der Lockerungen sind die Belange der
Opfer zu berücksichtigen. § 406d Absätze 2 und 3 der
Strafprozessordnung gilt entsprechend.

(7) Vor der Erstgewährung von Lockerungen nach
Absatz 1 ist eine schriftliche Stellungnahme einer
psychiatrischen oder psychologischen Fachkraft, die
nicht mit den Untergebrachten therapeutisch befasst
ist oder war, einzuholen. 

§ 14

Lockerungen aus wichtigem Anlass

(1) Lockerungen können auch aus wichtigem An-
lass gewährt werden. Wichtige Anlässe sind insbeson-
dere die Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die
medizinische Behandlung der Untergebrachten sowie
der Tod oder die lebensgefährliche Erkrankung An-
gehöriger der Untergebrachten. 

(2) § 13 Absätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Ausführungen aus wichtigem Anlass sind auch
ohne Zustimmung der Untergebrachten zulässig,
wenn dies aus besonderen Gründen notwendig ist. 

(4) Kranke Untergebrachte, bei denen auf Grund
ihrer Krankheit in Kürze mit dem Tod gerechnet wer-
den muss, können bis zur Entscheidung über einen
Strafausstand Langzeitausgang erhalten, wenn nicht
zu befürchten ist, dass sie diese zu Straftaten von
erheblicher Bedeutung missbrauchen werden. § 13
Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 15

Lockerungen, Verlegung in den offenen Vollzug zur
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Um die Eingliederung vorzubereiten, sollen den
Untergebrachten Lockerungen gewährt werden (§ 13).

(2) Die Einrichtung kann den Untergebrachten
nach Anhörung der Vollstreckungsbehörde zur Vorbe-
reitung der Eingliederung Langzeitausgang bis zu
sechs Monaten gewähren. § 13 Absätze 2 und 6 gilt
entsprechend. 

(3) Den Untergebrachten sollen für den Langzeit-
ausgang nach Absatz 1 Weisungen erteilt werden. Sie
können insbesondere angewiesen werden, sich einer
bestimmten Betreuungsperson zu unterstellen, sich in
Betreuungseinrichtungen außerhalb des Vollzuges
aufzuhalten und jeweils für kurze Zeit in die Einrich-
tung zurückzukehren. 

(4) Zur Vorbereitung der Eingliederung kann die
Unterbringung in Anstalten oder Abteilungen des offe-
nen Strafvollzuges erfolgen, wenn die Untergebrach-
ten dessen besonderen Anforderungen genügen, na-
mentlich nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem
Vollzug entziehen oder die Möglichkeiten des offenen
Vollzuges zu erheblichen Straftaten missbrauchen
werden. 

§ 16

Vorbereitung der Eingliederung

Zur Vorbereitung der Eingliederung sind die Unter-
gebrachten bei der Ordnung ihrer persönlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu beraten
und zu unterstützen. Die Bereitschaft der Unterge-
brachten, ihre Angelegenheiten dabei soweit wie mög-
lich selbstständig zu regeln, ist zu wecken und zu för-
dern. Die Einrichtung wirkt darauf hin, dass die Unter-
gebrachten nach ihrer Entlassung insbesondere über
eine geeignete Unterkunft und eine Arbeits- oder Aus-
bildungsstelle verfügen sowie bei Bedarf in therapeu-
tische oder andere nachsorgende Maßnahmen vermit-
telt werden. Hierbei arbeitet die Einrichtung mit öffent-
lichen Stellen sowie freien Trägern und Personen, die
die Eingliederung der Untergebrachten fördern, zu-
sammen. 

§ 17

Entlassung

(1) Die Untergebrachten sollen am Tag ihrer Ent-
lassung möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vor-
mittag entlassen werden. Bei Bedarf stellt die Einrich-
tung den Transport zur Unterkunft sicher, wenn die zu
entlassende Person dem zustimmt. 

(2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf Tage
vorverlegt werden, wenn die Untergebrachten zu ihrer
Eingliederung hierauf dringend angewiesen sind. 

(3) Bedürftige Untergebrachte erhalten eine Ent-
lassungsbeihilfe in Form eines Reisekostenzuschus-
ses, angemessener Kleidung oder einer sonstigen
notwendigen Unterstützung.

§ 18

Unterstützung nach der Entlassung

(1) Die Einrichtung kann früheren Untergebrachten
auf Antrag Hilfestellung gewähren, soweit diese nicht
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anderweitig sichergestellt werden kann und der Erfolg
der Behandlung gefährdet erscheint. 

(2) Frühere Untergebrachte können auf ihren An-
trag vorübergehend in der Einrichtung oder in einer
Anstalt des Justizvollzuges verbleiben oder wiederauf-
genommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet
ist. Der Verbleib und die Aufnahme sind jederzeit
widerruflich. 

(3) Gegen verbliebene oder aufgenommene Perso-
nen dürfen Maßnahmen des Vollzuges nicht mit un-
mittelbarem Zwang durchgesetzt werden. 

(4) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen oder auf-
genommenen Personen unverzüglich zu entlassen. 

Abschnitt 3

Unterbringung und Ernährung
der Untergebrachten

§ 19

Unterbringung

(1) Die Unterbringung erfolgt in geschlossenen
Einrichtungen.

(2) Die Untergebrachten erhalten ein Zimmer zur
alleinigen Nutzung. Die Zimmer sind so zu gestalten,
dass den Untergebrachten ausreichender Raum zum
Wohnen und Schlafen zur Verfügung steht. Ausrei-
chender Raum zum Wohnen und Schlafen steht erst
dann nicht mehr zur Verfügung, wenn die Zimmer
einschließlich einer Waschgelegenheit und einer Toi-
lette kleiner als 15 Quadratmeter sind. Es ist nicht
erforderlich, dass die Waschgelegenheit und die Toi-
lette baulich vollständig abgetrennt sind.

(3) Sofern Untergebrachte hilfsbedürftig sind oder
für sie eine Gefahr für Leben oder Gesundheit be-
steht, können sie mit anderen gemeinsam unter-
gebracht werden, wenn diese zustimmen. Bei Hilfs-
bedürftigkeit bedarf es der Zustimmung beider Unter-
gebrachter.

§ 20

Tageseinteilung und Bewegungsfreiheit

(1) Die Untergebrachten sollen durch die Tagesein-
teilung an eine eigenverantwortliche Lebensführung
herangeführt werden. Die Tageseinteilung umfasst
insbesondere Zeiten der Behandlung, Betreuung, Be-
schäftigung und Freizeit sowie der Nachtruhe. 

(2) Außerhalb der Nachtruhe dürfen sich die Unter-
gebrachten in den für sie vorgesehenen Bereichen der
Einrichtung einschließlich des Außenbereichs frei be-
wegen. Einschränkungen sind zulässig, wenn es die
Sicherheit oder schwerwiegende Gründe der Ordnung
der Einrichtung erfordern oder ein schädlicher Ein-
fluss auf andere Untergebrachte zu befürchten ist. 

§ 21

Ausstattung des Zimmers, persönlicher Besitz

(1) Die Untergebrachten dürfen ihr Zimmer in an-
gemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen
ausstatten. 

(2) Die Untergebrachten dürfen Gegenstände nur
mit Erlaubnis der Einrichtung besitzen, annehmen
oder abgeben. Die Erlaubnis darf versagt oder wider-
rufen werden, wenn die Gegenstände die Sicherheit
oder in schwerwiegender Weise die Ordnung beein-
trächtigen. Dies gilt auch, soweit die Erreichung der
Vollzugsziele nach § 2 Absatz 1 gefährdet wird. 

(3) Gegenstände von geringem Wert dürfen die
Untergebrachten ohne Erlaubnis an andere Unterge-
brachte weitergeben und von ihnen annehmen. Die
Einrichtung kann die Weitergabe und Annahme auch
solcher Gegenstände von ihrer Erlaubnis abhängig
machen. 

§ 22

Kleidung

Die Untergebrachten dürfen eigene Kleidung tra-
gen und eigene Bettwäsche benutzen, soweit sie für
Reinigung und Instandsetzung auf eigene Kosten sor-
gen. Bei Bedarf oder auf Antrag der Untergebrachten
stellt die Einrichtung Kleidung und Bettwäsche zur
Verfügung und ordnet diese persönlich zu. 

§ 23

Verpflegung

(1) Die Untergebrachten nehmen an der Gemein-
schaftsverpflegung der Einrichtung teil. Sie sind ge-
sund zu ernähren. Auf ärztliche Anordnung wird ihnen
eine besondere Verpflegung gewährt. Ihnen wird
ermöglicht, Speisevorschriften ihrer Religionsgemein-
schaft zu befolgen. 

(2) Geeigneten Untergebrachten wird gestattet,
sich selbst zu verpflegen, soweit nicht die Sicherheit
und schwerwiegende Gründe der Ordnung der Ein-
richtung entgegenstehen. Die Untergebrachten sollen
angeleitet werden, sich gesund zu ernähren. 

(3) Verpflegen sich Untergebrachte selbst, tragen
sie die Kosten und werden von der Gemeinschaftsver-
pflegung ausgenommen. Die Einrichtung unterstützt
die Untergebrachten durch einen zweckgebundenen
Zuschuss mindestens in Höhe der ersparten Aufwen-
dungen. Die Einrichtung kann stattdessen Lebensmit-
tel zur Verfügung stellen. 

§ 24

Einkauf

(1) Die Untergebrachten erhalten die Möglichkeit,
mindestens einmal wöchentlich unter Vermittlung der

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/6795



13

Einrichtung in angemessenem Umfang einzukaufen.
Die Einrichtung wirkt auf ein Angebot hin, das auf die
Wünsche und Bedürfnisse der Untergebrachten Rück-
sicht nimmt. 

(2) Gegenstände, welche die Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung gefährden, sind vom Einkauf
ausgeschlossen. 

(3) Für den Einkauf können die Untergebrachten
die ihnen frei zur Verfügung stehenden Gelder ver-
wenden.

Abschnitt 4

Verkehr mit Personen außerhalb der Einrichtung

§ 25 

Grundsatz

Die Untergebrachten haben das Recht, Kontakte
mit Personen außerhalb der Einrichtung im Rahmen
der Bestimmungen dieses Gesetzes zu pflegen. Der
Verkehr mit der Außenwelt sowie die Erhaltung und
Schaffung des sozialen Empfangsraums sind zu för-
dern. 

§ 26

Besuch

(1) Die Untergebrachten dürfen regelmäßig Be-
such empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindes-
tens zehn Stunden im Monat. 

(2) Den Untergebrachten sollen über Absatz 1
hinausgehende mehrstündige unbeaufsichtigte Besu-
che (Langzeitbesuche) ermöglicht werden, wenn dies
zur Förderung partnerschaftlicher oder ihnen gleich-
zusetzender Kontakte der Untergebrachten geboten
erscheint und die Untergebrachten hierfür geeignet
sind. 

(3) Aus Gründen der Sicherheit und Ordnung der
Einrichtung können die Besuche davon abhängig ge-
macht werden, dass Besucherinnen und Besucher
sich durchsuchen lassen. Für Art und Umfang der
Durchsuchungen, insbesondere für den Einsatz tech-
nischer Hilfsmittel, und für den für Durchsuchungen in
Betracht kommenden Personenkreis kann die Leitung
der Einrichtung mit Rücksicht auf die Sicherheits-
bedürfnisse der Einrichtung besondere Regelungen
treffen.

(4) Die Leitung der Einrichtung kann Besuche
untersagen, wenn

1. die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung
gefährdet würde,

2. bei Besucherinnen und Besuchern, die nicht
Angehörige der Untergebrachten im Sinne des
Strafgesetzbuchs sind, zu befürchten ist, dass sie
einen schädlichen Einfluss auf die Untergebrach-

ten haben oder ihre Eingliederung behindern wür-
den.

§ 27

Überwachung der Besuche

(1) Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung
oder der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung
überwacht werden, es sei denn, es liegen im Einzelfall
Erkenntnisse dafür vor, dass es der Überwachung
nicht bedarf. Die Überwachung der Besuche mit op-
tisch-elektronischen Einrichtungen (Videobeobach-
tung) ist zulässig. Die Untergebrachten und die Besu-
cherinnen und Besucher sind vor dem Besuch darauf
hinzuweisen. 

(2) Die Unterhaltung darf nur überwacht werden,
soweit dies im Einzelfall aus den in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Gründen erforderlich ist. Absatz 1 Sätze 2
und 3 findet keine Anwendung.

(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn
Besucherinnen und Besucher oder Untergebrachte
gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder die auf
Grund dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen
trotz Abmahnung verstoßen. Die Abmahnung unter-
bleibt, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort
abzubrechen.

(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Er-
laubnis übergeben werden. Die Leitung der Einrich-
tung kann im Einzelfall die Nutzung einer Trennvor-
richtung anordnen, wenn dies mit Rücksicht auf die
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung zur Verhin-
derung einer unerlaubten Übergabe von Gegenstän-
den erforderlich ist.

§ 28

Besuche von Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten und Notarinnen und Notaren

(1) Besuche von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwäl-
ten, Notarinnen und Notaren in einer die Unterge-
brachten betreffenden Rechtssache sind zu gestatten.
§ 26 Absatz 3 gilt entsprechend.

(2) Besuche von Rechtsanwältinnen, Rechtsanwäl-
ten, Notarinnen und Notaren werden nicht überwacht.

(3) Beim Besuch von Rechtsanwältinnen, Rechts-
anwälten, Notarinnen und Notaren mitgeführte Schrift-
stücke und sonstige Unterlagen dürfen übergeben
werden, ihre inhaltliche Überprüfung ist nicht zulässig.

(4) Liegt der Anordnung der Sicherungsverwah-
rung eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit
§ 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuchs zugrunde, gel-
ten § 148 Absatz 2 und § 148a der Strafprozessord-
nung entsprechend, es sei denn, die Untergebrachten
befinden sich im offenen Vollzug (§ 15 Absatz 4) oder
ihnen werden Lockerungen gewährt (§ 13) und Gründe
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für einen Widerruf oder eine Zurücknahme der Locke-
rungen (§ 87 Absätze 2 und 3) liegen nicht vor.

§ 29

Schriftwechsel

(1) Die Untergebrachten dürfen unbeschränkt
Schreiben absenden und empfangen. Absendung und
Empfang der Schreiben vermittelt die Einrichtung, ein-
gehende und ausgehende Schreiben werden unver-
züglich weitergeleitet.

(2) Die Leitung der Einrichtung kann den Schrift-
wechsel mit bestimmten Personen untersagen, wenn

1. die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet würde,

2. bei Personen, die nicht Angehörige der Unterge-
brachten im Sinne des Strafgesetzbuchs sind, zu
befürchten ist, dass der Schriftwechsel einen
schädlichen Einfluss auf die Untergebrachten hat
oder die Erreichung der Vollzugsziele behindert.

(3) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Un-
tergebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Einrichtung sie in besonders begründeten Fällen
in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 30

Überwachung des Schriftwechsels

(1) Der Schriftwechsel darf aus Gründen der
Behandlung oder der Sicherheit oder Ordnung der
Einrichtung überwacht werden.

(2) Der Schriftwechsel mit Mitgliedern der Anstalts-
beiräte (§§ 100 bis 103) und mit Rechtsanwältinnen,
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren soweit sie
von den Untergebrachten mit der Vertretung einer
Rechtsangelegenheit nachweislich beauftragt wur-
den, wird nicht überwacht. Für den Schriftwechsel mit
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und
Notaren gilt § 28 Absatz 4 entsprechend. 

(3) Nicht überwacht werden ferner Schreiben der
Untergebrachten

1. an Volksvertretungen des Bundes und der Länder,
an das Europäische Parlament und an die Mitglie-
der dieser Gremien, soweit die Schreiben an die
Anschriften der Gremien gerichtet sind und die ab-
sendende Person zutreffend angeben,

2. an den Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte,

3. an den Europäischen Ausschuss zur Verhütung
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe,

4. an die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter, 

5. an sonstige Organisationen oder Einrichtungen,
mit denen der Schriftverkehr auf Grund völker-

rechtlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik
Deutschland geschützt ist,

6. an die Datenschutzbeauftragten des Bundes, der
Länder und der Aufsichtsbehörde,

7. an Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Auf-
sichtsbehörde (§ 97) und

8. an nicht in der Einrichtung tätige Ärztinnen oder
Ärzte, die nachweislich mit der Untersuchung oder
Behandlung der Untergebrachten befasst sind.

(4) Schreiben der in Absatz 3 genannten Stellen,
die an die Untergebrachten gerichtet sind, werden
nicht überwacht, sofern die Identität der Absenderin-
nen bzw. Absender zweifelsfrei feststeht.

§ 31

Anhalten von Schreiben

(1) Die Leitung der Einrichtung kann Schreiben an-
halten,

1. wenn durch sie das Vollzugsziel oder die Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung gefährdet
würde,

2. wenn die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts
einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichte,

3. wenn sie grob unrichtige oder erheblich entstel-
lende Darstellungen von Einrichtungsverhältnis-
sen enthalten,

4. wenn sie grobe Beleidigungen enthalten,

5. wenn sie die Eingliederung anderer Untergebrach-
ter gefährden können oder

6. wenn sie in Geheimschrift, unlesbar, unverständ-
lich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Dar-
stellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben bei-
gefügt werden, wenn die Untergebrachten auf deren
Absendung bestehen.

(3) Ist ein Schreiben angehalten worden, werden
die Untergebrachten unterrichtet. Angehaltene
Schreiben werden an die Absenderin bzw. den Absen-
der zurückgegeben oder behördlich verwahrt.

(4) Schreiben, deren Überwachung nach § 30 Ab-
sätze 2 bis 4 ausgeschlossen ist, dürfen nicht ange-
halten werden.

§ 32

Telekommunikation

(1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, auf
eigene Kosten Telefongespräche zu führen. Sind sie
dazu nicht in der Lage, kann die Einrichtung die
Kosten in begründeten Fällen in angemessenem
Umfang übernehmen. Beschränkungen zu Zeiten der
Nachtruhe sind zulässig. Ist die Überwachung des
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Telefongesprächs erforderlich, ist die beabsichtigte
Überwachung den Gesprächspartnern der Unterge-
brachten durch die Einrichtung oder durch die Unter-
gebrachten unmittelbar nach Herstellung der Verbin-
dung mitzuteilen. § 30 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3
gilt entsprechend. Die Untergebrachten sind rechtzei-
tig vor Beginn des Telefongesprächs über die beab-
sichtigte Überwachung und die Mitteilungspflicht nach
Satz 2 zu unterrichten. 

(2) Den Untergebrachten soll gestattet werden, an-
dere von der Aufsichtsbehörde zugelassene Formen
der Telekommunikation unter Vermittlung der Einrich-
tung zu nutzen, wenn hierdurch die Sicherheit und
Ordnung der Einrichtung nicht gefährdet wird. Im Übri-
gen finden die Vorschriften über den Schriftwechsel,
den Besuch und über Telefongespräche entspre-
chende Anwendung. 

(3) Auf dem Gelände der Einrichtung können tech-
nische Geräte zur Störung von Frequenzen betrieben
werden, die der Herstellung unerlaubter Mobilfunkver-
bindungen dienen. Es ist sicherzustellen, dass der
Mobilfunkverkehr außerhalb des Einrichtungsgelän-
des hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Die von der
Bundesnetzagentur gemäß § 55 Absatz 1 Satz 5 des
Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 2004
(BGBl. I S. 1190), zuletzt geändert am 3. Mai 2012
(BGBl. I S. 958), in der jeweils geltenden Fassung fest-
gelegten Rahmenbedingungen sind zu beachten.

§ 33

Pakete

(1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, Pakete
zu empfangen. Die Einrichtung kann Gewicht und
Größe von Sendungen festsetzen und einzelne
Gegenstände vom Paketempfang ausnehmen, wenn
die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder die
Erreichung der Vollzugsziele gefährdet werden.

(2) Den Untergebrachten ist zu gestatten, Pakete
zu versenden. Der Versand kann aus Gründen der
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung untersagt
werden. Zu diesem Zweck kann der Inhalt überprüft
werden. 

(3) Pakete sind in Gegenwart der Untergebrachten
zu öffnen. Ausgeschlossene Gegenstände können zu
ihrer Habe genommen oder den Absenderinnen und
Absendern zurückgesandt werden. Nicht ausgehän-
digte Gegenstände, durch die bei der Versendung
oder Aufbewahrung Personen verletzt oder Sachschä-
den verursacht werden können, dürfen vernichtet wer-
den. Die hiernach getroffenen Maßnahmen werden
den Untergebrachten eröffnet.

(4) Die Kosten des Paketverkehrs tragen die Unter-
gebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die

Einrichtung sie in besonders begründeten Fällen in
angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 5

Beschäftigung

§ 34

Beschäftigung

(1) Den Untergebrachten sollen Arbeit, arbeitsthe-
rapeutische Maßnahmen sowie schulische und beruf-
liche Bildung (Beschäftigung) angeboten werden, die
ihre Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen berück-
sichtigen. Sie sind nicht zur Beschäftigung verpflich-
tet.

(2) Beschäftigung soll insbesondere dazu dienen,
die Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine regelmäßige
Erwerbstätigkeit zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach der Entlassung und eine geordnete Tageseintei-
lung zu vermitteln, zu fördern und zu erhalten. 

(3) Den Untergebrachten ist zu gestatten, sich
selbst zu beschäftigen, soweit nicht die Sicherheit und
Ordnung der Einrichtung oder die Erreichung der Voll-
zugsziele gefährdet werden.

(4) Den Untergebrachten kann gestattet werden,
einer Arbeit, Berufsausbildung oder Weiterbildung auf
der Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnis-
ses außerhalb der Einrichtung nachzugehen. § 13 Ab-
satz 1 Nummer 3 und Absatz 2 gilt entsprechend. Die
Einrichtung kann verlangen, dass ihr das Entgelt zur
Gutschrift für die Untergebrachten überwiesen wird.

§ 35

Freistellung

(1) Haben die Untergebrachten ein halbes Jahr
lang zusammenhängend gearbeitet, so können sie
beanspruchen, elf Arbeitstage von der Arbeit freige-
stellt zu werden. Zeiten, in denen die Untergebrachten
infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert
waren, werden auf das Halbjahr mit bis zu 15 Arbeits-
tagen (drei Wochen halbjährlich) angerechnet. Der
Anspruch verfällt, wenn die Freistellung nicht inner-
halb eines Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist.
Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang
(§ 13 Absatz 1) angerechnet. 

(2) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit der
Freistellung ihr Arbeitsentgelt weiter. 

(3) Urlaubsregelungen aus freien Beschäftigungs-
verhältnissen bleiben unberührt. 

(4) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen sowie
schulische und berufliche Bildung gelten die Absätze
1 bis 3 entsprechend. 
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§ 36

Vergütung 

(1) Untergebrachte, die eine angebotene Arbeit
oder arbeitstherapeutische Beschäftigung ausüben,
erhalten ein Arbeitsentgelt, welches mit 16 vom Hun-
dert der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 12. November
2009 (BGBl. 2009 I S. 3712, 3973, 2011 I S. 363), zu-
letzt geändert am 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2474),
in der jeweils geltenden Fassung (Eckvergütung) be-
messen wird. Ein Tagessatz ist der zweihundertfünf-
zigste Teil der Eckvergütung. 

(2) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der
Untergebrachten und der Art der Arbeit gestuft wer-
den. 75 vom Hundert der Eckvergütung dürfen nicht
unterschritten werden. 

§ 37

Ausbildungsbeihilfe, Entgeltfortzahlung

(1) Nehmen die Untergebrachten an einer Maß-
nahme der beruflichen oder schulischen Aus- und
Weiterbildung teil, so erhalten sie eine Ausbildungs-
beihilfe, soweit ihnen keine Leistungen zum Lebens-
unterhalt zustehen, die freien Personen aus solchem
Anlass gewährt werden. Der Nachrang der Sozialhilfe
nach § 2 Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3023),
zuletzt geändert am 20. Dezember 2012 (BGBl. I
S. 2789, 2790), in der jeweils geltenden Fassung wird
nicht berührt.

(2) Für die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt
§ 36 entsprechend. Die Regelung für die Freistellung
von der Arbeit nach § 35 ist entsprechend anzuwen-
den.

(3) Nehmen die Untergebrachten stunden- oder
tageweise an einzel- oder gruppentherapeutischen
Maßnahmen, an Maßnahmen zur Behandlung von
Suchtmittelabhängigkeit und -missbrauch, an Trai-
ningsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen
Kompetenz sowie sozialtherapeutischen Behand-
lungsmaßnahmen teil, so erhalten sie eine Entgeltfort-
zahlung in Höhe des ihnen dadurch entgehenden
Arbeitsentgelts gemäß § 36 Absatz 1 oder der ihnen
dadurch entgehenden Ausbildungsbeihilfe gemäß
Absatz 2.

§ 38

Arbeitslosenversicherung

Soweit die Vollzugsbehörden Beiträge zur Bundes-
agentur für Arbeit nach § 347 Nummer 3 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch vom 24. März 1997 (BGBl. I
S. 594, 595), zuletzt geändert am 20. Dezember 2012
(BGBl. I S. 2781), in der jeweils geltenden Fassung zu
entrichten haben, können sie von dem Arbeitsentgelt

oder der Ausbildungsbeihilfe einen Betrag einbehal-
ten, der dem Anteil der Untergebrachten am Beitrag
entspräche, wenn sie diese Bezüge als Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer erhielten.

§ 39

Vergütungsordnung

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen zur Vergütung nach den
§§ 36 und 37 zu erlassen (Vergütungsordnung). Der
Senat kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf die zuständige Behörde weiter
übertragen.

Abschnitt 6

Gelder der Untergebrachten

§ 40

Grundsatz

Die Gelder der Untergebrachten werden auf Haus-
geldkonten, Überbrückungsgeldkonten und Eigen-
geldkonten der Untergebrachten in der Einrichtung
geführt. Für Freigänger (§ 34 Absatz 4) sind Ausnah-
men mit Zustimmung der Leitung der Einrichtung
zulässig. Die Gelder dürfen nach Maßgabe der §§ 41
bis 45 verwendet werden.

§ 41

Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus monatlich drei Siebteln
der in diesem Gesetz geregelten Bezüge der Unterge-
brachten (§§ 36, 37) gebildet. Es darf für den Einkauf
(§ 24) oder anderweitig verwendet werden.

(2) Für Untergebrachte, die in einem freien Be-
schäftigungsverhältnis stehen oder denen gestattet
ist, sich selbst zu beschäftigen (§ 34 Absatz 4), wird
aus ihren Bezügen ein angemessenes Hausgeld fest-
gesetzt.

§ 42

Taschengeld

Untergebrachten wird auf Antrag Taschengeld ge-
währt, soweit sie bedürftig sind. Die Höhe wird auf 24
vom Hundert der Eckvergütung nach § 36 Absatz 1 be-
messen. Untergebrachte, die an Behandlungsmaß-
nahmen nach § 9 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 teilneh-
men, erhalten ein Taschengeld in Höhe von 36 vom
Hundert der Eckvergütung. 

§ 43

Überbrückungsgeld

(1) Das Überbrückungsgeld wird aus den in die-
sem Gesetz geregelten Bezügen (§§ 36, 37) und aus
den Bezügen der Untergebrachten gebildet, die in
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einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder
denen gestattet ist, sich selbst zu beschäftigen (§ 34
Absatz 3), soweit die Bezüge den Untergebrachten
nicht als Hausgeld zur Verfügung stehen und das
Überbrückungsgeld noch nicht die angemessene
Höhe erreicht hat. Die angemessene Höhe wird von
der Aufsichtsbehörde (§ 97) festgesetzt.

(2) Das Überbrückungsgeld dient dem Lebens-
unterhalt der Untergebrachten und ihrer Unterhaltsbe-
rechtigten für die ersten vier Wochen nach ihrer Ent-
lassung. Es wird den Untergebrachten bei der Entlas-
sung in die Freiheit ausgezahlt. Die Einrichtung kann
es ganz oder zum Teil den Bewährungshelferinnen
und Bewährungshelfern oder einer mit der Entlasse-
nenbetreuung befassten Stelle überweisen, die darü-
ber entscheiden, wie das Geld innerhalb der ersten
vier Wochen nach der Entlassung an die Unterge-
brachten ausgezahlt wird. Die Bewährungshelferin-
nen und Bewährungshelfer und die mit der Entlasse-
nenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, das
Überbrückungsgeld von ihrem Vermögen gesondert
zu halten. Mit Zustimmung der Untergebrachten kann
das Überbrückungsgeld auch den Unterhaltsberech-
tigten überwiesen werden.

(3) Die Untergebrachten dürfen vor ihrer Entlas-
sung nicht über das Überbrückungsgeld verfügen. Die
Leitung der Einrichtung kann jedoch gestatten, dass
das Überbrückungsgeld in Anspruch genommen wird

1. für notwendige Maßnahmen der Entlassungsvor-
bereitung, insbesondere zur Erlangung eines
Arbeitsplatzes und einer Unterkunft,

2. bei Aufnahme eines freien Beschäftigungsverhält-
nisses oder einer Selbstbeschäftigung außerhalb
der Einrichtung in den ersten beiden Monaten zur
Finanzierung der hierfür erforderlichen Mittel, ins-
besondere von Kleidung und Kosten zu benutzen-
der Verkehrsmittel,

3. für Kosten der Krankenbehandlung nach § 56
Absätze 2 und 3,

wenn die Maßnahmen ohne die Inanspruchnahme des
Überbrückungsgeldes gefährdet wären.

§ 44

Eigengeld

(1) Das Eigengeld wird gebildet

1. aus Bargeld, das den Untergebrachten gehört und
ihnen als Eigengeld gutzuschreiben ist,

2. aus Geldern, die für die Untergebrachten einge-
zahlt werden, und 

3. aus Bezügen der Untergebrachten, die nicht als
Hausgeld oder Überbrückungsgeld in Anspruch
genommen werden.

(2) Hat das Überbrückungsgeld noch nicht die
nach § 43 Absatz 1 bestimmte Höhe erreicht, so ist die
Verfügung über das Eigengeld in Höhe des Unter-
schiedbetrages ausgeschlossen. § 43 Absatz 3 Satz 2
gilt entsprechend. Daneben kann die Leitung der
Einrichtung die Inanspruchnahme von Eigengeld für
den Einkauf (§ 24) im ersten Monat nach der Auf-
nahme gestatten.

(3) Hat das Überbrückungsgeld die nach § 43 Ab-
satz 1 bestimmte Höhe erreicht, dürfen die Unterge-
brachten über das Eigengeld verfügen, für den Ein-
kauf (§ 24) jedoch nur, wenn sie ohne ihr Verschulden
nicht über Haus- oder Taschengeld in ausreichendem
Umfang verfügen und nur in angemessener Höhe.

(4) Wird für Untergebrachte Geld eingezahlt, das
ausdrücklich für einen Einkauf bestimmt ist, ist es als
zweckgebundenes Eigengeld gutzuschreiben. Zweck-
gebundenes Eigengeld, das nicht oder nicht in vollem
Umfang für den folgenden Einkauf verwendet wird, ist
in Höhe des nicht verwendeten Betrages als Eigen-
geld nach Absatz 1 zu behandeln.

(5) Wurde den Untergebrachten Bargeld als Eigen-
geld gutgeschrieben, das sie unerlaubt in die Einrich-
tung eingebracht oder einzubringen versucht haben
oder das sie in der Einrichtung aus anderen Gründen
unerlaubt im Besitz hatten, dürfen sie über das Eigen-
geld in Höhe des gutgeschrieben Betrages nicht ver-
fügen.

§ 45

Unterbringungskosten, Kostenbeteiligung

(1) An den Kosten für Unterbringung und Gemein-
schaftsverpflegung werden die Untergebrachten nicht
beteiligt. 

(2) Die Untergebrachten können in angemesse-
nem Umfang an den Stromkosten beteiligt werden, die
durch die Nutzung der in ihrem Besitz befindlichen
Gegenstände entstehen.

Abschnitt 7

Freizeit

§ 46

Allgemeines

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegenheit und
Anregung, ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. Die Ein-
richtung hat insbesondere Angebote zur sportlichen
und kulturellen Betätigung sowie Bildungsangebote
vorzuhalten. Die Benutzung einer Bücherei ist zu
ermöglichen. 

(2) Die Untergebrachten sind zur Teilnahme und
Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu
motivieren und anzuleiten. Die Gestaltung der Freizeit
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kann auch dazu dienen, die Untergebrachten an die
Behandlung heranzuführen. 

§ 47

Zeitungen und Zeitschriften

(1) Die Untergebrachten dürfen auf eigene Kosten
Zeitungen und Zeitschriften durch Vermittlung der Ein-
richtung beziehen.

(2) Ausgeschlossen sind Zeitungen und Zeitschrif-
ten, deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße be-
droht ist. Einzelne Ausgaben oder Teile von Zeitungen
oder Zeitschriften können den Untergebrachten vor-
enthalten werden, wenn sie das Vollzugsziel oder die
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung erheblich
gefährden würden.

§ 48

Rundfunk

(1) Die Untergebrachten dürfen eigene Rundfunk-
geräte unter den Voraussetzungen des § 49 besitzen,
soweit ihnen nicht von der Einrichtung Geräte über-
lassen werden. Die Betriebskosten können den Unter-
gebrachten auferlegt werden. Andere Geräte der In-
formations- und Unterhaltungselektronik können unter
diesen Voraussetzungen zugelassen werden. 

(2) Der Rundfunkempfang kann vorübergehend
ausgesetzt oder einzelnen Untergebrachten untersagt
werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung unerlässlich ist.

(3) Ein Anspruch der Untergebrachten auf Teil-
nahme an einem durch die Einrichtung vermittelten
gemeinschaftlichen Rundfunkempfang besteht nicht.

§ 49

Gegenstände der Freizeitbeschäftigung

(1) Die Untergebrachten dürfen Bücher und an-
dere Gegenstände zur Fortbildung oder zur Freizeit-
beschäftigung besitzen.

(2) Dies gilt nicht, wenn der Besitz, die Überlas-
sung oder die Benutzung des Gegenstands das Voll-
zugsziel oder die Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung gefährden würde.

Abschnitt 8

Religionsausübung

§ 50

Seelsorge

(1) Den Untergebrachten darf religiöse Betreuung
durch Seelsorgerinnen und Seelsorger ihrer Religi-
onsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren
Wunsch ist ihnen zu helfen, mit Seelsorgerinnen oder

Seelsorgern ihrer Religionsgemeinschaft in Verbin-
dung zu treten.

(2) Die Untergebrachten dürfen grundlegende
religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei
grobem Missbrauch entzogen werden.

(3) Den Untergebrachten sind Gegenstände des
religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu
belassen.

§ 51

Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Untergebrachten haben das Recht, am
Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltun-
gen ihres Bekenntnisses teilzunehmen.

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veran-
staltungen einer anderen Religionsgemeinschaft wer-
den die Untergebrachten zugelassen, wenn die Seel-
sorgerinnen oder Seelsorger der anderen Religions-
gemeinschaft zustimmen.

(3) Die Untergebrachten können von der Teilnahme
am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstal-
tungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus über-
wiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung
geboten ist; die Seelsorgerinnen oder Seelsorger sol-
len vorher gehört werden.

§ 52

Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse
gelten §§ 50 und 51 entsprechend.

Abschnitt 9

Gesundheitsfürsorge

§ 53

Gesundheitsuntersuchungen, Vorsorgeleistungen

(1) Die Untergebrachten haben Anspruch auf Ge-
sundheitsuntersuchungen und medizinische Vorsor-
geleistungen.

(2) Weibliche Untergebrachte haben für ihre Kin-
der, die mit ihnen in der Einrichtung untergebracht
sind, Anspruch auf Untersuchungen zur Früherken-
nung von Krankheiten, die die körperliche oder geis-
tige Entwicklung ihrer Kinder gefährden.

(3) Untergebrachte können sich zur Verhütung von
Zahnerkrankungen einmal pro Kalenderjahr zahnärzt-
lich untersuchen lassen. 

§ 54

Krankenbehandlung

Untergebrachte haben Anspruch auf Kranken-
behandlung. Die Krankenbehandlung umfasst

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. WahlperiodeDrucksache 20/6795



19

1. ärztliche Behandlung einschließlich Psychothera-
pie, 

2. zahnärztliche Behandlung,

3. Versorgung mit Zahnersatz einschließlich Zahn-
kronen und Suprakonstruktionen,

4. Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfs-
mitteln,

5. Krankenhausbehandlung,

6. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und
ergänzende Leistungen, soweit Belange des Voll-
zuges dem nicht entgegenstehen.

§ 55

Versorgung mit Hilfsmitteln

Untergebrachte haben Anspruch auf Versorgung
mit Seh- und Hörhilfen, Körperersatzstücken, orthopä-
dischen und anderen Hilfsmitteln. Der Anspruch um-
fasst auch die notwendige Änderung, Instandsetzung
und Ersatzbeschaffung von Hilfsmitteln sowie die Aus-
bildung in ihrem Gebrauch, soweit Belange des Voll-
zuges dem nicht entgegenstehen.

§ 56

Art und Umfang der Leistungen, Kostenbeteiligung

(1) Art und Umfang der Gesundheitsuntersuchun-
gen und medizinischen Vorsorgeleistungen (§ 53), der
Leistungen zur Krankenbehandlung (§ 54) und der
Versorgung mit Hilfsmitteln (§ 55) entsprechen den
Leistungen nach den Vorschriften des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch und den auf Grund dieser Vorschrif-
ten getroffenen Regelungen.

(2) An den Kosten für Leistungen nach den §§ 53
bis 55 können die Untergebrachten in angemessenem
Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum
Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Ver-
sicherter.

(3) Für Leistungen, die nach Art oder Umfang über
das in Absatz 1 genannte Maß hinausgehen, können
den Untergebrachten die gesamten Kosten auferlegt
werden.

§ 57

Behandlung aus besonderem Anlass

Mit Zustimmung der Untergebrachten soll die Ein-
richtung ärztliche Behandlungen, insbesondere Ope-
rationen oder prothetische Maßnahmen durchführen
lassen, die ihre soziale Eingliederung fördern. Die
Kosten tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu
nicht in der Lage, kann die Einrichtung sie in begrün-
deten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 58

Aufenthalt im Freien

Unabhängig von § 20 Absatz 2 wird den Unter-
gebrachten ermöglicht, sich täglich mindestens eine
Stunde im Freien aufzuhalten.

§ 59

Überstellung, Verlegung zum Zweck der Behandlung

(1) Kranke Untergebrachte können in das Zentral-
krankenhaus der Untersuchungshaftanstalt überstellt
oder in eine für die Behandlung ihrer Krankheit besser
geeignete Einrichtung verlegt werden. 

(2) Kann die Krankheit der Untergebrachten in
einer Einrichtung oder im Zentralkrankenhaus der Un-
tersuchungshaftanstalt nicht erkannt oder behandelt
werden oder ist es nicht möglich, die Untergebrachten
rechtzeitig in das Zentralkrankenhaus zu überstellen,
sind sie in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzuges
zu bringen.

(3) Wird während des Aufenthaltes der Unterge-
brachten in einem Krankenhaus außerhalb des Vollzu-
ges die Vollstreckung der Sicherungsverwahrung
unterbrochen, so tragen die Vollzugsbehörden die bis
zum Beginn der Unterbrechung angefallenen Kosten.

§ 60

Behandlung während Lockerungen,
freies Beschäftigungsverhältnis

(1) Während eines Langzeitausgangs oder eines
Ausgangs haben die Untergebrachten gegen die Voll-
zugsbehörden nur einen Anspruch auf Krankenbe-
handlung in den für sie zuständigen Einrichtungen.

(2) Der Anspruch auf Leistungen nach den §§ 53
bis 55 ruht, solange die Untergebrachten auf Grund
eines freien Beschäftigungsverhältnisses (§ 34 Ab-
satz 4) krankenversichert sind.

§ 61

Schwangerschaft und Mutterschaft,
Mütter mit Kindern

(1) Weibliche Untergebrachte haben während der
Schwangerschaft sowie bei und nach der Entbindung
Anspruch auf ärztliche Betreuung und auf Hebam-
menhilfe in der Einrichtung sowie auf die notwendigen
Arznei-, Verband- und Heilmittel. Zur ärztlichen Be-
treuung gehören insbesondere Untersuchungen zur
Feststellung der Schwangerschaft sowie Vorsorgeun-
tersuchungen einschließlich der laborärztlichen Unter-
suchungen.

(2) Zur Entbindung sind weibliche Untergebrachte
in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzuges zu brin-
gen. Ist dies aus besonderen Gründen nicht ange-
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zeigt, so ist die Entbindung im Zentralkrankenhaus der
Untersuchungshaftanstalt vorzunehmen.

(3) § 56 Absatz 1 und §§ 58 und 60 gelten entspre-
chend.

(4) In der Anzeige einer Geburt an das Standesamt
dürfen die Einrichtung als Geburtsstätte des Kindes,
das Verhältnis der Anzeigenden zur Einrichtung und
die Inhaftierung der Mutter nicht vermerkt sein.

(5) Ist das Kind einer Untergebrachten noch nicht
fünf Jahre alt, so kann es mit Zustimmung der Inhabe-
rin bzw. des Inhabers des Aufenthaltsbestimmungs-
rechts in der Einrichtung untergebracht werden, in der
sich seine Mutter befindet, wenn dies seinem Wohl
entspricht und es keine Alternative gibt. Vor der Unter-
bringung ist das Jugendamt zu hören.

(6) Die Unterbringung einschließlich der Gesund-
heitsfürsorge erfolgt auf Kosten der für das Kind
Unterhaltspflichtigen. Von der Geltendmachung des
Kostenersatzanspruches kann abgesehen werden,
wenn hierdurch die gemeinsame Unterbringung von
Mutter und Kind gefährdet würde. 

§ 62

Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

(1) Erkranken Untergebrachte schwer oder verster-
ben sie, so sind ihre Angehörigen oder die gesetz-
lichen Vertreterinnen bzw. Vertreter unverzüglich zu
benachrichtigen. 

(2) Dem Wunsch von Untergebrachten, auch an-
dere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglich-
keit entsprochen werden.

(3) Versterben Untergebrachte, so gilt für die Un-
terrichtung von Opfern § 406d Absätze 2 und 3 der
Strafprozessordnung entsprechend. 

(4) Beim Tod ausländischer Staatsangehöriger ist
die zuständige Auslandsvertretung zu verständigen.

Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

§ 63

Verhaltensregelungen, Zusammenleben

(1) Die Untergebrachten dürfen durch ihr Verhalten
gegenüber Bediensteten, anderen Untergebrachten
und Dritten das geordnete Zusammenleben in der Ein-
richtung nicht stören. Ihr Bewusstsein für ein gewalt-
freies Zusammenleben ist zu entwickeln und zu stär-
ken. Sie sind zu einvernehmlicher Streitbeilegung zu
befähigen. 

(2) Die Untergebrachten haben die Anordnungen
der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich
durch diese beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-

senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen. 

(3) Die Untergebrachten sind verpflichtet, ihre Zim-
mer und die ihnen von der Einrichtung überlassenen
Gegenstände in Ordnung zu halten und zu reinigen. 

(4) Die Untergebrachten haben Umstände, die eine
Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für
die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich
zu melden. 

§ 64

Persönlicher Gewahrsam

(1) Eingebrachte Sachen, die die Untergebrachten
nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie aufzu-
bewahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich
ist. Den Untergebrachten wird Gelegenheit gegeben,
ihre Sachen, die sie während des Vollzuges und für
ihre Entlassung nicht benötigen, abzusenden.

(2) Weigern sich Untergebrachte, eingebrachtes
Gut, dessen Aufbewahrung nach Art und Umfang
nicht möglich ist, aus der Einrichtung zu verbringen,
so ist die Einrichtung berechtigt, diese Gegenstände
auf Kosten der Untergebrachten aus der Einrichtung
entfernen zu lassen.

(3) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die
Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen der Ein-
richtung vermitteln, dürfen von der Einrichtung ver-
nichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 65

Durchsuchung

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung der Einrichtung dürfen Untergebrachte, ihre
Sachen und die Zimmer jederzeit durchsucht werden,
die Sachen und die Zimmer auch in Abwesenheit der
Untergebrachten. Zur Unterstützung der Durchsu-
chung dürfen technische Mittel eingesetzt werden, bei
der Durchsuchung der Sachen und Zimmer auch
Spürhunde. Die Durchsuchung männlicher Unterge-
brachter darf nur von Männern, die Durchsuchung
weiblicher Untergebrachter darf nur von Frauen vorge-
nommen werden. Das Schamgefühl ist zu schonen.

(2) Bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der
Leitung der Einrichtung im Einzelfall ist eine mit einer
Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung
zulässig. Sie darf bei männlichen Untergebrachten
nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Unter-
gebrachten nur in Gegenwart von Frauen erfolgen und
ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. An-
dere Untergebrachte dürfen nicht anwesend sein.

(3) Die Leitung der Einrichtung kann allgemein an-
ordnen, dass Untergebrachte bei der Aufnahme, nach
Kontakten mit Besucherinnen und Besuchern und
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nach jeder Abwesenheit von ihrer Unterkunft in der
Einrichtung nach Absatz 2 zu durchsuchen sind.

§ 66

Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung oder zur Identitätsfeststellung sind mit Kenntnis
der Untergebrachten zulässig

1. die Aufnahme von Lichtbildern,

2. die Erfassung biometrischer Merkmale von Fin-
gern, Händen, Gesicht und Stimme,

3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merk-
male,

4. Körpermessungen.

(2) Die gewonnenen Unterlagen und Daten werden
zu den Personalakten genommen oder in personen-
bezogenen Dateien gespeichert. Sie können auch in
kriminalpolizeilichen Sammlungen verwahrt werden.
Sie dürfen nur für die in Absatz 1, in § 68 Absatz 2 und
in § 106 Absatz 2 Nummer 4 sowie Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 dritte Alternative und Satz 2 Nummer 2
genannten Zwecke verarbeitet werden.

(3) Die in Dateien gespeicherten personenbezoge-
nen Daten sind spätestens drei Jahre nach der Entlas-
sung oder Verlegung der Untergebrachten in eine
andere Einrichtung zu löschen.

§ 67

Feststellung von Suchtmittelmissbrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung kann die Leitung der Einrichtung
bei Untergebrachten, bei denen der konkrete Verdacht
des Suchtmittelmissbrauchs besteht, allgemein oder
im Einzelfall Maßnahmen anordnen, die geeignet sind,
den Missbrauch von Suchtmitteln festzustellen. Die
Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperlichen Ein-
griff verbunden sein.

(2) Wird Suchtmittelmissbrauch festgestellt, kön-
nen die Kosten der Maßnahme den Untergebrachten
auferlegt werden.

§ 68

Festnahmerecht

(1) Untergebrachte, die entwichen sind oder sich
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Einrichtung auf-
halten, können durch die Einrichtung oder auf ihre
Veranlassung hin festgenommen und in die Einrich-
tung zurückgebracht werden.

(2) Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dür-
fen den Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehör-
den übermittelt werden, soweit dies für Zwecke der
Fahndung und Festnahme der entwichenen oder sich

sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Einrichtung auf-
haltenden Untergebrachten erforderlich ist.

§ 69

Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Untergebrachte können besondere Si-
cherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach
ihrem Verhalten oder auf Grund ihres seelischen Zu-
standes in erhöhtem Maße die Gefahr der Entwei-
chung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder
Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung
besteht. 

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind
zulässig: 

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstän-
den, 

2. die Beobachtung der Untergebrachten, in beson-
deren Hafträumen auch mit technischen Hilfs-
mitteln, insbesondere auch durch den Einsatz von
optisch-elektronischen Einrichtungen (§ 105),

3. die Absonderung von anderen Untergebrachten, 

4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufent-
halts im Freien, 

5. die Unterbringung in einem besonders gesicher-
ten Raum ohne gefährdende Gegenstände, 

6. die Fesselung. 

Eine Fesselung nach Satz 1 Nummer 6 von nach § 65
Absatz 2 entkleideten Untergebrachten darf nur erfol-
gen, wenn und solange dies unerlässlich ist. In diesen
Fällen sind besondere Maßnahmen zur Schonung des
Schamgefühls zu treffen, soweit dies möglich ist.

(3) Die unausgesetzte Absonderung Unterge-
brachter (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn sie aus den
Gründen des Absatzes 1 unerlässlich ist. Einzelhaft
von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer in einem Jahr be-
darf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Diese
Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass die Unter-
gebrachten am Gottesdienst oder am Aufenthalt im
Freien nach § 58 teilnehmen. Während des Vollzuges
der Einzelhaft sind die Untergebrachten in besonde-
rem Maße zu betreuen.

(4) Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 Nummern 1
und 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer
Befreiung oder eine erhebliche Störung der Ordnung
der Einrichtung anders nicht abgewendet werden
kann. 

(5) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim
Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn
zu befürchten ist, dass die Beaufsichtigung nicht aus-
reicht, eine Entweichung zu verhindern.

(6) Fesseln dürfen in der Regel nur an den Händen
oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/6795



22

Untergebrachten kann die Leitung der Einrichtung
eine andere Art der Fesselung anordnen. Die Fesse-
lung kann zeitweise gelockert werden, soweit dies not-
wendig ist. 

§ 70

Anordnungsbefugnis, Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die
Leitung der Einrichtung an. Bei Gefahr im Verzug kön-
nen auch andere Bedienstete diese Maßnahmen vor-
läufig anordnen; die Entscheidung der Leitung der
Einrichtung ist unverzüglich nachzuholen. 

(2) Die Entscheidung wird den Untergebrachten
von der Leitung der Einrichtung mündlich eröffnet und
mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.
Die an der Behandlung maßgeblich beteiligten Perso-
nen sind alsbald über die Anordnung zu unterrichten.

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur
soweit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck
erfordert. Sie sind in angemessenen Abständen dar-
aufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang sie
noch erforderlich sind.

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 69
Absatz 2 Satz 1 Nummern 5 und 6 sind der Aufsichts-
behörde unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als
drei Tage aufrechterhalten werden. 

§ 71

Ärztliche Überwachung besonderer
Sicherungsmaßnahmen

(1) Werden Untergebrachte ärztlich behandelt oder
beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den An-
lass für die Anordnung einer besonderen Sicherungs-
maßnahme, ist vorher eine ärztliche Stellungnahme
einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht
möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich
nachträglich eingeholt.

(2) Sind Untergebrachte in einem besonders gesi-
cherten Haftraum untergebracht oder nach § 69 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 6 gefesselt, so sucht die Ärztin
oder der Arzt sie unverzüglich und sodann täglich auf.

(3) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu hören,
solange den Untergebrachten der tägliche Aufenthalt
im Freien entzogen wird oder Einzelhaft (§ 69 Ab-
satz 3) andauert.

(4) Während der Absonderung und Unterbringung
in einem besonders gesicherten Haftraum sind die
Untergebrachten in besonderem Maße zu betreuen.
Sind die Untergebrachten darüber hinaus gefesselt,
sind sie durch einen Bediensteten ständig und in
unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten. 

§ 72

Ersatz von Aufwendungen

(1) Die Untergebrachten sind verpflichtet, der Ein-
richtung Aufwendungen zu ersetzen, die sie durch
eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Selbstverlet-
zung oder Verletzung anderer Untergebrachter oder
Beschädigung fremder Sachen verursacht haben. An-
sprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften bleiben un-
berührt.

(2) Bei der Geltendmachung dieser Forderungen
kann auch ein den dreifachen Tagessatz der Eckver-
gütung nach § 36 Absatz 1 übersteigender Teil des
Hausgeldes in Anspruch genommen werden.

(3) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen
der in Absatz 1 genannten Forderungen ist abzuse-
hen, soweit hierdurch die Behandlung der Unterge-
brachten oder ihre Eingliederung behindert würde.

Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

§ 73

Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Per-
sonen oder Sachen durch körperliche Gewalt, durch
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt und durch Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör-
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbe-
sondere Fesseln und Reizstoffe.

(4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb-
und Schusswaffen.

§ 74

Voraussetzungen

(1) Bedienstete des Vollzuges dürfen unmittelba-
ren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs- und Siche-
rungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der
damit verfolgte Zweck auf andere Weise nicht erreicht
werden kann.

(2) Gegen andere Personen als Untergebrachte
darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn
sie es unternehmen, Untergebrachte zu befreien oder
in den Einrichtungsbereich widerrechtlich einzudrin-
gen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund
anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 75

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejeni-
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gen zu wählen, die die einzelne Person und die Allge-
meinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchti-
gen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein
durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 76

Handeln auf Anordnung

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten
oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die
Bediensteten verpflichtet, die Anordnung zu befolgen,
es sei denn, sie verletzt die Menschenwürde oder ist
nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

(2) Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn
dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgen die
Bediensteten sie trotzdem, trifft sie eine Schuld nur,
wenn sie erkennen oder wenn es nach den ihnen be-
kannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch
eine Straftat begangen wird.

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der An-
ordnung haben die Bediensteten den Anordnenden
gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Um-
ständen möglich ist. Abweichende Vorschriften des
allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung sol-
cher Bedenken an Vorgesetzte sind nicht anzuwen-
den.

§ 77

Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die
Androhung darf nur unterbleiben, wenn die Umstände
sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort an-
gewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat zu
verhindern, die den Tatbestand eines Strafgesetzes
erfüllt, oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden.

§ 78

Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

(1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden,
wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg verspre-
chen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig,
wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen
Sachen erreicht wird.

(2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten
Bediensteten gebrauchen und nur, um angriffs- oder
fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt,
wenn erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrschein-
lichkeit gefährdet würden.

(3) Gegen Untergebrachte dürfen Schusswaffen
gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches
Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung nicht
ablegen,

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 des Strafgesetz-
buchs) unternehmen,

3. um ihre Flucht zu vereiteln oder um sie wieder zu
ergreifen.

Um die Flucht aus dem offenen Vollzug zu vereiteln,
dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden.

(4) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen
gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Unter-
gebrachte gewaltsam zu befreien oder gewaltsam in
die Einrichtung einzudringen.

(5) Als Androhung (§ 77) des Gebrauchs von
Schusswaffen gilt auch ein Warnschuss. Ohne Andro-
hung dürfen Schusswaffen nur gebraucht werden,
wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für
Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 79

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Bei Lebensgefahr, schwerwiegender Gefahr für
die Gesundheit der Untergebrachten oder bei schwer-
wiegender Gefahr für die Gesundheit anderer Perso-
nen sind medizinische Untersuchung und Behand-
lung sowie Ernährung gegen den natürlichen Willen
der Untergebrachten unter den Voraussetzungen der
Absätze 2 bis 5 zulässig, wenn diese zur Einsicht in
die Schwere der Krankheit und die Notwendigkeit der
Maßnahme oder zum Handeln gemäß solcher Einsicht
krankheitsbedingt nicht fähig sind. Bei schwerwiegen-
der Gefahr für die Gesundheit anderer Personen sind
medizinische Untersuchung und Behandlung unter
den Voraussetzungen der Absätze 2 bis 5 auch gegen
den freien Willen der Untergebrachten zulässig. 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur ange-
ordnet werden, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die Zustimmung der
Untergebrachten zu der Untersuchung, Behand-
lung oder Ernährung zu erwirken,

2. die Untergebrachten über Art, Umfang und Dauer
der Maßnahme durch eine Ärztin oder einen Arzt
aufgeklärt wurden,

3. die Maßnahme zur Abwendung der Gefahren nach
Absatz 1 geeignet und erforderlich ist, 

4. der von der Maßnahme erwartete Nutzen die mit
der Maßnahme verbundenen Belastungen deut-
lich überwiegt und

5. die Maßnahme nicht mit einer erheblichen Gefahr
für das Leben oder die Gesundheit der Unterge-
brachten verbunden ist. 
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(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines
Arztes durchgeführt werden, unbeschadet der Leis-
tung erster Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein
Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Auf-
schub Lebensgefahr verbunden ist. Die Anordnung
bedarf der Zustimmung der Leitung der Einrichtung
und einer Ärztin oder eines Arztes, die oder der nicht
in der Einrichtung tätig ist. Die Gründe für die Anord-
nung der Maßnahme nach Absatz 1, das Vorliegen der
Voraussetzungen des Absatzes 2 sowie die ergriffene
Maßnahme, einschließlich ihres Zwangscharakters,
der Durchsetzungsweise, der Wirkungsüberwachung
sowie der Untersuchungs- und Behandlungsverlauf
sind zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärungen
der Untergebrachten, die im Zusammenhang mit
Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein können. 

(4) Anordnungen nach Absatz 3 sind den Unterge-
brachten unverzüglich bekannt zu geben. Sie sind
darüber zu belehren, dass sie gegen die Anordnung
bei Gericht um einstweiligen Rechtsschutz ersuchen
und auch Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen
können. Mit dem Vollzug einer Anordnung ist zuzu-
warten, bis die Untergebrachten Gelegenheit hatten,
eine Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutz her-
beizuführen. 

(5) Von den Bestimmungen in Absatz 2 Nummern
1 und 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Sätze 2 und 3
kann abgesehen werden, wenn Gefahr im Verzug be-
steht.

(6) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes
und der Hygiene ist die zwangsweise körperliche Un-
tersuchung der Untergebrachten zulässig, wenn sie
nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist.

Abschnitt 12

Pflichtwidrigkeiten der Untergebrachten

§ 80

Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet
werden, wenn Untergebrachte rechtswidrig und
schuldhaft

1. eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begehen, 

2. verbotene Gegenstände in die Einrichtung einbrin-
gen oder solche Gegenstände weitergeben oder
besitzen, 

3. entweichen oder zu entweichen versuchen, 

4. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berau-
schende Stoffe konsumieren oder 

5. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige
Pflichten verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz
oder auf Grund dieses Gesetzes auferlegt sind. 

(2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgese-
hen, wenn es genügt, die Untergebrachten zu verwar-
nen. 

(3) Zur Abwendung oder Milderung von Disziplin-
armaßnahmen können im Wege einvernehmlicher
Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden, ins-
besondere die Wiedergutmachung des Schadens, die
Entschuldigung bei Geschädigten oder die Erbrin-
gung von Leistungen für die Gemeinschaft. 

§ 81

Arten der Disziplinarmaßnahmen 

(1) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind

1. der Verweis, 

2. der Ausschluss von einzelnen Freizeitveranstaltun-
gen bis zu zwei Monaten, 

3. die Beschränkung oder der Entzug der Bewe-
gungsfreiheit außerhalb des Zimmers bis zu einem
Monat, 

4. die Beschränkung oder der Entzug des Fernseh-
empfangs bis zu einem Monat, 

5. der Entzug von Geräten der Unterhaltungselektro-
nik bis zu einem Monat, 

6. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung
über das Hausgeld bis zu einem Monat,

7. Arrest bis zu vier Wochen. 

(2) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können mitein-
ander verbunden werden. 

(3) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach
wiederholter Verfehlungen verhängt werden. 

(4) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig,
wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Buß-
geldverfahren eingeleitet wird. 

(5) Unabhängig von einer disziplinarischen Ahn-
dung sollen Pflichtverstöße nach Absatz 1 im Rahmen
der Behandlung aufgearbeitet werden. 

§ 82

Vollzug der Disziplinarmaßnahmen,
Aussetzung zur Bewährung

(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel
sofort vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen,
soweit es zur Gewährung eines effektiven Rechts-
schutzes erforderlich ist. 

(2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teil-
weise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausge-
setzt werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann
ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn die Un-
tergebrachten erneut gegen Pflichten verstoßen. 

(3) Für die Dauer des Arrests werden die Unterge-
brachten abgesondert. Sie können in einem besonde-
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ren Raum untergebracht werden, der den Anforderun-
gen entsprechen muss, die an ein zum Aufenthalt bei
Tag und Nacht bestimmtes Zimmer gestellt werden.
Soweit nichts anderes angeordnet ist, ruhen die Be-
fugnisse der Untergebrachten zur Teilnahme an Maß-
nahmen außerhalb des Raumes, in dem Arrest voll-
streckt wird, sowie die Befugnisse zur Ausstattung des
Zimmers mit eigenen Gegenständen, zum Fernseh-
empfang und zum Einkauf. Gegenstände für die Frei-
zeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs sind
nicht zugelassen. 

(4) Die Rechte zur Teilnahme an unaufschiebbaren
Behandlungsmaßnahmen, am Gottesdienst sowie auf
einen täglichen einstündigen Aufenthalt im Freien
bleiben unberührt. 

§ 83

Anordnungsbefugnis

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Leitung der
Einrichtung an. Bei einer Pflichtwidrigkeit während
eines Transports in eine andere Einrichtung zum
Zweck der Verlegung ist die Leitung der Einrichtung
am Bestimmungsort zuständig. Ist die Durchführung
des Disziplinarverfahrens dort nicht möglich, liegt die
Disziplinarbefugnis bei der Leitung der zuletzt zustän-
digen Einrichtung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich
die Pflichtwidrigkeit der Untergebrachten gegen die
Leitung der Einrichtung richtet.

(3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Unterge-
brachte in einer anderen Einrichtung oder während
des Strafvollzugs angeordnet worden sind, werden auf
Ersuchen vollzogen. § 82 Absatz 2 bleibt unberührt

§ 84

Verfahren

(1) Der Sachverhalt ist umfassend zu klären. Die
Untergebrachten werden vor ihrer Anhörung über den
Inhalt der ihnen zur Last gelegten Pflichtwidrigkeit und
über ihr Recht, sich nicht zur Sache zu äußern, be-
lehrt. Die Erhebungen, insbesondere die Ergebnisse
der Anhörungen der Untergebrachten und anderer
Befragter, werden schriftlich festgehalten.

(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beur-
teilen sind, werden durch eine Entscheidung geahn-
det. 

(3) Die Leitung der Einrichtung soll sich vor der
Entscheidung mit Personen besprechen, die an der
Behandlung der Untergebrachten mitwirken. Die Ent-
scheidung wird den Untergebrachten von der Leitung
der Einrichtung mündlich eröffnet und mit einer kur-
zen Begründung schriftlich abgefasst.

§ 85

Ärztliche Mitwirkung

(1) Vor dem Vollzug von Disziplinarmaßnahmen
nach § 81 Absatz 1 Nummern 2 bis 6, die gegen Un-
tergebrachte in ärztlicher Behandlung oder gegen
Schwangere oder stillende Mütter angeordnet wur-
den, ist die Ärztin oder der Arzt zu hören. Während
des Arrestes stehen die Untergebrachten unter ärzt-
licher Aufsicht.

(2) Der Vollzug der Disziplinarmaßnahme unter-
bleibt oder wird unterbrochen, wenn die Gesundheit
der Untergebrachten gefährdet würde.

Abschnitt 13

Verfahrensregelungen

§ 86

Beschwerderecht

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegenheit,
sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, schriftlich
und mündlich an die Leitung der Einrichtung zu wen-
den. Regelmäßige Sprechstunden sind einzurichten.

(2) Besichtigt eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Aufsichtsbehörde die Einrichtung, so ist zu gewähr-
leisten, dass die Untergebrachten sich in Angele-
genheiten, die sie selbst betreffen, an sie wenden kön-
nen.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde
bleibt unberührt.

§ 87

Anordnung, Aufhebung vollzuglicher Maßnahmen

(1) Die Leitung der Einrichtung kann Maßnahmen
zur Regelung allgemeiner Angelegenheiten der bauli-
chen, personellen, organisatorischen und konzeptio-
nellen Gestaltung des Vollzuges anordnen oder mit
Wirkung für die Zukunft ändern, wenn neue struktu-
relle oder organisatorische Entwicklungen des Voll-
zuges, neue Anforderungen an die instrumentelle, ad-
ministrative oder soziale Sicherheit der Einrichtung
oder neue wissenschaftliche Erkenntnisse dies aus
Gründen der Behandlung, der Aufrechterhaltung der
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegen-
den Störung der Ordnung der Einrichtung erforderlich
machen. 

(2) Die Leitung der Einrichtung kann rechtmäßige
Maßnahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten
auf dem Gebiete des Vollzuges der Sicherungsver-
wahrung ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen, wenn
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1. sie auf Grund nachträglich eingetretener oder be-
kannt gewordener Umstände berechtigt wäre, die
Maßnahme zu versagen,

2. sie auf Grund einer geänderten Rechtsvorschrift
berechtigt wäre, die Maßnahme zu versagen und
ohne den Widerruf das öffentliche Interesse ge-
fährdet würde,

3. die Untergebrachten die Maßnahme missbrauchen
oder

4. die Untergebrachten Weisungen nach § 13 Ab-
satz 5 nicht nachkommen.

(3) Die Leitung der Einrichtung kann Maßnahmen
zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Ge-
biete des Vollzuges der Sicherungsverwahrung ganz
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft zurückneh-
men, wenn die Voraussetzungen für ihre Bewilligung
nicht vorgelegen haben.

Teil 3

Vollzugsbehörden

Abschnitt 1

Organisation, Trennungsgrundsätze

§ 88

Organisation

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung erfolgt
in einer Einrichtung der Freien und Hansestadt Ham-
burg. 

(2) Die Einrichtung wird mit den für die Erreichung
der Vollzugsziele und die Erfüllung ihrer Aufgaben
nach diesem Gesetz erforderlichen Personal- und
Sachmitteln ausgestattet. Die Gestaltung der Einrich-
tung muss therapeutischen Erfordernissen entspre-
chen und Wohngruppenvollzug ermöglichen. 

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Aus-
stattung von Plätzen insbesondere für therapeutische
Maßnahmen, für Maßnahmen der Beschäftigung, Frei-
zeit, Sport und Seelsorge vorzusehen. 

(4) Zimmer, Gemeinschafts- und Besuchsräume
sind wohnlich und zweckentsprechend auszustatten. 

(5) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähig-
keit fest. 

§ 89

Trennungsgrundsätze

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung erfolgt
in einer Einrichtung, die vom Strafvollzug getrennt ist.
Die Unterbringung kann in gesonderten Gebäuden
oder Abteilungen einer Justizvollzugsanstalt vollzo-
gen werden. 

(2) Bei einer Unterbringung nach Absatz 1 Satz 2
ist neben den in der Einrichtung vorhandenen Maß-
nahmen eine Nutzung von Angeboten der Justizvoll-
zugsanstalt, insbesondere im Bereich der Beschäfti-
gung, der Freizeit und der Religionsausübung auch
gemeinsam mit Strafgefangenen zulässig. 

(3) Von einer getrennten Unterbringung nach Ab-
satz 1 darf ausnahmsweise abgewichen werden, wenn
die Voraussetzungen für eine Verlegung oder Über-
stellung nach § 12 Absatz 2 vorliegen. Die Unterbrin-
gungsbedingungen müssen sich im Rahmen der vor-
handenen Gegebenheiten von denen der Strafgefan-
genen unterscheiden. Im Übrigen bleiben die Rechte
der Untergebrachten nach diesem Gesetz unberührt. 

(4) Weibliche und männliche Untergebrachte sind
getrennt voneinander unterzubringen. 

§ 90

Vollzugsgemeinschaften

Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der
Vollzug der Sicherungsverwahrung auch in Einrich-
tungen anderer Länder vorgesehen werden. 

§ 91

Länderübergreifende Verlegungen

Untergebrachte können mit Zustimmung der für
Justiz zuständigen Behörde in ein anderes Land
verlegt werden, wenn die Voraussetzungen des § 12
vorliegen und die zuständige Behörde des anderen
Landes zustimmt. 

§ 92

Leitung der Einrichtung

(1) Die Aufsichtsbehörde bestellt für die Einrich-
tung eine Beamtin oder einen Beamten des höheren
Dienstes zur hauptamtlichen Leiterin oder zum haupt-
amtlichen Leiter. Aus besonderen Gründen kann eine
Einrichtung auch von einer Beamtin oder einem Be-
amten des gehobenen Dienstes geleitet werden.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung trägt
die Verantwortung für den gesamten Vollzug, soweit
nicht bestimmte Aufgabenbereiche der Verantwortung
anderer Bediensteter oder ihrer gemeinsamen Verant-
wortung übertragen sind, und vertritt die Einrichtung
nach außen.

(3) Die Befugnis, Durchsuchungen nach § 65 Ab-
satz 2, besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 69
und Disziplinarmaßnahmen nach § 81 anzuordnen,
darf nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde über-
tragen werden.

(4) Die Aufsichtsbehörde bestimmt die stellvertre-
tende Leiterin oder den stellvertretenden Leiter der
Einrichtung.
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§ 93

Bedienstete

(1) Für die Einrichtung ist die erforderliche Anzahl
von Bediensteten, insbesondere des medizinischen,
psychologischen und sozialen Dienstes, des allgemei-
nen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes vorzu-
sehen, um eine Betreuung nach § 66c Absatz 1 des
Strafgesetzbuchs zu gewährleisten. Sie wirken in
enger Zusammenarbeit an den Aufgaben des Vollzu-
ges (§ 2) mit.

(2) Das Personal muss für den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung persönlich geeignet und fachlich
qualifiziert sein. Fortbildungen sowie Praxisberatung
und Praxisbegleitung für die Bediensteten werden
regelmäßig durchgeführt. 

(3) Die Bediensteten des allgemeinen Vollzugs-
dienstes, des psychologischen und des sozialen
Dienstes sollen Wohngruppen zugeordnet werden.
Eine Betreuung in den Wohngruppen ist auch in der
beschäftigungsfreien Zeit der Untergebrachten, insbe-
sondere am Wochenende, in dem erforderlichen Um-
fang zu gewährleisten. 

(4) Die Aufgaben der Einrichtung werden von Voll-
zugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten wahrgenom-
men. Aus besonderen Gründen können sie auch an-
deren Bediensteten sowie nebenamtlichen oder ver-
traglich verpflichteten Personen übertragen werden.

§ 94

Seelsorgerinnen, Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im
Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemein-
schaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflich-
tet.

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen
einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische
Betreuung auf andere Weise zuzulassen.

(3) Mit Zustimmung der Leitung der Einrichtung
dürfen die Seelsorgerinnen und Seelsorger der Ein-
richtung freie Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehel-
fer hinzuziehen und an Gottesdiensten sowie anderen
religiösen Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seel-
sorger von außen beteiligen.

§ 95

Mitverantwortung

(1) Den Untergebrachten ist zu ermöglichen, eine
Vertretung zu wählen. Diese kann in Angelegenheiten
von gemeinsamem Interesse, die sich ihrer Eigenart
und der Aufgabe der Einrichtung nach für eine Mitwir-
kung eignen, Vorschläge und Anregungen an die Ein-

richtung herantragen. Diese Vorschläge sollen mit der
Vertretung erörtert werden. 

(2) Wird die Sicherungsverwahrung in gesonder-
ten Gebäuden oder Abteilungen auf dem Gelände
einer Justizvollzugsanstalt vollzogen, ist der Vertre-
tung zu gestatten, an der Gefangenenmitverantwor-
tung mitzuwirken, soweit Interessen und Belange der
Untergebrachten berührt sind. 

§ 96

Hausordnung

(1) Die Leitung der Einrichtung erlässt eine Haus-
ordnung. Sie bedarf der Zustimmung der Aufsichts-
behörde.

(2) In die Hausordnung sind namentlich die Anord-
nungen aufzunehmen über

1. die Besuchszeiten, Häufigkeit und Dauer der Be-
suche,

2. die Tageseinteilung sowie

3. die Gelegenheit, Anträge und Beschwerden anzu-
bringen, oder sich an eine Vertreterin oder einen
Vertreter der Aufsichtsbehörde zu wenden.

(3) Die Untergebrachten erhalten einen Abdruck
der Hausordnung.

Abschnitt 2

Aufsicht über die Einrichtungen

§ 97

Aufsichtsbehörde

Die für Justiz zuständige Behörde (Aufsichts-
behörde) führt die Dienst- und Fachaufsicht über die
Einrichtung.

§ 98

Vollstreckungsplan

Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sach-
liche Zuständigkeit der Einrichtung in einem Voll-
streckungsplan.

§ 99

Kriminologische Forschung, Evaluation

(1) Die im Vollzug eingesetzten Maßnahmen, na-
mentlich Therapien und Methoden zur Förderung der
Untergebrachten, sind in Zusammenarbeit mit der
Forschung und dem kriminologischen Dienst auf ihre
Wirksamkeit wissenschaftlich zu überprüfen. Auf
Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse sind Kon-
zepte für den Einsatz vollzuglicher Maßnahmen zu
entwickeln und fortzuschreiben. Auch im Übrigen sind
die Erfahrungen mit der Ausgestaltung des Vollzuges
durch dieses Gesetz sowie der Art und Weise der An-
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wendung der Vorschriften dieses Gesetzes zu über-
prüfen. 

(2) § 476 der Strafprozessordnung gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass auch elektronisch ge-
speicherte personenbezogene Daten übermittelt wer-
den können. 

Abschnitt 3

Beiräte

§ 100

Bildung der Beiräte

(1) Bei der Einrichtung ist ein Beirat zu bilden. So-
fern die Einrichtung an eine Justizvollzugsanstalt an-
gegliedert ist, kann ein gemeinsamer Beirat gebildet
werden. Der gemeinsame Beirat berücksichtigt bei der
Wahrnehmung seiner Aufgaben die besonderen Be-
lange der Untergebrachten. 

(2) Bedienstete dürfen nicht Mitglieder der Beiräte
sein.

(3) Das Nähere regelt die Aufsichtsbehörde.

§ 101

Aufgabe

Die Mitglieder des Beirats wirken bei der Gestal-
tung des Vollzuges und bei der Betreuung der Unter-
gebrachten mit. Sie unterstützen die Leitung der Ein-
richtung durch Anregungen und Verbesserungsvor-
schläge und helfen bei der Eingliederung der Unter-
gebrachten nach der Entlassung.

§ 102

Befugnisse

(1) Die Mitglieder des Beirats können insbeson-
dere Wünsche, Anregungen und Beanstandungen
entgegennehmen. Sie können sich über die Unter-
bringung, Beschäftigung, berufliche Bildung, Verpfle-
gung, ärztliche Versorgung und Behandlung unter-
richten sowie die Einrichtung besichtigen.

(2) Die Mitglieder des Beirats können die Unter-
gebrachten in ihren Räumen ohne Überwachung auf-
suchen.

§ 103

Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außer-
halb ihres Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer
Natur nach vertraulich sind, besonders über Namen
und Persönlichkeit der Untergebrachten, Verschwie-
genheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung
ihres Amtes.

Abschnitt 4

Datenschutz

§ 104

Datenerhebung

(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personenbezo-
gene Daten erheben, soweit deren Kenntnis für den
Vollzug der in § 1 genannten Freiheitsentziehung er-
forderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind bei den Betrof-
fenen zu erheben. Für die Erhebung ohne Mitwirkung
der Betroffenen, die Erhebung bei anderen Personen
oder Stellen und für die Hinweis- und Aufklärungs-
pflichten gelten § 12 Absatz 2 sowie § 12a Absätze 1
und 4 des Hamburgischen Datenschutzgesetzes vom
5. Juli 1990 (HmbGVBl. S. 133, 165, 226), zuletzt
geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 255), in der
jeweils geltenden Fassung.

(3) Daten über Personen, die nicht Untergebrachte
sind, dürfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen oder
Stellen außerhalb der Vollzugsbehörden nur erhoben
werden, wenn sie für die Behandlung der Unter-
gebrachten, die Sicherheit der Einrichtung oder die
Sicherung des Vollzuges der in § 1 genannten Frei-
heitsentziehung unerlässlich sind und die Art der Er-
hebung schutzwürdige Interessen der Betroffenen
nicht beeinträchtigt.

(4) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene
Erhebung personenbezogener Daten werden die Be-
troffenen unter Angabe dieser Daten unterrichtet, so-
weit der in Absatz 1 genannte Zweck dadurch nicht ge-
fährdet wird. Sind die Daten bei anderen Personen
oder Stellen erhoben worden, kann die Unterrichtung
unterbleiben, wenn

1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem
Wesen nach, namentlich wegen des überwiegen-
den berechtigten Interesses Dritter, geheim gehal-
ten werden müssen oder

2. der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis
zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte
dafür bestehen, dass überwiegende schutzwür-
dige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt wer-
den.

§ 105

Datenerhebung durch optisch-elektronische
Einrichtungen

(1) Die Vollzugsbehörden dürfen unter den Voraus-
setzungen der Absätze 2 bis 5 Daten auch durch den
Einsatz von optisch-elektronischen Einrichtungen
(Videoüberwachung) erheben. § 27 Absatz 1 bleibt
unberührt.

(2) Das Gelände und das Gebäude der Einrichtung
einschließlich des Gebäudeinneren sowie die unmit-
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telbare Einrichtungsumgebung dürfen aus Gründen
der Sicherheit und Ordnung mittels offen angebrach-
ter optisch-elektronischer Einrichtungen beobachtet
und aufgezeichnet werden. Der Einsatz versteckt an-
gebrachter optisch-elektronischer Einrichtungen ist im
Einzelfall auf Anordnung der Leitung der Einrichtung
zulässig, wenn und solange dies zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit und Ordnung der Einrichtung un-
erlässlich ist; über einen Zeitraum von vier Wochen
hinaus ist die Zustimmung der Aufsichtsbehörde ein-
zuholen.

(3) Der Einsatz von optisch-elektronischen Einrich-
tungen zur Überwachung in Zimmern ist ausgeschlos-
sen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist. 

(4) Die Datenerhebung durch optisch-elektroni-
sche Einrichtungen kann auch erfolgen, wenn Unter-
gebrachte unvermeidlich betroffen werden, hinsicht-
lich derer die Voraussetzungen des Einsatzes nicht
vorliegen.

(5) Der Einsatz von optisch-elektronischen Einrich-
tungen ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu
machen. Dies gilt nicht in den Fällen des Einsatzes
nach Absatz 2 Satz 2.

(6) Werden durch den Einsatz von optisch-elektro-
nischen Einrichtungen erhobene Daten einer be-
stimmten Person zugeordnet, ist die Verarbeitung der
Daten nur zu den in § 106 Absatz 1 und Absatz 2 Num-
mer 1, 2 oder 4 genannten Zwecken zulässig.

(7) § 104 Absatz 4 bleibt unberührt.

§ 106

Verarbeitung

(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personenbezo-
gene Daten verarbeiten, soweit dies für den Vollzug
der in § 1 genannten Freiheitsentziehung erforderlich
ist. Die Einrichtung kann die Untergebrachten ver-
pflichten, Lichtbildausweise mit sich zu führen, wenn
dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der
Einrichtung erforderlich ist.

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten für
andere Zwecke ist zulässig, soweit dies

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder
geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde
Macht oder von Bestrebungen im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes, die durch Anwendung
von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen

1.1 gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung, den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gerichtet sind,

1.2 eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts-
führung der Verfassungsorgane des Bundes oder

eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele
haben oder

1.3 auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden,

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Ge-
meinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche
Sicherheit,

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte anderer Personen,

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten
sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit
oder Ordnung der Einrichtung gefährdet wird,
oder

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder straf-
vollstreckungsrechtliche Entscheidungen

erforderlich ist.

(3) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht
vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechtsschutz nach
den §§ 109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes oder
den in § 13 Absatz 3 des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes genannten Zwecken dient.

(4) Über die in den Absätzen 1 und 2 geregelten
Zwecke hinaus dürfen zuständigen öffentlichen Stel-
len personenbezogene Daten übermittelt werden, so-
weit dies für

1. Maßnahmen der Gerichtshilfe, Bewährungshilfe
oder Führungsaufsicht,

2. Entscheidungen in Gnadensachen,

3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechts-
pflege,

4. sozialrechtliche Maßnahmen,

5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für An-
gehörige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafge-
setzbuchs) der Untergebrachten,

6. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme und Entlassung
von Soldaten,

7. ausländerrechtliche Maßnahmen oder

8. die Durchführung der Besteuerung

erforderlich ist. Eine Übermittlung für andere Zwecke
ist auch zulässig, soweit

1. eine andere gesetzliche Vorschrift dies vorsieht
und sich dabei ausdrücklich auf personenbezo-
gene Daten über Untergebrachte bezieht,

2. die Daten auf eine fortbestehende erhebliche Ge-
fährlichkeit der Untergebrachten für die Allgemein-
heit hinweisen und daher Maßnahmen der Polizei
zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von
erheblicher Bedeutung erforderlich machen kön-
nen.
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(5) Öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen dür-
fen die Vollzugsbehörden auf schriftlichen Antrag mit-
teilen, ob sich Personen in Unterbringung befinden,
ob und wann ihre Entlassung voraussichtlich bevor-
steht und wie die Entlassungsadresse lautet, soweit

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben
erforderlich ist oder

2. von nicht-öffentlichen Stellen ein berechtigtes In-
teresse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt
wird und die Untergebrachten kein schutzwürdiges
Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung
haben.

Opfern von Straftaten oder ihren Hinterbliebenen oder
den infolge eines Forderungsüberganges zuständigen
öffentlichen Stellen können darüber hinaus auf schrift-
lichen Antrag Auskünfte über die Vermögensverhält-
nisse der Untergebrachten erteilt werden, wenn die
Auskünfte zur Feststellung oder Durchsetzung von
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat
erforderlich sind. Opfern von Straftaten dürfen auch
Auskünfte über die Unterbringung im offenen Vollzug
(§ 15 Absatz 4) oder die Gewährung von Lockerungen
(§ 13) erteilt werden, wenn die Untergebrachten
wegen einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 und 182
des Strafgesetzbuchs oder wegen schwerer Gewaltta-
ten verurteilt wurden und die Opfer ihr schutzwürdiges
Interesse an den Auskünften nachvollziehbar darle-
gen. Die Untergebrachten werden vor der Mitteilung
gehört, es sei denn, hierdurch wird der Zweck der Mit-
teilung vereitelt. Ist die Anhörung unterblieben, wer-
den die betroffenen Untergebrachten über die Mittei-
lung der Vollzugsbehörden nachträglich unterrichtet.

(6) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen
nur anderen Vollzugsbehörden, den zur Dienst- oder
Fachaufsicht oder zu dienstlichen Weisungen befug-
ten Stellen, den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs-
und strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Ge-
richten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfol-
gungsbehörden einschließlich der Polizei überlassen
werden; die Überlassung an andere öffentliche Stellen
ist zulässig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen
unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darle-
gung der Akteneinsicht begehrenden Stellen für die
Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. Entsprechen-
des gilt für die Überlassung von Akten an die von den
Vollzugsbehörden mit Gutachten beauftragten Stel-
len.

(7) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach
Absatz 1, 2 oder 4 übermittelt werden dürfen, weitere
personenbezogene Daten der Betroffenen oder Dritter
in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder
nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die
Übermittlung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht

berechtigte Interessen der Betroffenen oder Dritter an
deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine
Verarbeitung dieser Daten durch die Empfängerin
oder den Empfänger ist unzulässig.

(8) Bei der Überwachung der Besuche, des Schrift-
wechsels, der Telefongespräche und der Überwa-
chung des Inhaltes von Paketen bekannt gewordene
personenbezogene Daten dürfen nur für die in Absatz
2 und Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 aufgeführten
Zwecke, für das gerichtliche Verfahren nach den
§§ 109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes, zur Wah-
rung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung
oder nach Anhörung der Untergebrachten für Zwecke
der Behandlung verarbeitet werden.

(9) Personenbezogene Daten, die gemäß § 104 Ab-
satz 3 über Personen, die nicht Untergebrachte sind,
erhoben worden sind, dürfen nur zur Erfüllung des Er-
hebungszweckes, für die in Absatz 2 Nummern 1 bis 3
und Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 aufgeführten Zwecke
oder zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten
von erheblicher Bedeutung verarbeitet werden.

(10) Die Übermittlung von personenbezogenen
Daten unterbleibt, soweit die in § 109 Absatz 2 und
§ 111 Absätze 3 und 5 geregelten Einschränkungen
oder besondere gesetzliche Verwendungsregelungen
entgegenstehen.

(11) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung tragen die Vollzugsbehörden. Erfolgt die
Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle,
trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüfen
die Vollzugsbehörden nur, ob das Übermittlungsersu-
chen im Rahmen der Aufgaben der Empfängerin oder
des Empfängers liegt und die Absätze 8 bis 10 der
Übermittlung nicht entgegenstehen, es sei denn, dass
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der
Übermittlung besteht.

§ 107

Zentrale Datei, Einrichtung automatisierter
Übermittlungs- und Abrufverfahren

(1) Die nach § 104 erhobenen Daten können für die
Vollzugsbehörden in einer zentralen Datei gespeichert
werden.

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfah-
rens, das die Übermittlung oder den Abruf personen-
bezogener Daten aus der zentralen Datei nach § 105
Absätze 2 und 4 ermöglicht, ist zulässig, soweit diese
Form der Datenübermittlung oder des Datenabrufs
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange
der betroffenen Personen und der Erfüllung des
Zwecks der Übermittlung angemessen ist. Die auto-
matisierte Übermittlung der für die Unterrichtung nach
§ 13 Absatz 1 Satz 3 des Bundeskriminalamtgesetzes
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vom 7. Juli 1997 (BGBl. I S. 1650), zuletzt geändert am
21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1566, 1567), erforderlichen
personenbezogenen Daten kann auch anlassunab-
hängig erfolgen. 

(3) Die speichernde Stelle hat zu gewährleisten,
dass die Übermittlung zumindest durch geeignete
Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft wer-
den kann. Der Abruf der Daten wird protokolliert.

(4) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Einzelheiten der Einrichtung automatisierter
Übermittlungs- und Abrufverfahren zu regeln. Die bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit ist vorher zu hören. Die Rechts-
verordnung nach Satz 1 hat die Datenempfängerin
oder den Datenempfänger, die Datenart und den
Zweck des Abrufs festzulegen. Sie hat Maßnahmen
zur Datensicherung und zur Kontrolle vorzusehen, die
in einem angemessenen Verhältnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck stehen. Der Senat kann die
Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung
auf die zuständige Behörde weiter übertragen.

(5) Die Vereinbarung eines Datenverbundes, der
eine automatisierte Datenübermittlung ermöglicht, mit
anderen Ländern und dem Bund ist zulässig. Der
Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
Einrichtung des Datenverbundes zu regeln. Die bzw.
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit ist vorher zu hören. Die Verord-
nung hat die beteiligten Stellen und den Umfang ihrer
Verarbeitungsbefugnis, die Datenart und den Zweck
der Übermittlung im Einzelnen festzulegen. Sie hat
technische und organisatorische Maßnahmen und
Maßnahmen zur Datenschutzkontrolle vorzusehen,
die in einem angemessenen Verhältnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck stehen. Es ist festzulegen, wel-
che Stelle die datenschutzrechtliche Verantwortung
gegenüber den Betroffenen trägt und die technischen
und organisatorischen Maßnahmen trifft.

§ 108

Zweckbindung

Von den Vollzugsbehörden übermittelte personen-
bezogene Daten dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet
werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt worden
sind. Die Empfängerinnen bzw. Empfänger dürfen die
Daten für andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie
ihnen auch für diese Zwecke hätten übermittelt wer-
den dürfen, und wenn im Falle einer Übermittlung an
nicht öffentliche Stellen die übermittelnden Vollzugs-
behörden zugestimmt haben. Die Vollzugsbehörden
haben die nicht öffentlichen Empfängerinnen und
Empfänger auf die Zweckbindung nach Satz 1 hinzu-
weisen.

§ 109

Schutz besonderer Daten

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekennt-
nis der Untergebrachten und personenbezogene
Daten, die anlässlich ärztlicher oder psychologischer
Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der
Einrichtung nicht allgemein kenntlich gemacht wer-
den. Dies gilt nicht für andere personenbezogene
Daten, deren allgemeine Kenntnis innerhalb der Ein-
richtung für ein geordnetes Zusammenleben erforder-
lich ist; § 106 Absätze 8 bis 10 bleibt unberührt.

(2) Personenbezogene Daten, die den in der Ein-
richtung tätigen

1. Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen und Zahn-
ärzten oder Angehörigen eines Heilberufs, der für
die Berufsausübung oder die Führung der Berufs-
bezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung
erfordert,

2. Berufspsychologinnen und Berufspsychologen mit
staatlich anerkannter wissenschaftlicher Ab-
schlussprüfung,

3. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen, Sozial-
arbeitern, Sozialpädagoginnen und Sozialpädago-
gen

von Untergebrachten als Geheimnis anvertraut oder
über Untergebrachte sonst bekannt geworden sind,
unterliegen auch gegenüber den Vollzugsbehörden
der Schweigepflicht. Die in Satz 1 genannten Perso-
nen haben sich gegenüber der Leitung der Einrich-
tung zu offenbaren, soweit dies für die Aufgabenerfül-
lung der Vollzugsbehörden oder zur Abwehr von er-
heblichen Gefahren für Leib oder Leben der Unterge-
brachten oder Dritter erforderlich ist. Ärztinnen und
Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte sind zur Of-
fenbarung ihnen im Rahmen der allgemeinen Ge-
sundheitsvorsorge bekannt gewordener Geheimnisse
gegenüber der Vollzugsbehörde verpflichtet, soweit
dies für die von der Vollzugsbehörde vorzunehmende
Überprüfung ihrer Tätigkeit bezüglich Abrechnung,
Wirtschaftlichkeit und Qualität sowie zum Zwecke der
Prüfung der Kostenbeteiligung der Untergebrachten
(§ 56 Absätze 2 und 3) erforderlich ist; betroffen sind
vor allem die erbrachten Leistungen, die Behand-
lungsdauer und die allgemeinen Angaben über die
Untergebrachten und ihre Erkrankungen. Ärztinnen
und Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte sind
zur Offenbarung ihnen im Rahmen der allgemeinen
Gesundheitsfürsorge bekannt gewordener Geheim-
nisse befugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der
Vollzugsbehörden unerlässlich oder zur Abwehr von
erheblichen Gefahren für Leib oder Leben der Unter-
gebrachten oder Dritter erforderlich ist. Sonstige Of-
fenbarungsbefugnisse bleiben unberührt. Die Unter-
gebrachten sind vor der Erhebung über die nach den
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Sätzen 2 bis 4 bestehenden Offenbarungspflichten
und -befugnisse zu unterrichten.

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen nur
für den Zweck, für den sie offenbart wurden oder für
den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und
nur unter denselben Voraussetzungen verarbeitet wer-
den, unter denen eine in Absatz 2 Satz 1 Nummern 1
bis 3 genannte Person selbst hierzu befugt wäre. Die
Leitung der Einrichtung kann unter diesen Voraus-
setzungen die unmittelbare Offenbarung gegenüber
bestimmten Bediensteten allgemein zulassen.

(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte, Psychologische
Psychotherapeutinnen oder Psychotherapeuten, Psy-
chologinnen oder Psychologen außerhalb des Vollzu-
ges mit der Untersuchung oder Behandlung Unterge-
brachter beauftragt werden, gilt Absatz 2 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass die beauftragten Ärztinnen
oder Ärzte, Psychologische Psychotherapeutinnen
oder Psychotherapeuten, Psychologinnen oder Psy-
chologen auch zur Unterrichtung der Einrichtungsärz-
tinnen oder Einrichtungsärzte oder der in der Einrich-
tung mit der Behandlung der Untergebrachten betrau-
ten Psychologinnen oder Psychologen befugt sind.

§ 110

Schutz der Daten in Akten und Dateien

(1) Die einzelnen Bediensteten dürfen sich von
personenbezogenen Daten Kenntnis verschaffen, so-
weit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufga-
ben oder für die Zusammenarbeit nach § 6 Absatz 1
und § 93 Absatz 1 Satz 2 erforderlich ist.

(2) Akten und Dateien mit personenbezogenen
Daten sind durch die erforderlichen technischen und
organisatorischen Maßnahmen gegen unbefugten
Zugang und unbefugten Gebrauch zu schützen. Ge-
sundheitsakten und Therapieakten sind getrennt von
anderen Unterlagen zu führen und besonders zu
sichern. Im Übrigen gilt für die Art und den Umfang
der Schutzvorkehrungen § 8 des Hamburgischen Da-
tenschutzgesetzes.

§ 111

Berichtigung, Löschung und Sperrung

(1) Die in Dateien gespeicherten personenbezoge-
nen Daten sind fünf Jahre nach der Entlassung der
Untergebrachten oder ihrer Verlegung in eine andere
Einrichtung zu löschen. Hiervon können bis zum Ab-
lauf der Aufbewahrungsfrist für die Personalakten die
Buchnummer, die Angaben über Familienname, Vor-
name, Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Ein-
tritts- und Austrittsdatum der Untergebrachten sowie
die aufnehmende Einrichtung bei Verlegung ausge-
nommen werden, soweit dies für das Auffinden der
Personalakten erforderlich ist.

(2) Aufzeichnungen nach § 105 sind spätestens
nach Ablauf eines Monats zu löschen. Dies gilt nicht,
wenn und solange eine fortdauernde Speicherung
oder Aufbewahrung zur Aufklärung und Verfolgung
der aufgezeichneten Vorkommnisse unerlässlich ist.

(3) Personenbezogene Daten in Akten dürfen nach
Ablauf von fünf Jahren seit der Entlassung der Unter-
gebrachten nur übermittelt oder genutzt werden, so-
weit dies

1. zur Verfolgung von Straftaten,

2. für die Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben nach § 113,

3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot, 

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem
Vollzug einer der in § 1 genannten Freiheitsentzie-
hung

unerlässlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen
enden, wenn die Untergebrachten erneut zum Vollzug
einer Freiheitsstrafe aufgenommen werden oder die
Betroffenen eingewilligt haben.

(4) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach Ab-
satz 3 gesperrten Daten dürfen folgende Fristen nicht
überschritten werden:

1. 20 Jahre für Personalakten, Gesundheitsakten
und Therapieakten,

2. 30 Jahre für Untergebrachtenbücher.

Dies gilt nicht, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen ist, dass die Aufbewahrung für die in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Zwecke weiterhin erforderlich
ist. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das
Jahr der aktenmäßigen Weglegung folgenden Kalen-
derjahr.

(5) Wird festgestellt, dass unrichtige Daten über-
mittelt worden sind, ist dies den Empfängerinnen oder
Empfängern mitzuteilen, wenn dies zur Wahrung
schutzwürdiger Interessen der Betroffenen erforder-
lich ist.

(6) Im Übrigen gilt für die Berichtigung, Löschung
und Sperrung personenbezogener Daten § 19 Ab-
sätze 1 bis 3 und 5 des Hamburgischen Datenschutz-
gesetzes. Die Vorschriften des Hamburgischen Ar-
chivgesetzes bleiben unberührt.

§ 112

Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht

Die Betroffenen erhalten nach Maßgabe des § 18
des Hamburgischen Datenschutzgesetzes Auskunft
und, soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung ihrer
rechtlichen Interessen nicht ausreicht und sie hierfür
auf die Einsichtnahme angewiesen sind, Aktenein-
sicht.
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§ 113

Auskunft und Akteneinsicht
für wissenschaftliche Zwecke

Für die Auskunft und Akteneinsicht für wissen-
schaftliche Zwecke gilt § 476 der Strafprozessordnung
entsprechend.

§ 114

Anwendung des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes

Die Regelungen des Hamburgischen Daten-
schutzgesetzes über Begriffsbestimmungen (§ 4), Ein-
holung und Form der Einwilligung des Betroffenen (§ 5
Absatz 2), die Rechte des Betroffenen (§ 6), das Da-
tengeheimnis (§ 7), die Durchführung des Daten-
schutzes (§ 10), den Schadensersatz (§ 20), die Be-
stimmungen über die Kontrolle durch die bzw. den
Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und In-
formationsfreiheit (§§ 23 bis 26) und die Straf- und
Bußgeldvorschriften (§§ 32, 33) gelten entsprechend.

Teil 4

Schlussvorschriften

§ 115 

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus
Artikel 2 Absatz 2 Sätze 1 und 2 (körperliche Unver-
sehrtheit und Freiheit der Person) und Artikel 10 Ab-
satz 1 (Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) des
Grundgesetzes eingeschränkt.

A r t i ke l  2

Änderung des Hamburgischen
Strafvollzugsgesetzes 

Das Hamburgische Strafvollzugsgesetz vom 14.
Juli 2009 (HmbGVBl. S. 257) wird wie folgt geändert:

1. Im Titel werden die Wörter „und der Siche-
rungsverwahrung“ gestrichen.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

2.1 Der Eintrag zu § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 Behandlungsuntersuchung“.

2.2 Der Eintrag zu § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15 Lockerungen zur Vorbereitung der Ein-
gliederung“.

2.3 Der Eintrag zu § 16 erhält folgende Fassung:

„§ 16 Vorbereitung der Eingliederung“.

2.4 Der Eintrag zu § 32 erhält folgende Fassung:

„§ 32 Telekommunikation“.

2.5 Der Eintrag zu Abschnitt 5 erhält folgende Fas-
sung:

„Beschäftigung“.

2.6 Der Eintrag zu § 34 erhält folgende Fassung:

„§ 34 Beschäftigung“.

2.7 Der Eintrag zu § 35 erhält folgende Fassung:

„Abschluss im Vollzug begonnener Bildungs-
maßnahmen“.

2.8 Der Eintrag zu § 41 erhält folgende Fassung:

„§ 41 Ausbildungsbeihilfe, Entgeltfortzah-
lung“. 

2.9 Der Eintrag zu § 64 erhält folgende Fassung:

„§ 64 (aufgehoben)“.

2.10 Der Eintrag zu § 72 erhält folgende Fassung:

„§ 72 Feststellung von Suchtmittelmiss-
brauch“.

2.11 Der Eintrag zu Teil 3 erhält folgende Fassung:

„Besondere Vorschriften bei angeordneter
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung“.

2.12 Die Einträge zu den §§ 93 bis 97 erhalten fol-
gende Fassung:

„§ 93 Aufgaben, Gestaltung des Vollzuges

§ 94 Behandlungsuntersuchung

§ 95 Vollzugsplan

§ 96 Behandlung, Unterbringung in einer
sozialtherapeutischen Einrichtung, Frei-
stellung von der Haft 

§ 97 Unterstützung nach der Entlassung“. 

3. In § 1 werden die Wörter „und der Sicherungs-
verwahrung“ gestrichen. 

4. § 3 wird wie folgt geändert:

4.1 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Der Vollzug ist von Beginn an darauf auszu-
richten, dass er den Gefangenen hilft, sich in
das Leben in Freiheit einzugliedern.“

4.2 Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Insbesondere ist auf die Schaffung und die
Bewahrung eines gewaltfreien Klimas im Voll-
zug zu achten.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:

5.1 In Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter
„über ihre Rechte“ durch die Wörter „in einer
für sie verständlichen Form über ihre Rechte“
ersetzt. 

5.2 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Bei Gefangenen, die eine Ersatzfreiheits-
strafe verbüßen, sind die Möglichkeiten der
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Verkürzung der Vollstreckung durch gem-
einnützige Arbeit oder ratenweise Tilgung der
Geldstrafe zu erörtern und zu fördern, um so
auf eine möglichst baldige Entlassung hinzu-
wirken.“ 

6. § 7 wird wie folgt geändert:

6.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Behandlungsuntersuchung“.

6.2 In Absatz 1 wird das Wort „Aufnahmeuntersu-
chung“ durch das Wort „Behandlungsuntersu-
chung“ ersetzt. 

6.3 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt
sich auf die Persönlichkeit, die Lebensverhält-
nisse, die Ursachen und Umstände der Straftat
sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren
Kenntnis für eine zielgerichtete und wirkungs-
orientierte Vollzugsgestaltung und die Einglie-
derung der Gefangenen nach der Entlassung
notwendig erscheint. Neben den voll-
streckungsrechtlichen Unterlagen sind mit Zu-
stimmung der Gefangenen insbesondere auch
Erkenntnisse der Gerichts- und Bewährungs-
hilfe sowie der Führungsaufsichtsstellen ein-
zubeziehen.“

6.4 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) In der Behandlungsuntersuchung werden
die im Einzelfall die Straffälligkeit begünsti-
genden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sollen
die Fähigkeiten der Gefangenen ermittelt wer-
den, deren Stärkung einer erneuten Straffällig-
keit entgegenwirken kann.“

6.5 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5.

6.6 Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Untersuchung kann bei einer voraus-
sichtlichen Vollzugsdauer bis zu einem Jahr
auf die Umstände beschränkt werden, deren
Kenntnis für eine angemessene Vollzugsge-
staltung unerlässlich und für die Eingliederung
erforderlich ist. Unabhängig von der Vollzugs-
dauer gilt dies auch, wenn ausschließlich Er-
satzfreiheitsstrafen zu vollziehen sind.“

7. § 8 wird wie folgt geändert:

7.1 In Absatz 1 wird das Wort „Aufnahmeuntersu-
chung“ durch das Wort „Behandlungsuntersu-
chung“ ersetzt.

7.2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

7.2.1 In Nummer 3 werden die Wörter „Verlegung in
eine sozialtherapeutische Einrichtung“ durch

die Wörter „Unterbringung in einer sozialthe-
rapeutischen Einrichtung“ ersetzt.

7.2.2 In Nummer 7 wird das Wort „Entlassungsvor-
bereitung“ durch die Wörter „Vorbereitung der
Eingliederung“ ersetzt. 

7.3 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) Die Gefangenen werden darin unterstützt,
ihre persönlichen, wirtschaftlichen und sozia-
len Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen
dazu angeregt und in die Lage versetzt wer-
den, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln,
insbesondere eine Schuldenregulierung her-
beizuführen. Sie sollen angehalten werden,
den durch die Straftat verursachten materiel-
len und immateriellen Schaden wiedergutzu-
machen.“

7.4 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5.

7.5 Im neuen Absatz 5 erhält Satz 2 folgende Fas-
sung:

„Der Vollzugsplan ist ihnen auszuhändigen.“ 

7.6 Es werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt:

„(6) Zur Aufstellung und Fortschreibung des
Vollzugsplans führt die Anstaltsleitung Konfe-
renzen mit an der Behandlung maßgeblich Be-
teiligten durch. Standen die Gefangenen vor
ihrer Inhaftierung unter Bewährungs- oder
Führungsaufsicht, kann mit Zustimmung der
Gefangenen auch die für sie zuständige Be-
währungshelferin oder der für sie zuständige
Bewährungshelfer an der Konferenz beteiligt
werden.

(7) Werden die Gefangenen nach der Entlas-
sung voraussichtlich unter Bewährungs- oder
Führungsaufsicht gestellt, so ist mit Zustim-
mung der Gefangenen der künftig zuständi-
gen Bewährungshelferin oder dem künftig zu-
ständigen Bewährungshelfer in den letzten
zwölf Monaten vor dem voraussichtlichen Ent-
lassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konfe-
renz zu ermöglichen und sind ihr bzw. ihm der
Vollzugsplan und seine Fortschreibungen zu
übersenden.“

8. In § 10 Absatz 1 werden die Wörter „eine so-
zialtherapeutische Einrichtung zu verlegen“
ersetzt durch die Wörter „einer sozialtherapeu-
tischen Einrichtung unterzubringen“. 

9. § 12 wird wie folgt geändert:

9.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den Gefangenen kann als Lockerung des
Vollzuges insbesondere erlaubt werden,
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1. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit
unter Aufsicht (Ausführung) zu verlassen,

2. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit in
Begleitung einer von der Anstalt zugelasse-
nen Person (Begleitausgang) zu verlassen,

3. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit
ohne Aufsicht (Ausgang) zu verlassen,

4. die Anstalt für die Dauer von bis zu 24 Ka-
lendertagen in einem Vollstreckungsjahr zu
verlassen (Freistellung von der Haft),

5. außerhalb der Anstalt regelmäßig einer Be-
schäftigung unter Aufsicht (Außenbeschäfti-
gung) oder ohne Aufsicht (Freigang) nach-
zugehen.

Die Lockerungen dürfen gewährt werden,
wenn verantwortet werden kann zu erproben,
dass die Gefangenen sich dem Vollzug der
Freiheitsstrafe nicht entziehen oder die Locke-
rungen nicht zu Straftaten missbrauchen wer-
den. § 11 Absatz 3 gilt entsprechend.“

9.2 Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Bei der Entscheidung über Gewährung
und Ausgestaltung der Lockerungen sind die
Belange der Opfer zu berücksichtigen. § 406d
Absätze 2 und 3 der Strafprozessordnung gilt
entsprechend.“ 

10. In § 13 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Kranke Gefangene, bei denen auf Grund
ihrer Krankheit in Kürze mit dem Tod gerech-
net werden muss, können bis zur Entschei-
dung über einen Strafausstand von der Haft
freigestellt werden, wenn nicht zu befürchten
ist, dass sie die Freistellung von der Haft zu
Straftaten von erheblicher Bedeutung miss-
brauchen werden. § 12 Absätze 3 und 4 gilt
entsprechend.“

11. § 15 wird wie folgt geändert:

11.1 In der Überschrift werden die Wörter „Vorbe-
reitung der Entlassung“ durch die Wörter „Vor-
bereitung der Eingliederung“ ersetzt. 

11.2 In Absatz 1 wird das Wort „Entlassung“ durch
das Wort „Eingliederung“ ersetzt.

11.3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

11.3.1 Die Wörter „Vorbereitung der Entlassung“ wer-
den durch die Wörter „Vorbereitung der Ein-
gliederung“ ersetzt. 

11.3.2 Nummer 3 wird gestrichen. 

11.4 In Absatz 4 werden die Wörter „Vorbereitung
der Entlassung“ durch die Wörter „Vorberei-
tung der Eingliederung“ ersetzt. 

12. § 16 wird wie folgt geändert:

12.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Vorbereitung der Eingliederung“. 

12.2 In Satz 1 wird das Wort „Entlassung“ durch
das Wort „Eingliederung“ ersetzt. 

12.3 In Satz 5 wird das Wort „Entlassungsvorberei-
tungen“ durch das Wort „Eingliederungsvor-
bereitungen“ ersetzt. 

13. In § 27 Absatz 1 Satz 2 wird im Klammerzusatz
das Wort „Videoüberwachung“ durch das Wort
„Videobeobachtung“ ersetzt. 

14. § 30 wird wie folgt geändert:

14.1 In Absatz 2 Satz 1 wird hinter dem Wort „Nota-
ren“ die Textstelle „soweit sie von den Gefan-
genen mit der Vertretung einer Rechtsangele-
genheit nachweislich beauftragt wurden,“ ein-
gefügt.

14.2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

14.2.1 Hinter Nummer 3 wird folgende neue Nummer
4 eingefügt:

„4. an die Nationale Stelle zur Verhütung von
Folter,“.

14.2.2 Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden Num-
mern 5 bis 7.

14.2.3 Die neue Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. an die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des, der Länder und der Aufsichts-
behörde,“.

14.2.4 In der neuen Nummer 7 wird der Punkt am
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

14.2.5 Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8. an nicht in der Anstalt tätige Ärztinnen
oder Ärzte, die nachweislich mit der Unter-
suchung oder Behandlung der Gefange-
nen befasst sind.“

14.3 Absatz 5 wird aufgehoben.

15. § 32 wird wie folgt geändert:

15.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Telekommunikation“.

15.2 Hinter Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2
eingefügt:

„(2) Nach Zulassung anderer Formen der Tele-
kommunikation im Sinne des Telekommunika-
tionsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S.
1190), zuletzt geändert am 3. Mai 2012 (BGBl.
I S. 958), in der jeweils geltenden Fassung
durch die Aufsichtsbehörde kann die Anstalts-
leitung den Gefangenen gestatten, diese For-
men auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestim-
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mungen dieses Abschnitts gelten entspre-
chend.“

15.3 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und die
Textstelle „vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190),
zuletzt geändert am 21. Dezember 2007
(BGBl. I S. 3198, 3205), in der jeweils gelten-
den Fassung“ wird gestrichen. 

16. Die Überschrift zu Abschnitt 5 erhält folgende
Fassung:

„Beschäftigung“.

17. § 34 erhält folgende Fassung:

„§ 34

Beschäftigung

(1) Arbeit, arbeitstherapeutische Beschäfti-
gung und Maßnahmen der beruflichen und
schulischen Aus- und Weiterbildung (Beschäf-
tigung) sind auf Grund ihrer zentralen Bedeu-
tung für die Erfüllung des Eingliederungsauf-
trags im Strafvollzug besonders zu fördern.
Sie dienen insbesondere dem Ziel, Fähigkei-
ten für eine Erwerbstätigkeit nach der Entlas-
sung zu vermitteln, zu erhalten oder zu för-
dern.

(2) Die Anstalt soll den Gefangenen der Ein-
gliederung förderliche Arbeit oder arbeitsthe-
rapeutische oder sonstige Beschäftigung zu-
weisen und dabei ihre Fähigkeiten, Fertigkei-
ten und Neigungen berücksichtigen. Sie soll
auch im Zusammenwirken mit den Vereinigun-
gen und Stellen des Arbeits- und Wirtschafts-
lebens dazu beitragen, dass die Gefangenen
beruflich gefördert, beraten und vermittelt wer-
den. 

(3) Aus Gründen der Integration und zur För-
derung der Sprachkompetenz sollen Gefange-
nen Deutschkurse angeboten werden. 

(4) Geeigneten Gefangenen soll Gelegenheit
zur Berufsausbildung, beruflichen Weiterbil-
dung oder Teilnahme an anderen ausbilden-
den oder weiterbildenden Maßnahmen (Bil-
dungsmaßnahmen) gegeben werden. Bei der
beruflichen Ausbildung ist berufsbildender Un-
terricht vorzusehen; dies gilt auch für die be-
rufliche Weiterbildung, soweit die Art der Maß-
nahme es erfordert.

(5) Sind Gefangene zu wirtschaftlich ergiebi-
ger Arbeit nicht fähig, sollen sie arbeitsthera-
peutisch beschäftigt werden.

(6) Für geeignete Gefangene soll Unterricht in
den zum ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss führenden Fächern oder nach Mög-
lichkeit zur Erlangung anderer staatlich aner-

kannter Schulabschlüsse sowie zur Grundbil-
dung und Berufsvorbereitung vorgesehen wer-
den. Unterricht soll während der Arbeitszeit
stattfinden.“

18. § 35 erhält folgende Fassung:

„§ 35

Abschluss im Vollzug
begonnener Bildungsmaßnahmen

(1) Die Anstalt kann Gefangenen auf schriftli-
chen Antrag gestatten, nach der Entlassung
eine im Vollzug begonnene Bildungsmaß-
nahme fortzuführen und abzuschließen, so-
weit

1. dies anderweitig nicht möglich oder nicht
zumutbar ist,

2. dies zur Eingliederung erforderlich ist,

3. der Abschluss der Maßnahme in einem
engen zeitlichen Zusammenhang zum Ent-
lassungszeitpunkt steht und

4. Gründe der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt dem nicht entgegenstehen.

Hierzu können die Betroffenen, sofern sie es
wünschen und es die Belegungssituation
zulässt, über den Entlassungszeitpunkt hin-
aus in der Anstalt verbleiben oder vorüberge-
hend wieder aufgenommen werden. Die An-
träge auf Fortführung, Verbleib oder Wieder-
aufnahme sind jederzeit widerruflich. Erfolgt
ein Widerruf, sind die verbliebenen oder auf-
genommenen Personen unverzüglich zu ent-
lassen.

(2) Für die Betroffenen gelten die Vorschriften
dieses Gesetzes entsprechend mit der Maß-
gabe, dass Maßnahmen des Vollzuges nicht
mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt wer-
den können. Das Hausrecht bleibt hiervon un-
berührt.

(3) Bei Gefährdung der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Gestattung jederzeit
widerrufen werden.“

19. In § 36 Absatz 2 wird die Bezeichnung „§ 12
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ durch die Be-
zeichnung „§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5“
ersetzt.

20. In § 38 Absatz 2 wird die Bezeichnung „§ 34
Absatz 1 Nummer 3“ durch die Bezeichnung
„§ 34 Absatz 4“ ersetzt. 

21. In § 39 Absatz 1 Satz 3 wird die Bezeichnung
„§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ durch die Be-
zeichnung „§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“
ersetzt.
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22. § 40 wird wie folgt geändert:

22.1 In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Darüber hinaus können sie auf Antrag einen
Erlass von Verfahrenskosten nach Absatz 8 er-
halten.“

22.2 In Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „§ 34 Ab-
satz 1 Nummer 1“ durch die Textstelle „§ 34
Absatz 2“ ersetzt. 

22.3 In Absatz 3 Satz 1 wird die Textstelle „§ 34 Ab-
satz 1“ durch die Textstelle „§ 34 Absatz 2“ er-
setzt.

22.4 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

22.4.1 In Nummern 1 und 2 werden jeweils die Wörter
„oder einer Sicherungsverwahrung“ gestri-
chen. 

22.4.2 In Nummer 5 werden die Wörter „oder Siche-
rungsverwahrung“ gestrichen.

22.4 In Absatz 7 werden die Wörter „oder Siche-
rungsverwahrung“ gestrichen.

22.5 Es wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) Gefangene können auf Antrag einen Er-
lass von Verfahrenskosten erhalten. Sie erwer-
ben einen Anspruch auf Erlass der von ihnen
zu tragenden Kosten des Strafverfahrens im
Sinne von § 464a der Strafprozessordnung,
soweit diese der Freien und Hansestadt Ham-
burg zustehen, wenn sie

1. jeweils sechs Monate zusammenhängend
eine Tätigkeit nach § 34 ausgeübt haben, in
Höhe der von ihnen zuletzt erzielten monat-
lichen Vergütung, höchstens aber fünf vom
Hundert der zu tragenden Kosten, oder

2. unter Vermittlung der Anstalt von ihrer Ver-
gütung nach § 40 Absätze 1 und 2 Scha-
denswiedergutmachung leisten, in Höhe
der Hälfte der geleisteten Zahlungen.“ 

23. § 41 wird wie folgt geändert.

23.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Ausbildungsbeihilfe, Entgeltfortzahlung“.

23.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Nehmen die Gefangenen stunden- oder
tageweise an einzel- oder gruppentherapeuti-
schen Maßnahmen, an Maßnahmen zur Be-
handlung von Suchtmittelabhängigkeit und
-missbrauch, an Trainingsmaßnahmen zur Ver-
besserung der sozialen Kompetenz sowie so-
zialtherapeutischen Behandlungsmaßnahmen
teil, so erhalten sie in Höhe des ihnen dadurch
entgehenden Arbeitsentgelts gemäß § 40 Ab-
satz 2 oder der Ausbildungsbeihilfe gemäß
Absatz 2 eine Entgeltfortzahlung.“

24. § 44 wird wie folgt geändert:

24.1 Hinter Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für Freigänger (§ 36) sind Ausnahmen mit
Zustimmung der Anstaltsleitung zulässig.“ 

24.2 Im neuen Satz 3 wird das Wort „Sie“ durch die
Wörter „Die Gelder“ ersetzt. 

25. In § 52 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Andere Geräte der Informations- und Unter-
haltungselektronik können unter diesen Vor-
aussetzungen zugelassen werden.“ 

26. § 58 Satz 2 Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung:

„1. ärztliche Behandlung einschließlich Psy-
chotherapie,“. 

27. § 64 wird aufgehoben.

28. § 67 wird wie folgt geändert:

28.1 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) Versterben Gefangene, so gilt für die Un-
terrichtung von Opfern § 406d Absätze 2 und 3
der Strafprozessordnung entsprechend.“

28.2 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

29. § 72 wird wie folgt geändert:

29.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Feststellung von Suchtmittelmissbrauch“.

29.2 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Betäubungs-
mittelmissbrauchs“ durch das Wort „Suchtmit-
telmissbrauchs“ und die Wörter „Missbrauch
von Betäubungsmitteln“ durch das Wort
„Suchtmittelmissbrauch“ ersetzt.

29.3 In Absatz 2 wird das Wort „Betäubungsmittel-
missbrauch“ durch das Wort „Suchtmittelmiss-
brauch“ ersetzt.

30. In § 76 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Während der Absonderung und Unterbrin-
gung in einem besonders gesicherten Haft-
raum sind die Gefangenen in besonderem
Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen darü-
ber hinaus gefesselt, sind sie durch einen
Bediensteten ständig und in unmittelbarem
Sichtkontakt zu beobachten.“ 

31. In § 77 Absatz 1 Satz 1 werden hinter den Wör-
tern „anderer Gefangener“ die Wörter „oder
Beschädigung fremder Sachen“ eingefügt. 

32. § 78 wird wie folgt geändert:

32.1 In Absatz 3 werden hinter dem Wort „Fesseln“
die Wörter „und Reizstoffe“ eingefügt.

32.2 In Absatz 4 werden hinter dem Wort „Schuss-
waffen“ die Wörter „sowie Reizstoffe“ gestri-
chen.
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33. § 84 erhält folgende Fassung:

„§ 84

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Bei Lebensgefahr, schwerwiegender Ge-
fahr für die Gesundheit der Gefangenen oder
bei schwerwiegender Gefahr für die Gesund-
heit anderer Personen sind medizinische Un-
tersuchung und Behandlung sowie Ernährung
gegen den natürlichen Willen der Gefangenen
unter den Voraussetzungen der Absätze 2 bis
5 zulässig, wenn diese zur Einsicht in die
Schwere der Krankheit und die Notwendigkeit
der Maßnahme oder zum Handeln gemäß sol-
cher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig
sind. Bei schwerwiegender Gefahr für die Ge-
sundheit anderer Personen sind medizinische
Untersuchung und Behandlung unter den Vor-
aussetzungen der Absätze 2 bis 5 auch gegen
den freien Willen der Gefangenen zulässig. 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur
angeordnet werden, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die Zustim-
mung der Gefangenen zu der Untersu-
chung, Behandlung oder Ernährung zu er-
wirken,

2. die Gefangenen über Art, Umfang und
Dauer der Maßnahme durch eine Ärztin
oder einen Arzt aufgeklärt wurden,

3. die Maßnahme zur Abwendung der Gefah-
ren nach Absatz 1 geeignet und erforderlich
ist, 

4. der von der Maßnahme erwartete Nutzen
die mit der Maßnahme verbundenen Belas-
tungen deutlich überwiegt und

5. die Maßnahme nicht mit einer erheblichen
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit
der Gefangenen verbunden ist. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder
eines Arztes durchgeführt werden, unbescha-
det der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass
eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig er-
reichbar und mit einem Aufschub Lebensge-
fahr verbunden ist. Die Anordnung bedarf der
Zustimmung der Leitung der Anstalt und einer
Ärztin oder eines Arztes, die oder der nicht in
der Anstalt tätig ist. Die Gründe für die Anord-
nung der Maßnahme nach Absatz 1, das Vor-
liegen der Voraussetzungen des Absatzes 2
sowie die ergriffene Maßnahme, einschließlich
ihres Zwangscharakters, der Durchsetzungs-
weise, der Wirkungsüberwachung sowie der
Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind

zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärun-
gen der Gefangenen, die im Zusammenhang
mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein
können. 

(4) Anordnungen nach Absatz 3 sind den Ge-
fangenen unverzüglich bekannt zu geben. Sie
sind darüber zu belehren, dass sie gegen die
Anordnung bei Gericht um einstweiligen
Rechtsschutz ersuchen und auch Antrag auf
gerichtliche Entscheidung stellen können. Mit
dem Vollzug einer Anordnung ist zuzuwarten,
bis die Gefangenen Gelegenheit hatten, eine
Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutz
herbeizuführen. 

(5) Von den Bestimmungen in Absatz 2 Num-
mern 1 und 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
Sätze 2 und 3 kann abgesehen werden, wenn
Gefahr im Verzug besteht.

(6) Zur Gewährleistung des Gesundheits-
schutzes und der Hygiene ist die zwangsweise
körperliche Untersuchung der Gefangenen
zulässig, wenn sie nicht mit einem körper-
lichen Eingriff verbunden ist.“

34. § 85 wird wie folgt geändert:

34.1 Der bisherige Text wird Absatz 1.

34.2 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Disziplinarmaßnahmen können angeord-
net werden, wenn die Gefangenen rechtswid-
rig und schuldhaft

1. gegen Strafgesetze verstoßen oder eine
Ordnungswidrigkeit begehen,

2. andere Personen verbal oder tätlich an-
greifen,

3. sich den ihnen zugewiesenen Aufgaben
entziehen,

4. verbotene Gegenstände in die Anstalt ein-
bringen, 

5. sich am Einschmuggeln verbotener Ge-
genstände beteiligen oder sie besitzen,

6. entweichen oder zu entweichen versu-
chen, 

7. Lebensmittel oder fremde Sachen zer-
stören oder beschädigen,

8. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere
berauschende Stoffe konsumieren, 

9. gegen Weisungen im Zusammenhang mit
der Gewährung von Lockerungen ver-
stoßen oder

10. in sonstiger Weise wiederholt oder
schwerwiegend gegen die Hausordnung
verstoßen oder das geordnete Zusammen-
leben in der Anstalt stören.“
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35. Die Überschrift zu Teil 3 erhält folgende Fas-
sung: 

„Besondere Vorschriften bei angeordneter
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung“. 

36. §§ 93 bis 97 erhalten folgende Fassung:

„§ 93

Aufgaben, Gestaltung des Vollzuges

(1) Bei angeordneter oder vorbehaltener Si-
cherungsverwahrung dient der Vollzug der
Freiheitsstrafe auch dem Ziel, die Gefährlich-
keit der Gefangenen für die Allgemeinheit so
zu mindern, dass die Vollstreckung der Unter-
bringung oder deren Anordnung entbehrlich
wird. 

(2) Bereits im Vollzug der Freiheitsstrafe ist
eine individuelle, intensive und therapiegerich-
tete Betreuung im Sinne von § 66c Absatz 1
Nummer 1 des Strafgesetzbuchs anzubieten.
Die Bereitschaft der Gefangenen, an der Errei-
chung der Vollzugsziele mitzuwirken, ist fort-
während zu wecken und zu fördern. Die Moti-
vationsmaßnahmen sind zu dokumentieren. 

§ 94

Behandlungsuntersuchung

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich
zur Vorbereitung der Vollzugsplanung unver-
züglich eine umfassende Behandlungsunter-
suchung an. 

(2) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt
sich auf alle Umstände, die für die Beurteilung
der Gefährlichkeit der Gefangenen maßgeb-
lich sind. Im Rahmen der Behandlungsunter-
suchung sind die Ursachen der Straftaten, die
individuellen Risikofaktoren sowie der Be-
handlungsbedarf, die Behandlungsfähigkeit
und die Behandlungsmotivation der Gefange-
nen festzustellen. Gleichzeitig sollen die
Fähigkeiten der Gefangenen ermittelt werden,
deren Stärkung der Gefährlichkeit der Gefan-
genen entgegen wirkt. Erkenntnisse aus vor-
angegangenen Freiheitsentziehungen sind
einzubeziehen. 

(3) Die Behandlungsuntersuchung berücksich-
tigt wissenschaftliche Erkenntnisse. 

(4) Die Ergebnisse der Untersuchung sind zu
dokumentieren und mit den Gefangenen zu
erörtern.

§ 95

Vollzugsplan

(1) Auf der Grundlage der in der Behandlungs-
untersuchung gewonnenen Erkenntnisse wird
unverzüglich ein Vollzugsplan aufgestellt, der

unter Berücksichtigung auch des Alters, der
Persönlichkeit und des Entwicklungsstands
die individuellen Behandlungsziele festlegt
und die zu ihrer Erreichung geeigneten und er-
forderlichen Maßnahmen benennt. Er enthält
insbesondere Angaben über

1. psychiatrische, psychotherapeutische
oder sozialtherapeutische Behandlungs-
maßnahmen, 

2. andere Einzel- oder Gruppenbehand-
lungsmaßnahmen, 

3. Maßnahmen zur Förderung der Behand-
lungsmotivation, 

4. die Unterbringung in einer sozialtherapeu-
tischen Einrichtung, 

5. die Zuweisung zu Wohngruppen, 

6. Art und Umfang der Beschäftigung, 

7. Maßnahmen zur Gestaltung der Freizeit, 

8. Maßnahmen zur Ordnung der finanziellen
Verhältnisse, 

9. Maßnahmen zur Ordnung der familiären
Verhältnisse, 

10. Maßnahmen zur Förderung von Außen-
kontakten, 

11. Maßnahmen zur Vorbereitung eines sozia-
len Empfangsraums, 

12. Lockerungen, Verlegung in den offenen
Vollzug,

13. Vorbereitung der Eingliederung und Nach-
sorge. 

Der Vollzugsplan ist in Grundzügen zu begrün-
den.

(2) Der Vollzugsplan ist fortlaufend der Ent-
wicklung der Gefangenen anzupassen und mit
weiteren für die Behandlung bedeutsamen Er-
kenntnissen in Einklang zu halten. Hierfür hat
der Vollzugsplan eine angemessene Frist vor-
zusehen, die sechs Monate nicht übersteigen
soll. 

(3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und Fort-
schreibung des Vollzugsplans werden Konfe-
renzen mit den an der Vollzugsgestaltung
maßgeblich Beteiligten durchgeführt. An der
Behandlung mitwirkende Personen außerhalb
des Vollzuges sollen in die Planung einbezo-
gen werden; sie können mit Zustimmung der
Gefangenen auch an den Konferenzen betei-
ligt werden. 

(4) Der Vollzugsplan und seine Fortschreibun-
gen sind mit den Gefangenen zu erörtern. Der
Vollzugsplan ist ihnen auszuhändigen. 
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§ 96

Behandlung, Unterbringung in einer
sozialtherapeutischen Einrichtung,

Freistellung von der Haft

(1) Den Gefangenen sind die zur Erreichung
der Vollzugsziele erforderlichen Behandlungs-
maßnahmen anzubieten. Diese haben wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu entsprechen.
Soweit standardisierte Angebote nicht ausrei-
chen oder keinen Erfolg versprechen, sind in-
dividuelle Behandlungsangebote zu ent-
wickeln. 

(2) Bei der Behandlung wirken Bedienstete
verschiedener Fachrichtungen in enger Ab-
stimmung zusammen. Soweit dies erforderlich
ist, sind externe Fachkräfte einzubeziehen.
Den Gefangenen sollen Bedienstete als feste
Ansprechpartnerinnen bzw. Ansprechpartner
zur Verfügung stehen. 

(3) Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder
vorbehalten, sind Gefangene bereits während
des Vollzuges der Freiheitsstrafe in einer so-
zialtherapeutischen Einrichtung unterzubrin-
gen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Be-
handlungsprogrammen zur Verringerung der
Gefährlichkeit für die Allgemeinheit angezeigt
ist. Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt
erfolgen, der den Abschluss der Behandlung
während des Vollzuges der Freiheitsstrafe er-
warten lässt. 

(4) Die Anstalt kann den Gefangenen nach An-
hörung der Vollstreckungsbehörde zur Vorbe-
reitung der Eingliederung Freistellung von der
Haft bis zu sechs Monaten gewähren. § 12 Ab-
satz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 97

Unterstützung nach der Entlassung

(1) Die Anstalt kann früheren Gefangenen auf
Antrag Hilfestellung gewähren, soweit diese
nicht anderweitig sichergestellt werden kann
und der Erfolg der Behandlung gefährdet er-
scheint.

(2) Frühere Gefangene können auf ihren An-
trag vorübergehend in einer Anstalt des Justiz-
vollzuges verbleiben oder wiederaufgenom-
men werden, wenn die Eingliederung gefähr-
det ist. Der Verbleib und die Aufnahme sind
jederzeit widerruflich. 

(3) Gegen verbliebene oder aufgenommene
Personen dürfen Maßnahmen des Vollzuges
nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt
werden. 

(4) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen oder
aufgenommenen Personen unverzüglich zu
entlassen.“

37. § 98 wird wie folgt geändert:

37.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Vollzug von Freiheitsstrafen erfolgt in
Justizvollzugsanstalten (Anstalten) der Freien
und Hansestadt Hamburg.“ 

37.2 Absatz 4 wird aufgehoben.

37.3 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

37.4 Im neuen Absatz 4 wird die Textstelle „den Ab-
sätzen 3 und 4“ durch die Textstelle „Absatz 3“
ersetzt.

38. § 108 erhält folgende Fassung: 

„§ 108

Konferenzen

Zur Vorbereitung wichtiger Entscheidungen im
Vollzug führt die Anstaltsleitung Konferenzen
mit den hieran maßgeblich Beteiligten durch.
§ 8 Absatz 6 bleibt unberührt.“

39. § 111 erhält folgende Fassung:

„§ 111

Aufsichtsbehörde

Die für Justiz zuständige Behörde (Aufsichts-
behörde) führt die Dienst- und Fachaufsicht
über die Anstalten.“

40. In § 116 Absatz 2 werden die Wörter „und
Untergebrachten“ gestrichen. 

41. § 118 wird wie folgt geändert:

41.1 In Absatz 1 wird die Textstelle „in § 1 genann-
ten Freiheitsentziehungen“ durch das Wort
„Freiheitsstrafe“ ersetzt.

41.2 In Absatz 3 wird die Textstelle „in § 1 genann-
ten Freiheitsentziehungen“ durch das Wort
„Freiheitsstrafe“ ersetzt.

42. In § 119 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „über-
wacht“ durch das Wort „beobachtet“ ersetzt.

43. In § 120 Absatz 1 Satz 1 wird die Textstelle „in
§ 1 genannten Freiheitsentziehungen“ durch
das Wort „Freiheitsstrafe“ ersetzt.

44. In § 123 Absatz 4 wird hinter der Textstelle
„Ärztinnen oder Ärzte,“ jeweils die Textstelle
„Psychologische Psychotherapeutinnen oder
Psychotherapeuten,“ eingefügt.

45. In § 125 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 wird die
Textstelle „der in § 1 genannten Freiheitsent-
ziehungen“ durch das Wort „Freiheitsstrafe“
ersetzt.
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46. § 130 wird wie folgt geändert:

46.1 Die Textstelle „zuletzt geändert am 17. Juni
2008 (BGBl. I S. 1010)“ wird durch die Text-
stelle „zuletzt geändert am 5. Dezember 2012
(BGBl. I S. 2425, 2428)“ ersetzt.

46.2 Nummer 3 wird gestrichen.

46.3 Die Nummern 4 bis 7 werden Nummern 3 bis
6. 

A r t i ke l  3

Änderung des Hamburgischen
Jugendstrafvollzugsgesetzes

Das Hamburgische Jugendstrafvollzugsgesetz
vom 14. Juli 2009 (HmbGVBl. S. 257, 280) wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 In Abschnitt 1 wird hinter dem Eintrag zu § 5
folgender Eintrag eingefügt:

„§ 5a Vorbehaltene Sicherungsverwahrung“.

1.2 Der Eintrag zu § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7 Behandlungsuntersuchung“.

1.3 Der Eintrag zu § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15 Lockerungen zur Vorbereitung der Ein-
gliederung“.

1.4 Der Eintrag zu § 16 erhält folgende Fassung:

„§ 16 Vorbereitung der Eingliederung“.

1.5 Der Eintrag zu § 32 erhält folgende Fassung:

„§ 32 Telekommunikation“.

1.6 Hinter dem Eintrag zu § 35 wird folgender Ein-
trag eingefügt:

„§ 35a Abschluss im Vollzug begonnener Bil-
dungsmaßnahmen“.

1.7 Der Eintrag zu § 40 erhält folgende Fassung:

„§ 40 Ausbildungsbeihilfe, Vergütung, Entgelt-
fortzahlung“. 

1.8 Der Eintrag zu § 64 erhält folgende Fassung:

„§ 64 (aufgehoben)“.

1.9 Der Eintrag zu § 72 erhält folgende Fassung:

„§ 72 Feststellung von Suchtmittelmiss-
brauch“.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

2.1 Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Der Vollzug ist von Beginn an darauf auszu-
richten, dass er den Gefangenen hilft, sich in
das Leben in Freiheit einzugliedern.“

2.2 Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Insbesondere ist auf die Schaffung und die
Bewahrung eines gewaltfreien Klimas im Voll-
zug zu achten.“

3. In Abschnitt 1 wird hinter § 5 folgender § 5a
eingefügt:

„§ 5a

Vorbehaltene Sicherungsverwahrung

(1) Ist bei Gefangenen im Vollzug der Jugend-
strafe die Anordnung der Sicherungsverwah-
rung vorbehalten, gelten die Vorschriften bei
angeordneter und vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung im Vollzug der Freiheitsstrafe
nach §§ 93 bis 97 des Hamburgischen Straf-
vollzugsgesetzes entsprechend. 

(2) § 7 Absatz 3 des Jugendgerichtsgesetzes
bleibt unberührt.“

4. In § 6 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter
„über ihre Rechte“ durch die Wörter „in einer
für sie verständlichen Form über ihre Rechte“
ersetzt. 

5. § 7 wird wie folgt geändert:

5.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Behandlungsuntersuchung“.

5.2 In Absatz 1 wird das Wort „Aufnahmeuntersu-
chung“ durch das Wort „Behandlungsuntersu-
chung“ ersetzt. 

5.3 In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort„ Aufnahme-
untersuchung“ durch das Wort „Behandlungs-
untersuchung“ und das Wort „planvolle“ durch
die Wörter „zielgerichtete und wirkungsorien-
tierte“ ersetzt. 

6. § 8 wird wie folgt geändert:

6.1 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Aufnahme-
untersuchung“ durch das Wort „Behandlungs-
untersuchung“ ersetzt.

6.2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

6.2.1 In Nummer 4 werden die Wörter „Verlegung in
eine sozialtherapeutische Einrichtung“ durch
die Wörter „Unterbringung in einer sozialthe-
rapeutischen Einrichtung“ ersetzt.

6.2.2 In Nummer 8 wird das Wort „Entlassungsvor-
bereitung“ durch die Wörter „Vorbereitung der
Eingliederung“ ersetzt. 

6.3 Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Der Vollzugsplan ist ihnen auszuhändigen.“ 

6.4 Es werden folgende Absätze 5 bis 7 angefügt:

„(5) Die Gefangenen werden darin unterstützt,
ihre persönlichen, wirtschaftlichen und sozia-
len Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen
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dazu angeregt und in die Lage versetzt wer-
den, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln,
insbesondere eine Schuldenregulierung her-
beizuführen. Sie sollen angehalten werden,
den durch die Straftat verursachten materiel-
len und immateriellen Schaden wiedergutzu-
machen.

(6) Zur Aufstellung und Fortschreibung des
Vollzugsplans führt die Anstaltsleitung Konfe-
renzen mit an der Behandlung maßgeblich Be-
teiligten durch. Standen die Gefangenen vor
ihrer Inhaftierung unter Bewährungs- oder
Führungsaufsicht, kann mit Zustimmung der
Gefangenen auch die für sie zuständige Ju-
gendbewährungshelferin oder der für sie zu-
ständige Jugendbewährungshelfer an der
Konferenz beteiligt werden.

(7) Werden die Gefangenen nach der Entlas-
sung voraussichtlich unter Bewährungs- oder
Führungsaufsicht gestellt, so ist mit Zustim-
mung der Gefangenen der künftig zuständi-
gen Jugendbewährungshelferin oder dem
künftig zuständigen Jugendbewährungshelfer
in den letzten zwölf Monaten vor dem voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teil-
nahme an der Konferenz zu ermöglichen und
sind ihr bzw. ihm der Vollzugsplan und seine
Fortschreibungen zu übersenden.“

7. In § 10 Absatz 1 werden die Wörter „eine so-
zialtherapeutische Einrichtung zu verlegen“
durch die Wörter „einer sozialtherapeutischen
Einrichtung unterzubringen“ ersetzt. 

8. § 12 wird wie folgt geändert:

8.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

8.1.1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Den Gefangenen kann als Lockerung des
Vollzuges insbesondere erlaubt werden,

1. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit
unter Aufsicht (Ausführung) zu verlassen,

2. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit in
Begleitung einer von der Anstalt zugelasse-
nen Person (Begleitausgang) zu verlassen,

3. die Anstalt für eine bestimmte Tageszeit
ohne Aufsicht (Ausgang) zu verlassen,

4. die Anstalt für die Dauer von bis zu 24 Ka-
lendertagen in einem Vollstreckungsjahr zu
verlassen (Freistellung von der Haft),

5. außerhalb der Anstalt regelmäßig einer Be-
schäftigung unter Aufsicht (Außenbeschäfti-
gung) oder ohne Aufsicht (Freigang) nach-
zugehen, 

6. den Vollzug in besonderen Erziehungsein-
richtungen oder in Übergangseinrichtun-
gen freier Träger fortzusetzen,

wenn sie hierfür geeignet sind.“

8.1.2 In Satz 2 wird das Wort „und“ durch das Wort
„oder“ ersetzt.

8.2 Es wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Bei der Entscheidung über Gewährung
und Ausgestaltung der Lockerungen sind die
Belange der Opfer zu berücksichtigen. § 406d
Absätze 2 und 3 der Strafprozessordnung gilt
entsprechend.“ 

9. In § 13 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Kranke Gefangene, bei denen auf Grund
ihrer Krankheit in Kürze mit dem Tod gerech-
net werden muss, können bis zur Entschei-
dung über einen Strafausstand von der Haft
freigestellt werden, wenn nicht zu befürchten
ist, dass sie die Freistellung von der Haft zu
Straftaten von erheblicher Bedeutung miss-
brauchen werden. § 12 Absätze 3 und 4 gilt
entsprechend.“

10. § 15 wird wie folgt geändert:

10.1 In der Überschrift werden die Wörter „Vorbe-
reitung der Entlassung“ durch die Wörter „Vor-
bereitung der Eingliederung“ ersetzt. 

10.2 In Absatz 1 wird das Wort „Entlassung“ durch
das Wort „Eingliederung“ ersetzt.

10.3 In den Absätzen 2 und 4 werden jeweils die
Wörter „Vorbereitung der Entlassung“ durch
die Wörter „Vorbereitung der Eingliederung“
ersetzt. 

11. § 16 wird wie folgt geändert:

11.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Vorbereitung der Eingliederung“. 

11.2 In Satz 1 wird das Wort „Entlassung“ durch
das Wort „Eingliederung“ ersetzt. 

11.3 In Satz 5 wird das Wort „Entlassungsvorberei-
tungen“ durch das Wort „Eingliederungsvor-
bereitungen“ ersetzt. 

12. In § 27 Absatz 1 Satz 2 wird im Klammerzusatz
das Wort „Videoüberwachung“ durch das Wort
„Videobeobachtung“ ersetzt. 

13. § 30 wird wie folgt geändert:

13.1 In Absatz 2 Satz 1 wird hinter dem Wort „Nota-
ren“ die Textstelle „soweit sie von den Gefan-
genen mit der Vertretung einer Rechtsangele-
genheit nachweislich beauftragt wurden,“ ein-
gefügt.
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13.2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

13.2.1 Hinter Nummer 3 wird folgende neue Nummer
4 eingefügt:

„4. an die Nationale Stelle zur Verhütung von
Folter,“.

13.2.2 Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden Num-
mern 5 bis 7.

13.2.3 Die neue Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. an die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des, der Länder und der Aufsichtsbe-
hörde,“.

13.2.4 In der neuen Nummer 7 wird der Punkt am
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

13.2.5 Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8. an nicht in der Anstalt tätige Ärztinnen
oder Ärzte, die nachweislich mit der Unter-
suchung oder Behandlung der Gefange-
nen befasst sind.“

13.3 Absatz 5 wird aufgehoben.

14. § 32 wird wie folgt geändert:

14.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Telekommunikation“.

14.2 Hinter Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2
eingefügt:

„(2) Nach Zulassung anderer Formen der Tele-
kommunikation im Sinne des Telekommunika-
tionsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S.
1190), zuletzt geändert am 3. Mai 2012 (BGBl.
I S. 958), in der jeweils geltenden Fassung
durch die Aufsichtsbehörde kann die Anstalts-
leitung den Gefangenen gestatten, diese For-
men auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestim-
mungen dieses Abschnitts gelten entspre-
chend.“

14.3 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und die
Textstelle „vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190),
zuletzt geändert am 21. Dezember 2007
(BGBl. I S. 3198, 3205), in der jeweils gelten-
den Fassung“ wird gestrichen. 

15. § 35 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Aus Gründen der Integration und zur För-
derung der Sprachkompetenz sollen Gefange-
nen Deutschkurse angeboten werden.“

16. Hinter § 35 wird folgender § 35a eingefügt:

„§ 35a 

Abschluss im Vollzug
begonnener Bildungsmaßnahmen

(1) Die Anstalt kann Gefangenen auf schriftli-
chen Antrag gestatten, nach der Entlassung
eine im Vollzug begonnene Bildungsmaß-

nahme fortzuführen und abzuschließen, so-
weit

1. dies anderweitig nicht möglich oder nicht
zumutbar ist,

2. dies zur Eingliederung erforderlich ist,

3. der Abschluss der Maßnahme in einem
engen zeitlichen Zusammenhang zum Ent-
lassungszeitpunkt steht und

4. Gründe der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt dem nicht entgegenstehen.

Hierzu können die Betroffenen, sofern sie es
wünschen und es die Belegungssituation
zulässt, über den Entlassungszeitpunkt hin-
aus in der Anstalt verbleiben oder vorüberge-
hend wieder aufgenommen werden. Die An-
träge auf Fortführung, Verbleib oder Wieder-
aufnahme sind jederzeit widerruflich. Erfolgt
ein Widerruf, sind die verbliebenen oder auf-
genommenen Personen unverzüglich zu ent-
lassen.

(2) Für diese Personen gelten die Vorschriften
dieses Gesetzes entsprechend mit der Maß-
gabe, dass Maßnahmen des Vollzuges nicht
mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt wer-
den können. Das Hausrecht bleibt hiervon un-
berührt.

(3) Bei Gefährdung der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Gestattung jederzeit
widerrufen werden.“

17. In § 36 Absatz 2 wird die Bezeichnung „§ 12
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ durch die Be-
zeichnung „§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5“
ersetzt.

18. In § 39 Absatz 1 Satz 3 wird die Bezeichnung
„§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ durch die Be-
zeichnung „§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“
ersetzt.

19. § 40 wird wie folgt geändert:

19.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Ausbildungsbeihilfe, Vergütung, Entgeltfort-
zahlung“.

19.2 Es werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Nehmen die Gefangenen stunden- oder
tageweise an einzel- oder gruppentherapeuti-
schen Maßnahmen, an Maßnahmen zur Be-
handlung von Suchtmittelabhängigkeit und
-missbrauch, an Trainingsmaßnahmen zur Ver-
besserung der sozialen Kompetenz sowie so-
zialtherapeutischen Behandlungsmaßnahmen
teil, so erhalten sie in Höhe der ihnen dadurch
entgehenden Ausbildungsbeihilfe gemäß Ab-
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satz 1 oder des Arbeitsentgelts gemäß Absatz
2 eine Entgeltfortzahlung.

(5) Gefangene können auf Antrag einen Erlass
von Verfahrenskosten erhalten. Sie erwerben
einen Anspruch auf Erlass der von ihnen zu
tragenden Kosten des Strafverfahrens im
Sinne von § 464a der Strafprozessordnung,
soweit diese der Freien und Hansestadt Ham-
burg zustehen, wenn sie

1. jeweils sechs Monate zusammenhängend
eine Tätigkeit nach § 34 ausgeübt haben, in
Höhe der von ihnen zuletzt erzielten monat-
lichen Vergütung, höchstens aber fünf vom
Hundert der zu tragenden Kosten, oder

2. unter Vermittlung der Anstalt von ihrer Ver-
gütung nach § 40 Absätze 1 und 2 Scha-
denswiedergutmachung leisten, in Höhe
der Hälfte der geleisteten Zahlungen.“ 

20. § 44 wird wie folgt geändert:

20.1 Hinter Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für Freigänger (§ 36) sind Ausnahmen mit
Zustimmung der Anstaltsleitung zulässig.“ 

20.2 Im neuen Satz 3 wird das Wort „Sie“ durch die
Wörter „Die Gelder“ ersetzt.

21. In § 52 Absatz 1 wird hinter Satz 3 folgender
Satz eingefügt:

„Andere Geräte der Informations- und Unter-
haltungselektronik können unter diesen Vo-
raussetzungen zugelassen werden.“ 

22. § 58 Satz 2 Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung:

„1. ärztliche Behandlung einschließlich Psy-
chotherapie,“. 

23. § 64 wird aufgehoben.

24. § 67 wird wie folgt geändert:

24.1 Hinter Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3
eingefügt:

„(3) Versterben Gefangene, so gilt für die Un-
terrichtung von Opfern § 406d Absätze 2 und 3
der Strafprozessordnung entsprechend.“

24.2 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

25. § 72 wird wie folgt geändert:

25.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Feststellung von Suchtmittelmissbrauch“.

25.2 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Betäubungs-
mittelmissbrauchs“ durch das Wort „Suchtmit-
telmissbrauchs“ und die Wörter „Missbrauch
von Betäubungsmitteln“ durch das Wort
„Suchtmittelmissbrauch“ ersetzt.

25.3 In Absatz 2 wird das Wort „Betäubungsmittel-
missbrauch“ durch das Wort „Suchtmittelmiss-
brauch“ ersetzt.

26. In § 76 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Während der Absonderung und Unterbrin-
gung in einem besonders gesicherten Haf-
traum sind die Gefangenen in besonderem
Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen darü-
ber hinaus gefesselt, sind sie durch einen Be-
diensteten ständig und in unmittelbarem Sicht-
kontakt zu beobachten.“ 

27. In § 77 Absatz 1 Satz 1 werden hinter den Wör-
tern „anderer Gefangener“ die Wörter 

„oder Beschädigung fremder Sachen“ einge-
fügt. 

28. § 78 wird wie folgt geändert:

28.1 In Absatz 3 werden hinter dem Wort „Fesseln“
die Wörter „und Reizstoffe“ eingefügt.

28.2 In Absatz 4 werden die Wörter „sowie Reiz-
stoffe“ gestrichen.

29. § 84 erhält folgende Fassung:

„§ 84

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Bei Lebensgefahr, schwerwiegender Ge-
fahr für die Gesundheit der Gefangenen oder
bei schwerwiegender Gefahr für die Gesund-
heit anderer Personen sind medizinische Un-
tersuchung und Behandlung sowie Ernährung
gegen den natürlichen Willen der Gefangenen
unter den Voraussetzungen der Absätze 2 bis
5 zulässig, wenn diese zur Einsicht in die
Schwere der Krankheit und die Notwendigkeit
der Maßnahme oder zum Handeln gemäß sol-
cher Einsicht krankheitsbedingt nicht fähig
sind. Bei schwerwiegender Gefahr für die Ge-
sundheit anderer Personen sind medizinische
Untersuchung und Behandlung unter den Vor-
aussetzungen der Absätze 2 bis 5 auch gegen
den freien Willen der Gefangenen zulässig. 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur
angeordnet werden, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die Zustim-
mung der Gefangenen zu der Untersu-
chung, Behandlung oder Ernährung zu er-
wirken,

2. die Gefangenen über Art, Umfang und
Dauer der Maßnahme durch eine Ärztin
oder einen Arzt aufgeklärt wurden,

3. die Maßnahme zur Abwendung der Gefah-
ren nach Absatz 1 geeignet und erforderlich
ist, 
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4. der von der Maßnahme erwartete Nutzen
die mit der Maßnahme verbundenen Belas-
tungen deutlich überwiegt und

5. die Maßnahme nicht mit einer erheblichen
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit
der Gefangenen verbunden ist. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder
eines Arztes durchgeführt werden, unbescha-
det der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass
eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig er-
reichbar und mit einem Aufschub Lebensge-
fahr verbunden ist. Die Anordnung bedarf der
Zustimmung der Leitung der Anstalt und einer
Ärztin oder eines Arztes, die oder der nicht in
der Anstalt tätig ist. Die Gründe für die Anord-
nung der Maßnahme nach Absatz 1, das Vor-
liegen der Voraussetzungen des Absatzes 2
sowie die ergriffene Maßnahme, einschließlich
ihres Zwangscharakters, der Durchsetzungs-
weise, der Wirkungsüberwachung sowie der
Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind
zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärun-
gen der Gefangenen, die im Zusammenhang
mit Zwangsmaßnahmen von Bedeutung sein
können. 

(4) Anordnungen nach Absatz 3 sind den Ge-
fangenen unverzüglich bekannt zu geben. Sie
sind darüber zu belehren, dass sie gegen die
Anordnung bei Gericht um einstweiligen
Rechtsschutz ersuchen und auch Antrag auf
gerichtliche Entscheidung stellen können. Mit
dem Vollzug einer Anordnung ist zuzuwarten,
bis die Gefangenen Gelegenheit hatten, eine
Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutz
herbeizuführen. 

(5) Von den Bestimmungen in Absatz 2 Num-
mern 1 und 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
Sätze 2 und 3 kann abgesehen werden, wenn
Gefahr im Verzug besteht.

(6) Zur Gewährleistung des Gesundheits-
schutzes und der Hygiene ist die zwangsweise
körperliche Untersuchung der Gefangenen
zulässig, wenn sie nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden ist.“

30. § 86 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Disziplinarmaßnahmen können angeord-
net werden, wenn die Gefangenen rechtswid-
rig und schuldhaft

1. gegen Strafgesetze verstoßen oder eine
Ordnungswidrigkeit begehen,

2. andere Personen verbal oder tätlich an-
greifen,

3. sich den ihnen zugewiesenen Aufgaben
entziehen,

4. verbotene Gegenstände in die Anstalt ein-
bringen, 

5. sich am Einschmuggeln verbotener Ge-
genstände beteiligen oder sie besitzen,

6. entweichen oder zu entweichen versu-
chen, 

7. Lebensmittel oder fremde Sachen zer-
stören oder beschädigen,

8. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere
berauschende Stoffe konsumieren, 

9. gegen Weisungen im Zusammenhang mit
der Gewährung von Lockerungen ver-
stoßen oder

10. in sonstiger Weise wiederholt oder
schwerwiegend gegen die Hausordnung
verstoßen oder das geordnete Zusammen-
leben in der Anstalt stören.

Satz 1 gilt nicht für Verstöße gegen die Mitwir-
kungspflichten der Gefangenen nach § 5 Ab-
satz 1 sowie § 50 Absatz 2.“

31. § 104 erhält folgende Fassung: 

„§ 104

Konferenzen

Zur Vorbereitung wichtiger Entscheidungen im
Vollzug führt die Anstaltsleitung Konferenzen
mit den hieran maßgeblich Beteiligten durch.
§ 8 Absatz 6 bleibt unberührt.“

32. § 107 erhält folgende Fassung:

„§ 107

Aufsichtsbehörde

Die für Justiz zuständige Behörde (Aufsichts-
behörde) führt die Dienst- und Fachaufsicht
über die Anstalten.“

33. In § 115 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „über-
wacht“ durch das Wort „beobachtet“ ersetzt.

34. In § 119 Absatz 4 wird hinter der Textstelle
„Ärztinnen oder Ärzte,“ jeweils die Textstelle
„Psychologische Psychotherapeutinnen oder
Psychotherapeuten,“ eingefügt.

A r t i ke l  4

Änderung des Hamburgischen
Untersuchungshaftvollzugsgesetzes

Das Hamburgische Untersuchungshaftvollzugsge-
setz vom 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 479) wird
wie folgt geändert:
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Der Eintrag zu § 27 erhält folgende Fassung:

„§ 27 Telekommunikation“.

1.2 Der Eintrag zu § 52 erhält folgende Fassung:

„§ 52 Feststellung von Suchtmittelmiss-
brauch“.

2. § 5 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Insbesondere ist auf die Schaffung und die
Bewahrung eines gewaltfreien Klimas im Voll-
zug zu achten.“

3. In § 22 Absatz 1 Satz 2 wird im Klammerzusatz
das Wort „Videoüberwachung“ durch das Wort
„Videobeobachtung“ ersetzt. 

4. § 25 wird wie folgt geändert:

4.1 In Absatz 2 wird hinter dem Wort „Notaren“ die
Textstelle „soweit sie von den Untersuchungs-
gefangenen mit der Vertretung einer Rechts-
angelegenheit nachweislich beauftragt wur-
den,“ eingefügt.

4.2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

4.2.1 Hinter Nummer 3 wird folgende neue Nummer
4 eingefügt:

„4. an die Nationale Stelle zur Verhütung von
Folter,“.

4.2.2 Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden Num-
mern 5 bis 7.

4.2.3 Die neue Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. an die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des, der Länder und der Aufsichts-
behörde,“.

4.2.4 In der neuen Nummer 7 wird der Punkt am
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

4.2.5 Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8. an nicht in der Anstalt tätige Ärztinnen
oder Ärzte, die nachweislich mit der Unter-
suchung oder Behandlung der Gefange-
nen befasst sind.“

4.3 Absatz 5 wird aufgehoben.

5. § 27 wird wie folgt geändert:

5.1 In der Überschrift wird das Wort „Telefonge-
spräche“ durch das Wort „Telekommunikation“
ersetzt.

5.2 Hinter Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2
eingefügt:

„(2) Nach Zulassung anderer Formen der Tele-
kommunikation im Sinne des Telekommuni-
kationsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I
S. 1190, zuletzt geändert am 3. Mai 2012
(BGBl. I S. 958), in der jeweils geltenden Fas-
sung durch die Aufsichtsbehörde kann die An-

staltsleitung den Gefangenen gestatten, diese
Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestim-
mungen dieses Abschnitts gelten entspre-
chend.“

5.3 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und die
Textstelle „vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190),
zuletzt geändert am 21. Dezember 2007
(BGBl. I S. 3198, 3205), in der jeweils gelten-
den Fassung“ wird gestrichen. 

6. In § 38 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Andere Geräte der Informations- und Unter-
haltungselektronik können unter diesen Vor-
aussetzungen zugelassen werden.“ 

7. § 52 wird wie folgt geändert:

7.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Feststellung von Suchtmittelmissbrauch“.

7.2 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Betäubungs-
mittelmissbrauchs“ durch das Wort „Suchtmit-
telmissbrauchs“ und die Wörter „Missbrauch
von Betäubungsmitteln“ durch das Wort
„Suchtmittelmissbrauch“ ersetzt.

7.3 In Absatz 2 wird das Wort „Betäubungsmittel-
missbrauch“ durch das Wort „Suchtmittelmiss-
brauch“ ersetzt.

8. In § 56 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Während der Absonderung und Unterbrin-
gung in einem besonders gesicherten Haft-
raum sind die Untersuchungsgefangenen in
besonderem Maße zu betreuen. Sind die Un-
tersuchungsgefangenen darüber hinaus ge-
fesselt, sind sie durch einen Bediensteten
ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu
beobachten.“ 

9. § 57 wird wie folgt geändert:

9.1 In Absatz 3 werden hinter dem Wort „Fesseln“
die Wörter „und Reizstoffe“ eingefügt.

9.2 In Absatz 4 werden die Wörter „sowie Reiz-
stoffe“ gestrichen.

10. § 63 erhält folgende Fassung:

„§ 63

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

(1) Bei Lebensgefahr, schwerwiegender Ge-
fahr für die Gesundheit der Untersuchungsge-
fangenen oder bei schwerwiegender Gefahr
für die Gesundheit anderer Personen sind me-
dizinische Untersuchung und Behandlung
sowie Ernährung gegen den natürlichen Wil-
len der Untersuchungsgefangenen unter den
Voraussetzungen der Absätze 2 bis 5 zulässig,
wenn diese zur Einsicht in die Schwere der
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Krankheit und die Notwendigkeit der Maß-
nahme oder zum Handeln gemäß solcher Ein-
sicht krankheitsbedingt nicht fähig sind. Bei
schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit
anderer Personen sind medizinische Untersu-
chung und Behandlung unter den Vorausset-
zungen der Absätze 2 bis 5 auch gegen den
freien Willen der Untersuchungsgefangenen
zulässig. 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 darf nur
angeordnet werden, wenn

1. erfolglos versucht worden ist, die Zustim-
mung der Untersuchungsgefangenen zu
der Untersuchung, Behandlung oder
Ernährung zu erwirken,

2. die Untersuchungsgefangenen über Art,
Umfang und Dauer der Maßnahme durch
eine Ärztin oder einen Arzt aufgeklärt wur-
den,

3. die Maßnahme zur Abwendung der Gefah-
ren nach Absatz 1 geeignet und erforderlich
ist, 

4. der von der Maßnahme erwartete Nutzen
die mit der Maßnahme verbundenen Belas-
tungen deutlich überwiegt und

5. die Maßnahme nicht mit einer erheblichen
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit
der Untersuchungsgefangenen verbunden
ist. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf
Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder
eines Arztes durchgeführt werden, unbescha-
det der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass
eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig er-
reichbar und mit einem Aufschub Lebensge-
fahr verbunden ist. Die Anordnung bedarf der
Zustimmung der Leitung der Anstalt und einer
Ärztin oder eines Arztes, die oder der nicht in
der Anstalt tätig ist. Die Gründe für die Anord-
nung der Maßnahme nach Absatz 1, das Vor-
liegen der Voraussetzungen des Absatzes 2
sowie die ergriffene Maßnahme, einschließlich
ihres Zwangscharakters, der Durchsetzungs-
weise, der Wirkungsüberwachung sowie der
Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind
zu dokumentieren. Gleiches gilt für Erklärun-
gen der Untersuchungsgefangenen, die im
Zusammenhang mit Zwangsmaßnahmen von
Bedeutung sein können. 

(4) Anordnungen nach Absatz 3 sind den
Untersuchungsgefangenen unverzüglich be-
kannt zu geben. Sie sind darüber zu belehren,
dass sie gegen die Anordnung bei Gericht um
einstweiligen Rechtsschutz ersuchen und

auch Antrag auf gerichtliche Entscheidung
stellen können. Mit dem Vollzug einer Anord-
nung ist zuzuwarten, bis die Untersuchungs-
gefangenen Gelegenheit hatten, eine Ent-
scheidung im einstweiligen Rechtsschutz her-
beizuführen. 

(5) Von den Bestimmungen in Absatz 2 Num-
mern 1 und 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4
Sätze 2 und 3 kann abgesehen werden, wenn
Gefahr im Verzug besteht.

(6) Zur Gewährleistung des Gesundheits-
schutzes und der Hygiene ist die zwangsweise
körperliche Untersuchung der Untersuchungs-
gefangenen zulässig, wenn sie nicht mit einem
körperlichen Eingriff verbunden ist.“

11. § 95 erhält folgende Fassung:

„§ 95

Aufsichtsbehörde

Die für Justiz zuständige Behörde (Aufsichts-
behörde) führt die Dienst- und Fachaufsicht
über die Anstalten.“

12. In § 102 Absatz 1 werden die Wörter „über-
wacht und aufgezeichnet“ durch die Wörter
„beobachtet und aufgezeichnet“ ersetzt.

13. In § 106 Absatz 4 wird hinter der Textstelle
„Ärztinnen oder Ärzte,“ jeweils die Textstelle
„Psychologische Psychotherapeutinnen oder
Psychotherapeuten,“ eingefügt.

A r t i ke l  5

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus
Artikel 2 Absatz 2 Sätze 1 und 2 (körperliche Unver-
sehrtheit und Freiheit der Person) und Artikel 10 Ab-
satz 1 (Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) des
Grundgesetzes eingeschränkt.

A r t i ke l  6

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut des Ham-
burgischen Strafvollzugsgesetzes und des Hamburgi-
schen Jugendstrafvollzugsgesetzes in der nunmehr
geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu ma-
chen und dabei etwaige Unstimmigkeiten des Wort-
lauts zu beseitigen sowie Übergangs- und Schluss-
bestimmungen wegzulassen. 

A r t i ke l  7

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in Kraft.
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I.

Allgemeiner Teil

Der Entwurf dient der Umsetzung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts zur Sicherungsverwah-
rung. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil
vom 4. Mai 2011 (2 BvR 2365/09 u.a.) die wesentlichen
Bestimmungen zur Sicherungsverwahrung für mit
dem Grundgesetz nicht vereinbar erklärt. Die Normen
dürfen längstens bis zum 31. Mai 2013 gemäß den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts angewen-
det werden. Den Gesetzgebern in Bund und Ländern
wurde aufgegeben, ein Gesamtkonzept der Siche-
rungsverwahrung zu entwickeln und normativ festzu-
schreiben, das dem verfassungsrechtlichen „Ab-
standsgebot“ Rechnung trägt, wonach sich der Voll-
zug der Sicherungsverwahrung vom Vollzug der Straf-
haft deutlich zu unterscheiden habe. Dabei hat der
Bundesgesetzgeber angesichts seiner konkurrieren-
den Gesetzgebungszuständigkeit für den Bereich des
Strafrechts die wesentlichen Leitlinien vorzugeben.
Die Landesgesetzgeber haben das Abstandsgebot si-
chernde, effektive Bestimmungen für den Vollzug der
Maßregel zu treffen, die einen freiheitsorientierten und
therapiegerichteten Vollzug gewährleisten. 

1. Gesetz über den Vollzug
der Sicherungsverwahrung

Für den Vollzug der Sicherungsverwahrung wird
erstmalig ein eigenständiges Gesetz geschaffen,
das die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
umsetzt. Der Entwurf orientiert sich an dem von
einer Länderarbeitsgruppe aller Länder erarbeite-
ten Grundlagenentwurf zur Neuregelung des Voll-
zugs der Sicherungsverwahrung. Dieser enthält
die spezifischen Bestimmungen für den Vollzug
der Sicherungsverwahrung. Soweit sich keine Be-
sonderheiten gegenüber den gesetzlichen Bestim-
mungen für den Vollzug der Freiheitstrafe erge-
ben, werden die entsprechenden Bestimmungen
des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes über-
nommen. 

Neben einer Präzisierung des Vollzugsziels wird
im Entwurf eines Hamburgischen Sicherungsver-
wahrungsvollzugsgesetzes ein konsequent frei-
heitsorientierter und therapiegerichteter Vollzug
vorgegeben, um durch eine effektive Minderung
der Gefährlichkeit der Untergebrachten eine mög-
lichst frühzeitige Entlassung aus der Sicherungs-
verwahrung zu ermöglichen. Dies entspricht den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. Sämtli-
che Aspekte der Alltagsgestaltung einschließlich
der Kontakte nach außen werden im Abstand zum
Strafvollzug geregelt und Einschränkungen auf

das Unumgängliche reduziert. Die Vergütung für
nicht mehr auf Grund gesetzlicher Verpflichtung zu
leistende Arbeit wird wie das Taschengeld für Be-
dürftige erhöht. Das System der Lockerungen wird
neu strukturiert. Hinzu kommen Vorgaben für die
Unterbringungseinrichtung, das erforderliche Per-
sonal und Aspekte des Opferschutzes. 

Besonders hervorzuheben sind:

a) Vollzugsziele

Nach den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts muss der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung im Wesentlichen auf die Minderung der
Gefährlichkeit der Untergebrachten hinwirken,
um die Vollstreckung der Sicherungsverwah-
rung möglichst bald zur Bewährung aussetzen
oder für erledigt erklären zu können. Daneben
normiert der Entwurf in den Vollzugszielen und
in zahlreichen Einzelvorschriften den verfas-
sungsrechtlich gebotenen Anspruch der Unter-
gebrachten auf Resozialisierungsmaßnahmen,
welche sie zu einem straffreien Leben in sozia-
ler Verantwortung befähigen sollen. Schließlich
wird der Schutz der Bevölkerung vor erhebli-
chen Straftaten in die Vollzugsziele integriert,
weil nur dieses Unterbringungsziel den schwer-
wiegenden Eingriff in Freiheitsrechte von Men-
schen rechtfertigen kann, die ihre Freiheits-
strafe schon verbüßt haben. 

b) Behandlung und Motivation 

Der Entwurf setzt die vom Bundesverfassungs-
gericht vorgegebene Verpflichtung zu einem
freiheits- und therapiegerichteten Vollzug für die
gesamte Dauer der Sicherungsverwahrung um.
Der grundsätzliche Behandlungsanspruch wird
in § 10 des Entwurfs formuliert, wonach ein
Recht der Untergebrachten auf wissenschaft-
lich fundierte Behandlungsmaßnahmen be-
steht, die individuell auszugestalten sind, wenn
Standardangebote keinen Erfolg versprechen
oder keine Wirkung zeigen. Es besteht die ge-
setzliche Verpflichtung, die angewandten Be-
handlungskonzepte fortlaufend auf ihre Wirk-
samkeit zu untersuchen und Behandlungskon-
zepte entsprechend weiterzuentwickeln. Unver-
züglich nach der Aufnahme sieht der Entwurf
eine umfassende, an wissenschaftlichen Krite-
rien ausgerichtete Behandlungsuntersuchung
vor, die Grundlage eines detaillierten Vollzugs-
plans ist. Darin sind alle wesentlichen Faktoren
und Maßnahmen für die Behandlung der Unter-
gebrachten aufzunehmen, wobei für die Dia-
gnose und die Behandlung multidisziplinäre Be-
handlungsteams vorzusehen sind, an denen
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auch Experten außerhalb des Vollzugs beteiligt
werden können. Als wesentliche Ergänzung
zum Behandlungsanspruch sieht der Entwurf
eine fortwährende Verpflichtung vor, die Bereit-
schaft der Untergebrachten zur Mitwirkung zu
wecken und zu fördern. Im Rahmen eines An-
reizsystems können hierzu auch besondere Ver-
günstigungen gewährt werden. Im Weiteren
sieht der Entwurf unabhängig von der Anlasstat
einen Rechtsanspruch auf sozialtherapeutische
Behandlungsmaßnahmen vor, wenn diese aus
Behandlungsgründen angezeigt sind. Außer-
dem dürfen Untergebrachte aus Behandlungs-
gründen in Abweichung vom Trennungsgrund-
satz insbesondere für eine sozialtherapeutische
Behandlung in einer Sozialtherapeutischen An-
stalt für Strafgefangene untergebracht werden,
was in Hamburg auf Grund der räumlichen
Nähe zwischen der Justizvollzugsanstalt Fuhls-
büttel und der Sozialtherapeutischen Anstalt
einfach zu realisieren ist. Dem Behandlungsan-
satz unterliegen auch die Disziplinarmaßnah-
men; sie wurden im Abstand zum Strafvollzug
reduziert. Pflichtverstöße sollen im Rahmen der
Behandlung aufgearbeitet werden. Alternativ
oder zur Milderung der zu verhängenden Maß-
nahmen wird die Möglichkeit einer einvernehm-
lichen Streitbeilegung normiert. Als weiterer
Ausdruck der Behandlungsorientierung wird zur
Krisenintervention eine Betreuung über den
Entlassungszeitpunkt hinaus vorgesehen, falls
der Behandlungserfolg gefährdet ist und nicht
anderweitig sichergestellt werden kann. 

c) Gestaltung des Alltags in der Sicherungsver-
wahrung

Einschränkungen des Alltagslebens der Unter-
gebrachten werden im Abstand zum Strafvoll-
zug auf das Unumgängliche reduziert; Sicher-
heit und Ordnung der Einrichtung werden dabei
gewährleistet. Der Entwurf normiert einen
Rechtsanspruch auf einen ausreichend großen
Raum zum Wohnen und Schlafen zur alleinigen
Nutzung, den die Untergebrachten mit eigenen
Gegenständen ausstatten dürfen. Unterge-
brachte dürfen sich selbst verpflegen, wenn sie
nicht an der Gemeinschaftsverpflegung teilneh-
men. Den Untergebrachten wird zudem gestat-
tet, sich außerhalb der Nachtruhe in der Ein-
richtung und dem dazu gehörenden Außen-
bereich frei zu bewegen. Außenkontakte der
Untergebrachten werden gefördert, indem die
Mindestbesuchszeit auf zehn Stunden im
Monat angehoben wird. Schließlich wird den
Untergebrachten gestattet, Pakete zu empfan-
gen und zu versenden, wobei die Anzahl nicht
mehr vorgegeben ist.

d) Arbeit, Vergütung und Taschengeld

Der Entwurf hebt die Arbeitspflicht für Unter-
gebrachte auf und wird damit der besonderen
Situation der Sicherungsverwahrten gerecht,
die keine Strafe verbüßen und daher nicht mehr
zu Arbeitsleistungen verpflichtet werden kön-
nen. Die Einrichtung soll den Untergebrachten
jedoch sinnvolle Beschäftigung (Arbeit, Arbeits-
therapie oder schulische und berufliche Bil-
dung) anbieten, wobei die Arbeitsvergütung im
Verhältnis zum Strafvollzug von 9 auf 16 Pro-
zent der Bemessungsgröße erhöht wird. Vergü-
tung wird grundsätzlich auch bei der Teilnahme
an arbeitstherapeutischen Maßnahmen sowie
bei schulischen und beruflichen Bildungsmaß-
nahmen geleistet. Eine Anerkennung der Teil-
nahme an Behandlungsmaßnahmen wird durch
eine Entgeltfortzahlung geregelt. Hierdurch
wird ein Anreiz für die Teilnahme an diesen
Maßnahmen geschaffen. Schließlich sieht der
Entwurf für bedürftige Untergebrachte eine
Erhöhung des Taschengeldes auf 24 Prozent
der Arbeitsvergütung vor und entspricht damit
im Wesentlichen dem Mindesttaschengeld, wel-
ches etwa Bewohnern von Pflegeheimen in
Höhe von ca. 100 Euro zusteht.

e) Lockerungen 

Lockerungen werden gewährt, soweit nicht
zwingende Gründe entgegenstehen, insbeson-
dere konkrete Anhaltspunkte die Gefahr be-
gründen, dass die Untergebrachten sich dem
Vollzug der Sicherungsverwahrung entziehen
oder die Lockerungen zur Begehung erhebli-
cher Straftaten missbrauchen werden. Im Ab-
stand zum Strafvollzug wird den Untergebrach-
ten ein Rechtsanspruch auf mindestens vier
Ausführungen im Jahr gewährt, um Hospitali-
sierungseffekten entgegenzuwirken und den
Bezug der Untergebrachten zur Gesellschaft zu
erhalten.

f) Opferschutz

Belange des Opferschutzes sind insbesondere
bei der Gewährung und Ausgestaltung von
Lockerungen sowie bei dem Versterben eines
Untergebrachten zu berücksichtigen. Eine Be-
nachrichtigung auf Wunsch der Opfer ist in bei-
den Fällen gesetzlich geregelt. Diese Regelun-
gen sind auch in den Entwürfen für den Vollzug
der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe aufge-
nommen worden. Darüber hinaus übernimmt
der Entwurf des Hamburgischen Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetzes die bereits im
HmbStVollzG und HmbJStVollzG enthaltenden
Bestimmungen im datenschutzrechtlichen Teil
zur Auskunftserteilung an Opfer.
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g) Organisatorische und personelle Aspekte

Der Entwurf gibt den organisatorischen Rah-
men vor, um den Abstand vom Strafvollzug in
allen wesentlichen Bereichen sicherzustellen.
Ausnahmen werden entsprechend den bundes-
gesetzlichen Vorgaben nur aus behandlerischer
Notwendigkeit vorgesehen, wenn bestimmte er-
forderliche Behandlungs- oder Betreuungsmaß-
nahmen in der Einrichtung selbst nicht angebo-
ten werden können. Ferner ermöglicht der Ent-
wurf zur Vorbereitung der Eingliederung eine
Unterbringung im offenen Strafvollzug in ört-
licher Nähe zum sozialen Empfangsraum. Als
Ergänzung zum Behandlungsanspruch der
Untergebrachten sieht der Entwurf vor, dass in
den Einrichtungen qualifizierte Mitarbeiter der
notwendigen Berufsgruppen in ausreichender
Anzahl zur Verfügung stehen. Um aktuelle wis-
senschaftliche Erkenntnisse nutzen zu können
und die Qualität der Arbeit sicherzustellen, sind
Weiterbildung und Supervision für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter anzubieten.

2. Änderung weiterer Vollzugsgesetze

Auf Grund des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts zur Sicherungsverwahrung sind die beste-
henden Gesetze zum Vollzug der Freiheitsstrafe
(HmbStVollzG) und zum Vollzug der Jugendstrafe
(HmbJStVollzG) um Bestimmungen für Strafgefan-
gene mit angeordneter oder vorbehaltener bzw. für
Gefangene mit vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung zu ergänzen. 

So sieht der Entwurf auch für Strafgefangene mit
angeordneter und vorbehaltener Sicherungsver-
wahrung eine Erweiterung des Vollzugsziels vor.
Schon während des Vollzuges der Strafhaft ist bei
diesen Gefangenen darauf hinzuwirken, durch
wirksame Behandlungsangebote eine Voll-
streckung der Sicherungsverwahrung nach der
Haftverbüßung von vornherein zu vermeiden.
Hierzu wird ein Behandlungsanspruch normiert,
der durch eine Pflicht zur Motivierung der Strafge-
fangenen ergänzt wird. Schließlich wird für diese
Personengruppe unabhängig von der Anlasstat
eine rechtzeitige Verlegung in eine sozialtherapeu-
tische Anstalt oder Abteilung vorgesehen, wenn
eine solche Behandlung angezeigt ist. Gleiches
gilt für den Jugendstrafvollzug bei Gefangenen mit
vorbehaltener Sicherungsverwahrung. 

Außerdem werden orientiert an dem Musterentwurf
eines Landesstrafvollzugsgesetzes, das zehn Län-
der erarbeitet haben (sog. Musterentwurf), die
Bestimmungen der geltenden Hamburgischen
Strafvollzugsgesetze (HmbStVollzG und HmbJSt-
VollzG) in Teilen inhaltlich überarbeitet und aktuali-

siert. Dabei werden auch Ergebnisse der Fach-
kommission Resozialisierung (Regierungspro-
gramm 20. Legislaturperiode) in die gesetzlichen
Bestimmungen aufgenommen. Insbesondere Ge-
sichtspunkte der Eingliederung der Gefangenen in
die Gesellschaft werden stärker als bisher akzen-
tuiert und die Gestaltung des Vollzuges wird kon-
sequent von Beginn an auf die Eingliederung nach
der Entlassung ausgerichtet. 

Zu den Änderungen, die auf die Empfehlungen zu
Optimierungsbedarfen der Fachkommission Reso-
zialisierung zurückgehen, gehören u.a. folgende
Bereiche:

– Die Bestimmung zur Gestaltung des Vollzuges
hebt hervor, dass der Vollzug von Beginn an
darauf auszurichten ist, dass er den Gefange-
nen hilft, sich in das Leben in Freiheit einzuglie-
dern.

– Die Behandlungsuntersuchung betont die Aus-
richtung an einer zielgerichteten und wirkungs-
orientierten Vollzugsgestaltung.

– In die Behandlungsuntersuchung sind auch Er-
kenntnisse der Gerichts- und Bewährungshilfe
und der Führungsaufsichtsstellen einzubezie-
hen, damit bereits in einem sehr frühen Stadium
des Vollzugs eine Vernetzung mit den an der
Behandlung von Straffälligen beteiligten Akteu-
ren erfolgt.

– In die Vorschrift zur Vollzugsplanung werden
Regelungen zur sozialen Hilfe, insbesondere
zur Schuldenregulierung und Schadenswieder-
gutmachung aufgenommen.

– Zur Vernetzung zwischen den Justizvollzugs-
anstalten und Bewährungshilfe und Führungs-
aufsichtsstelle ist eine Beteiligung von Be-
währungshelferinnen und Bewährungshelfern
in den Vollzugsplankonferenzen vorgesehen.
Einerseits sollen Erkenntnisse aus einer frühe-
ren Bewährungszeit in die Vollzugsplanung ein-
fließen. Außerdem soll durch eine frühzeitige
Einbindung von Bewährungshelferinnen und
Bewährungshelfern vor einer Entlassung die
Betreuungskontinuität gefördert und die Verbin-
dung zwischen drinnen und draußen stärker als
bisher betont werden. Diese Vernetzung ist
auch für die Vorbereitung der Eingliederung von
großer Bedeutung.

– Die Möglichkeiten zur Verkürzung von Ersatz-
freiheitsstrafen durch gemeinnützige Arbeit bei
erwachsenen Strafgefangenen sollen durch
eine Ergänzung der Vorschrift zur Aufnahme
der Gefangenen gefördert werden.

– Durch einen veränderten und positiv formulier-
ten Prüfungsmaßstab für die Gewährung von
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Lockerungen wird die Bedeutung der Erpro-
bung in Lockerungen für eine erfolgreiche Ein-
gliederung hervorgehoben. 

– Die Neufassung der Bestimmung zur Beschäfti-
gung der Gefangenen betont die zentrale Be-
deutung dieser Maßnahmen zur Erfüllung des
Eingliederungsauftrags und für eine erfolg-
reiche Resozialisierung. 

– Hierzu gehört auch die Schaffung einer gesetz-
lichen Grundlage zum Abschluss im Vollzug
begonnener Bildungsmaßnahmen nach Entlas-
sung. 

Ferner wird die Vergütungsregelung durch Auf-
nahme eines Erlasses von Verfahrenskosten
weiterentwickelt und eine Entgeltfortzahlung bei
Teilnahme an für die Behandlung wesentlichen
Maßnahmen eingeführt.

Die Überarbeitung der Bestimmungen trägt insge-
samt den Anforderungen an einen zeitgemäßen
und konsequent an seinem Ziel und seiner Auf-
gabe ausgerichteten Vollzug Rechnung. 

Darüber hinaus werden auch Bestimmungen
im Hamburgischen Untersuchungshaftvollzugsge-
setz geändert, soweit diese inhaltsgleiche Rege-
lungen mit dem Hamburgischen Strafvollzugs-
gesetz enthalten.

II.

Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Hamburgisches Sicherungs-
verwahrungsvollzugsgesetz)

Die Bestimmungen des Entwurfs entsprechen bis
auf wenige Abweichungen den Vorschlägen der Län-
derarbeitsgruppe zur Erarbeitung von Grundlagen für
eine Neugestaltung des Vollzugs der Sicherungsver-
wahrung, an der sich alle Länder beteiligt haben. So-
weit sich keine Besonderheiten gegenüber den ge-
setzlichen Regelungen für den Vollzug der Freiheits-
strafe ergeben, werden die entsprechenden Regelun-
gen des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes
(HmbStVollzG) übernommen. 

Zu Teil 1

Anwendungsbereich

Zu § 1

Anwendungsbereich

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungsbereich
des Entwurfs. Dadurch werden die geltenden Vor-
schriften zum Vollzug der Sicherungsverwahrung, die
sich bisher in Teil 3 des HmbStVollzG befinden, er-
setzt. 

Zu Teil 2 

Grundsätze

Zu § 1

Ziele des Vollzuges

Absatz 1 Satz 1 erklärt die Minderung der Gefähr-
lichkeit der Untergebrachten für die Allgemeinheit
zum Vollzugsziel, um die Vollstreckung der Siche-
rungsverwahrung möglichst bald zur Bewährung aus-
setzen oder für erledigt erklären zu können. Die
Bestimmung wiederholt klarstellend die Regelung des
§ 66c Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a StGB, die
durch das Gesetz zur bundesrechtlichen Umsetzung
des Abstandsgebots im Recht der Sicherungsverwah-
rung vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2425) neu auf-
genommen wurde und ebenfalls zum 1. Juni 2013 in
Kraft treten wird. Daneben bestimmt Absatz 1 Satz 2
auch das verfassungsrechtliche Resozialisierungsge-
bot zum Vollzugsziel, das es im Vollzug der Siche-
rungsverwahrung wie im Vollzug der Freiheitsstrafe zu
beachten gilt (vgl. BVerfG, Urteil vom 5. Februar 2004
– 2 BvR 2029/01 – juris, dort z.B. Rn. 71, 84, 86, 89 und
158). Die ausdrückliche Bestimmung des Resoziali-
sierungsgebotes zum Vollzugsziel soll verdeutlichen,
dass keine Begrenzung auf etwaige Maßnahmen
allein zur Minderung der Gefährlichkeit der Unterge-
brachten für die Allgemeinheit gewollt ist, eine dauer-
hafte Wiedereingliederung der Untergebrachten viel-
mehr weitergehende Maßnahmen erfordern könnte,
die den Untergebrachten ebenfalls anzubieten sind.
Dem Ziel, die Untergebrachten zu einem Leben in so-
zialer Verantwortung ohne Straftaten zu befähigen,
trägt der Entwurf durch zahlreiche Einzelvorschriften
Rechnung.

Absatz 2 bringt die Pflicht des Staates zum Aus-
druck, die Allgemeinheit vor erheblichen Straftaten zu
schützen (vgl. BVerfG, Urteil vom 31. Mai 2006 – 2 BvR
1673/04 und 2 BvR 2402/04 – NJW 2006, 2093, je-
weils auch veröffentlicht bei juris). Die Begrenzung auf
den Schutz der Allgemeinheit nur vor erheblichen
Straftaten stützt sich auf die Regelung in § 66c Absatz
1 Nummer 3 Buchstabe a StGB (Geltung ab 1. Juni
2013), deren Begründung im Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zur Erläuterung wiederum auf die Vor-
schrift in § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StGB und die
dazu vorhandenen Kommentierungen Bezug nimmt
(Gesetzentwurf der Bundesregierung, S. 24).

Zu § 3

Gestaltung des Vollzuges

Die Vorschrift enthält die Gestaltungsgrundsätze
für den Vollzug der Sicherungsverwahrung. Diese
Grundsätze richten sich an die für den Vollzug der
Sicherungsverwahrung verantwortlichen Stellen, räu-
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men den Untergebrachten aber keine unmittelbaren
Rechte auf einzelne Maßnahmen ein. 

Absatz 1 greift einerseits die Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichts in der Entscheidung vom 4. Mai
2011 (a.a.O. Rn. 101, 115) auf. Diese bestimmt, dass
dem besonderen Charakter des in der Sicherungsver-
wahrung liegenden Eingriffs durch einen freiheits-
orientierten und therapiegerichteten Vollzug Rech-
nung getragen werden muss, der den allein präventi-
ven Charakter der Maßregel sowohl gegenüber den
Untergebrachten als auch gegenüber der Allgemein-
heit deutlich macht. Er übernimmt anderseits den Re-
gelungsgehalt von § 66c Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a StGB (Geltung ab 1. Juni 2013), der u.a. be-
stimmt, dass die Unterbringung – ausgehend von den
allgemeinen Lebensverhältnissen – so wenig wie
möglich belastend auszugestalten ist, soweit Sicher-
heitsbelange nicht entgegenstehen. Die Regelung bil-
det damit den Rahmen für den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung, an dem sich jede Maßnahme und
Beschränkung auszurichten hat.

Absatz 2 konkretisiert den Grundsatz der thera-
peutischen Ausrichtung des Vollzugs und bestimmt,
dass den Untergebrachten geeignete Behandlungs-
und Betreuungsmaßnahmen anzubieten sind, die
ihnen ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit und so-
zialer Verantwortung ermöglichen. Die Regelung ent-
hält damit die Verpflichtung, insbesondere Behand-
lungserfordernisse durch eine umfassende Behand-
lungsuntersuchung festzustellen, um geeignete Be-
handlungs- und Betreuungsmaßnahmen anbieten zu
können. Nähere Ausprägung hat dieser Gestaltungs-
grundsatz insbesondere in den Regelungen zur Be-
handlung gefunden. 

Absatz 3 konkretisiert u.a. die Verpflichtung zur
freiheitsorientierten Ausrichtung des Vollzugs und
übernimmt zu diesem Zweck in Satz 1 den im Wortlaut
aus dem Strafvollzug bekannten Angleichungsgrund-
satz aus § 3 Absatz 1 Satz 1 HmbStVollzG, das Leben
im Vollzug soweit als möglich an die allgemeinen Le-
bensverhältnisse anzupassen. Im Kontext mit der im
Vollzug der Freiheitsstrafe nicht vorhandenen Ver-
pflichtung zur freiheitsorientierten Ausrichtung des
Vollzugs geht die Regelung weiter als die wortgleiche
Regelung im Strafvollzug, da insbesondere rein orga-
nisatorische Erwägungen Beschränkungen im Vollzug
der Sicherungsverwahrung nicht in gleicher Weise
rechtfertigen können wie im Vollzug der Freiheits-
strafe. Ergänzt wird diese Regelung in Satz 2 um die
Verpflichtung, den Bezug zum Leben außerhalb des
Vollzugs zu erhalten. Mit diesem Öffnungsgrundsatz
soll insbesondere einer Entfremdung der Unterge-
brachten vom gesellschaftlichen Leben während der
Zeit der Unterbringung entgegengewirkt werden. Be-
züge zu dem Leben außerhalb des Vollzugs sollen

deshalb bewahrt und gefördert werden. Ausprägung
dieses Grundsatzes sind zum Beispiel die im Ver-
gleich zum Vollzug der Freiheitsstrafe deutlich erhöh-
ten Besuchszeiten und die Regelungen zu Ausführun-
gen für den Erhalt der Lebenstüchtigkeit. Satz 3 er-
gänzt den aus § 3 Absatz 1 Satz 2 HmbStVollzG be-
kannten Gegensteuerungsgrundsatz, der im Vollzug
der Sicherungsverwahrung in gleicher Weise Geltung
beansprucht. 

Absatz 4 verpflichtet die für den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung verantwortlichen Stellen zur Beach-
tung der unterschiedlichen Lebenslagen und Bedürf-
nisse der Untergebrachten. Zu berücksichtigen sind
insbesondere alters- und geschlechtsspezifische Be-
sonderheiten sowie Besonderheiten, die sich aus der
nationalen oder kulturellen Herkunft ergeben können.
Ausprägung findet dieser Gestaltungsgrundsatz zum
Beispiel bei der Trennung von männlichen und weib-
lichen Untergebrachten, bei baulichen Anforderungen
zur Unterbringung und bei der Binnendifferenzierung
und Vollzugsgestaltung. Satz 2 berücksichtigt wie
§ 3 Absatz 2 Satz 3 HmbStVollzG das Erfordernis der
Gewaltprophylaxe und stellt sicher, dass auf die Schaf-
fung und die Bewahrung eines gewaltfreien Klimas ein
besonderes Augenmerk gerichtet wird. 

Zu § 4

Mitwirkung und Motivierung

Absatz 1 Satz 1 hebt hervor, dass die Erreichung
der Vollzugsziele die Mitwirkung der Untergebrachten
erfordert. Anders als in § 5 Absatz 1 Satz 1 HmbSt-
VollzG wird den Untergebrachten jedoch keine Mitwir-
kungspflicht auferlegt. Ergänzend zu der im Übrigen
wortgleichen Regelung in § 5 Absatz 1 Satz 2 HmbSt-
VollzG regelt der Entwurf in Absatz 1 Satz 2 eine fort-
währende Verpflichtung, die Bereitschaft der Unterge-
brachten zur Mitwirkung zu wecken und zu fördern.
Durch die Ergänzung des Wortes „fortwährend“ soll
betont werden, dass Untergebrachte, die keine oder
nur eine teilweise Bereitschaft zur Mitwirkung besit-
zen, nicht aufgegeben, sondern in regelmäßigen Ab-
ständen angesprochen und ihnen geeignete Betreu-
ungs- oder Behandlungsangebote gemacht werden
sollen. Zum Nachweis der diesbezüglichen Bemühun-
gen des Vollzugs sieht Absatz 1 Satz 3 eine Verpflich-
tung zur Dokumentation vor. 

Ausgehend von der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom 4. Mai 2011 (a.a.O. Rn. 114)
schafft Absatz 2 Satz 1 ein Anreizsystem, das die Ge-
währung besonderer Vergünstigungen ermöglicht, um
die Untergebrachten zur Mitwirkung an der Errei-
chung der Vollzugziele zu motivieren. So können be-
sondere Vergünstigungen gewährt werden, um die
Untergebrachten zur Teilnahme an Betreuungs- und
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Behandlungsmaßnahmen oder zur Teilnahme am so-
zialen Leben in der Einrichtung zu bewegen. Absatz 2
Satz 2 stellt klar, dass besondere Vergünstigungen nur
solche sein können, die sich nicht aus anderen Vor-
schriften des Gesetzes ergeben. Beispiele für solche
besonderen Vergünstigungen können die Gewährung
von Ausführungen über die jährliche Mindestanzahl
nach §13 Absatz 3 Satz 2 des Entwurfs hinaus oder
die Ermöglichung weitergehender Einkaufsmöglich-
keiten außerhalb üblicher Ermessensentscheidungen
sein. Im Entwurf wird auf eine beispielhafte Aufzäh-
lung verzichtet, um nicht den Eindruck zu erwecken,
diese könnte abschließend gemeint sein. Der Vollzug
soll im Gegenteil mit Blick auf die individuellen Be-
dürfnisse Vergünstigungen entwickeln. 

Absatz 2 Satz 1 regelt auch den Entzug von be-
sonderen Vergünstigungen. Das Verfahren richtet sich
nach § 87 des Entwurfs. Die Möglichkeit zum Entzug
besonderer Vergünstigungen soll die Motivation der
Untergebrachten zur Teilnahme an Betreuungs- und
Behandlungsmaßnahmen aufrechterhalten. 

Zu § 5

Stellung der Untergebrachten

Absatz 1 regelt in Anlehnung an den Wortlaut in
§ 5 Absatz 3 HmbStVollzG die Stellung der Unter-
gebrachten. Aus Gründen der Klarstellung wird der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit weitergehender
normiert.

Zu § 6

Einbeziehung Dritter

Absatz 1 schafft eine allgemeine Verpflichtung zur
Zusammenarbeit mit öffentlichen Stellen und privaten
Organisationen und Personen, die der Eingliederung
der Untergebrachten förderlich sein können. Die Re-
gelung konkretisiert damit die Verpflichtung in § 3 Ab-
satz 3 Satz 2 des Entwurfs, den Bezug zum Leben
außerhalb des Vollzugs zu erhalten und den Unterge-
brachten zu helfen, sich in das Leben in Freiheit ein-
zugliedern. Erfahrungsgemäß ist es insbesondere
schwer, vorhandene soziale Kontakte zu Personen
außerhalb des Vollzugs während längerer Haft- und
Unterbringungszeiten aufrecht zu erhalten. Dies kann
die Wiedereingliederung der Untergebrachten er-
schweren. Um dem entgegenzuwirken, arbeitet der
Vollzug mit öffentlichen Stellen, privaten Organisatio-
nen und Personen zusammen. 

Die Regelung in Absatz 3 schafft eine Verpflich-
tung zur Förderung der Unterstützung der Unterge-
brachten durch ehrenamtliche Helfer. Gerade wenn
nur noch wenige soziale Kontakte zum vormaligen so-
zialen Umfeld der Untergebrachten vorhanden sind,
ist eine Unterstützung der Untergebrachten durch eh-

renamtliche Helfer besonders angezeigt. Der Vollzug
soll deshalb insbesondere Kontakte zu ehrenamtli-
chen Helfern herstellen und bestehende Kontakte
pflegen. 

Zu Abschnitt 2 

Planung und Ablauf des Vollzuges

Zu § 7

Aufnahme

Die Rechtsstellung der Untergebrachten ändert
sich beim Übergang von der Strafhaft in die Siche-
rungsverwahrung grundlegend. Sie hierüber ausführ-
lich, wie in Absatz 1 geregelt, zu unterrichten ent-
spricht dem Unterstützungsgebot des Bundesverfas-
sungsgerichts (a.a.O. Rn. 117). Nachdem die therapie-
orientierte Behandlung bereits in der vorangegange-
nen Strafhaft große Bedeutung hatte, nimmt diese in
der Sicherungsverwahrung noch zu. Dies wird sich in
der Regel auch in der Ausgestaltung der Unterbrin-
gung niederschlagen, die z.B. als Wohngruppenvoll-
zug organisiert werden kann. Über das behandleri-
sche Setting sind die Untergebrachten zu informieren.
So werden sie in die Lage versetzt, sich möglichst
ohne Schwierigkeiten darauf einzustellen.

Absatz 2 ergänzt die Aufnahmevorschrift wie in § 6
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 HmbStVollzG um die
ärztliche Untersuchung und das Gebot, dass andere
Untergebrachte oder Gefangene nicht zugegen sein
dürfen.

Zu § 8

Behandlungsuntersuchung

Die Behandlungsuntersuchung ist Grundlage
dafür, einen Vollzugsplan aufzustellen und durchzu-
führen, der zielgerichtete Behandlungsmaßnahmen
beschreibt. Sie ist daher umfassend anzulegen. Was
die Behandlungsuntersuchung im Einzelnen umfasst,
regelt Absatz 2. Entsprechend den Vollzugszielen ste-
hen dabei die Faktoren im Vordergrund, welche die
Gefährlichkeit der Untergebrachten bedingen. Die
Aufklärung der Ursachen der Straftaten und der indivi-
duellen Risikofaktoren ermöglicht es, den sich daraus
ergebenden Behandlungsbedarf zu ermitteln. Für
eine umfassende Ermittlung aller relevanten Faktoren
kann es hilfreich sein, Berichte der Bewährungshilfe
und der Strafvollstreckungskammern beizuziehen.
Gegenüber dem zunächst abstrakt zu sehenden Be-
handlungsbedarf ergeben sich konkrete Behand-
lungsansätze erst unter Berücksichtigung von Be-
handlungsfähigkeit und -motivation der Untergebrach-
ten, die daher gleichfalls zu klären sind. Behand-
lungsfähigkeit und Behandlungsmotivation beziehen
sich auf die individuelle Ansprechbarkeit und Thera-
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piebereitschaft im Sinne kognitiver und sonstiger Vor-
aussetzungen für weitergehende Behandlungsmaß-
nahmen. 

Neben den nach Absatz 2 Satz 1 festzustellenden
Umständen sieht Absatz 2 Satz 2 ergänzend vor,
Fähigkeiten, also positive Potentiale der Unterge-
brachten, nach Möglichkeit zu ermitteln. Dazu können
beispielsweise berufliche Kompetenzen gehören,
deren Erhaltung und Ausübung zur Stärkung des
Selbstwertgefühls beitragen und so einem Abgleiten
in Depression und Drogenmissbrauch entgegenwir-
ken. Positive Fähigkeiten und Eigenschaften zu festi-
gen, kann ebenso zur Minderung der Gefährlichkeit
beitragen wie die Behandlung der Risikofaktoren. 

Für die Vollzugsplanung relevant sind darüber hin-
ausgehend auch behandlungsbedürftige Defizite und
Probleme der Untergebrachten, welche die psychi-
sche Stabilität und damit die Fähigkeit zur Bewälti-
gung des Freiheitsentzugs betreffen, auch wenn sie
nicht in einem erkennbaren Zusammenhang mit der
Gefährlichkeit und der Therapiebereitschaft stehen.

Untergebrachte im Vollzug der Sicherungsverwah-
rung haben sich zuvor in aller Regel im Strafvollzug
befunden, möglich ist aber auch eine vorherige Unter-
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder
einer Entziehungsanstalt. In jedem Fall liegen aus
dem Vollzug vorangegangener Freiheitsentziehung
bereits Erkenntnisse über die Untergebrachten vor.
Diese können für die Vollzugsplanung in der Siche-
rungsverwahrung zumindest insofern fruchtbar ge-
macht werden, als der Vergleich des aktuellen Be-
funds mit früheren Planungen und Behandlungen er-
hellen kann, weshalb ein ausreichender Behandlungs-
erfolg bislang nicht erreicht wurde.

Nach Absatz 3 berücksichtigt die Behandlungsun-
tersuchung wissenschaftliche Erkenntnisse. Diese
auch vom Bundesverfassungsgericht formulierte Vor-
gabe (a.a.O. Rn. 113) soll die fachliche Qualität der Be-
handlung sowie die Überprüfbarkeit der Vollzugspla-
nung gewährleisten. Dies korrespondiert mit der Er-
höhung der gerichtlichen Kontrolldichte durch § 67e
Absatz 2 StGB (Geltung ab 1. Juni 2013). Die Formu-
lierung „wissenschaftliche Erkenntnisse“ ist im Sinne
gesicherter Erkenntnisse zu verstehen; anzuwenden
sind demnach nur anerkannte wissenschaftliche Me-
thoden und diagnostische Instrumente. Dazu gehören
in der Regel eine umfangreiche biografische Explora-
tion, psychologische Tests hinsichtlich Persönlichkeit
und kognitiver Fähigkeiten, gegebenenfalls eine psy-
chiatrische Untersuchung sowie die Eruierung der be-
ruflichen Qualifikationen und Erfahrungen, der sozia-
len Beziehungen und der Freizeitinteressen.

Absatz 4 enthält wie § 7 Absatz 4 HmbStVollzG die
Verpflichtung, die Ergebnisse zu dokumentieren und
mit den Untergebrachten zu erörtern.

Zu § 9

Vollzugsplan

Absatz 1 verlangt als eine Ausprägung des vom
Bundesverfassungsgericht formulierten Individualisie-
rungsgebotes einen auf die jeweiligen Bedürfnisse
der Untergebrachten zugeschnittenen Vollzugsplan
(a.a.O. Rn. 113). Bei den individuell festzulegenden
Behandlungszielen kann es sich – abhängig vom Voll-
zugsstadium der Untergebrachten – auch um Zwi-
schenziele handeln. Bei gleichermaßen geeigneten
Maßnahmen können auch Kostengründe Berücksich-
tigung finden.

Zu einzelnen Elementen des Vollzugsplans
nach Absatz 2:

Die in Nummer 1 genannten Maßnahmen sind we-
sentliche Bestandteile des Behandlungsvollzugs. Der
Vollzugsplan muss sich dazu verhalten, welche dieser
Behandlungsmaßnahmen im konkreten Einzelfall an-
gezeigt sind und welche Ziele damit verfolgt werden. 

Unter die „anderen Einzel- und Gruppenbehand-
lungsmaßnahmen“ in Nummer 2 können beispiels-
weise Suchtbehandlung und Maßnahmen zur Herstel-
lung von Gruppenfähigkeit fallen.

Die in Nummer 3 angesprochenen Maßnahmen
zur Förderung der Behandlungsmotivation umfassen
insbesondere Maßnahmen zur Stärkung der Ände-
rungsbereitschaft.

Die Sozialtherapie ist auch aus Sicht des Bundes-
verfassungsgerichts ein zentraler Baustein der Be-
handlung (a.a.O. Rn. 124). Soweit die sozialtherapeu-
tische Behandlung nicht in der Einrichtung zum Voll-
zug der Sicherungsverwahrung selbst durchgeführt
werden kann (vgl. § 12), sieht Nummer 4 vor, dass der
Vollzugsplan Angaben zu einer anderweitigen Unter-
bringung enthält. 

Der in Nummer 5 eingeführte Begriff der „Wohn-
gruppe“ ist nicht einheitlich definiert. Gemeint sind
Einheiten, die eine überschaubare Zahl von Plätzen
umfassen, über eine Infrastruktur von Gemeinschafts-
räumen und -einrichtungen verfügen und durch fest
zugewiesenes Personal eine intensive Betreuung vor-
sehen. Im Rahmen eines therapeutischen Konzepts
dienen die Wohngruppen dazu, Fähigkeiten der Ko-
operation und des konfliktfreien Zusammenlebens ein-
zuüben. 

Die Nummern 6 bis 10 enthalten entsprechend den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (a.a.O. Rn.
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113) Angaben über weitere Maßnahmen, die der Errei-
chung der Vollzugsziele dienen. 

Nummer 11 verpflichtet zu Angaben zur Vorberei-
tung des sozialen Empfangsraums. Bereits vor Beste-
hen einer konkreten Entlassungsperspektive sollen
soziale Kontakte gefördert werden, die auch nach der
Entlassung Bestand haben könnten. Rechtzeitig vor
einer Entlassung sollen zudem Beschäftigungs- und
Wohnmöglichkeiten vorbereitet werden. 

Die Gewährung von Lockerungen und die Verle-
gung in den offenen Vollzug nach Nummer 12 haben
im Rahmen eines freiheitsorientierten Behandlungs-
konzepts unterschiedliche Funktionen. Sie sind thera-
peutische Maßnahmen, durch die einzelfallbezogene
Behandlungsziele verfolgt werden können (z.B. Stär-
kung der Konfliktfähigkeit, Entwicklung und Ausdiffe-
renzierung von Rückfallpräventionsstrategien). Im Zu-
sammenhang mit Maßnahmen zur Vorbereitung des
sozialen Empfangsraums dienen sie der Eingliede-
rung der Untergebrachten. Sie haben eine diagnosti-
sche Funktion und dienen der Erprobung, ob Behand-
lungsfortschritte außerhalb der Einrichtung umgesetzt
werden können. Sie haben darüber hinaus eine moti-
vierende Funktion. Diese Maßnahmen können für die
Untergebrachten einen Anreiz darstellen, sich aktiv
auf die Behandlung einzulassen. Abweichend von der
im Grundlagenentwurf gewählten Formulierung „voll-
zugsöffnende Maßnahmen“ wird der auch im HmbSt-
VollzG und HmbJStVollzG gewählte Begriff „Locke-
rungen“ verwendet. Da der Begriff der vollzugsöffnen-
den Maßnahmen nach der Gesetzesbegründung zu
§ 66c Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a StGB (Geltung
ab 1. Juni 2013) auch den offenen Vollzug umfasst, ist
dieser ebenfalls zu nennen. Gerade der offene Vollzug
kann ein sinnvoller Zwischenschritt auf dem Weg zu
einer möglichen Entlassung sein und dient der Errei-
chung der Vollzugsziele. 

Maßnahmen der Vorbereitung der Eingliederung
und Nachsorge im Sinne von Nummer 13 werden auf
Grund der zu Beginn des Vollzugs der Sicherungsver-
wahrung notwendig ungünstigen Prognose erst dann
in differenzierter Weise im Vollzugsplan ausgeführt
werden können, wenn sich im Gefolge von Behand-
lungsfortschritten eine konkrete Entlassungsperspek-
tive eröffnet. Ist bei günstiger Entwicklung im weiteren
Verlauf des Vollzugs abzusehen, dass die Voll-
streckung zur Bewährung ausgesetzt werden oder die
Unterbringung für erledigt erklärt werden könnte, sind
in den Vollzugsplan konkrete Vorgaben über die not-
wendigen vorbereitenden Maßnahmen, insbesondere
zur Schaffung eines sozialen Empfangsraums, aufzu-
nehmen.

Ebenfalls vom Bundesverfassungsgericht vorge-
geben ist das in Absatz 3 festgelegte Erfordernis, den
Vollzugsplan fortzuschreiben und anzupassen (a.a.O.

Rn. 113). Hierdurch ist er auch mit weiteren, d.h.
neuen Erkenntnissen in Einklang zu halten, wenn
diese für die Behandlung relevant sind. Dies können
sowohl Erkenntnisse aus der Behandlung der betref-
fenden Untergebrachten sein, wie z.B. die Erfolglosig-
keit einer Maßnahme, als auch solche von außerhalb,
wie z.B. die Entwicklung neuer, erfolgversprechender
Behandlungsmethoden. Dabei sind in der Regel Fris-
ten zur Fortschreibung von sechs Monaten angemes-
sen. 

An den Vollzugsplankonferenzen wirken nach Ab-
satz 4 alle an der Gestaltung des Vollzugs wesentlich
Beteiligten mit. Dies umfasst in der Regel die Voll-
zugsleitung, den psychologischen Dienst, den Sozial-
dienst, Vertreter des allgemeinen Vollzugsdienstes
sowie des Werkdienstes, soweit sie im Rahmen der
multidisziplinären Behandlungsteams beteiligt sind.
Die Beteiligung von Personen, die nicht der Vollzugs-
einrichtung angehören, beispielsweise ehrenamtli-
cher Betreuer oder externer Therapeuten, an den Kon-
ferenzen bedarf der Zustimmung der Untergebrach-
ten. Dies trägt ihrem Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung Rechnung. Soweit die Dritten nicht per-
sönlich an den Konferenzen teilnehmen, sollen sie
nach Maßgabe von Satz 2 nach Möglichkeit auf ande-
rem Wege in die Vollzugsplanung einbezogen werden.
Dies kann durch schriftliche Stellungnahmen oder
telefonische Konsultation geschehen. Der Rahmen
des hier Möglichen kann ebenfalls durch Rechte der
Untergebrachten bzw. Pflichten der betreffenden
Dritten, zum Beispiel Verschwiegenheitspflichten, be-
grenzt sein.

Auf Grund des Rechtsschutz- und Unterstützungs-
gebots des Bundesverfassungsgerichts (a.a.O. Rn.
117) sieht Absatz 5 Satz 1 die Erörterung der Vollzugs-
planung mit den Untergebrachten und die Aushändi-
gung des Vollzugsplans vor. Aus der Regelung ergibt
sich jedoch nicht, dass die Untergebrachten einen
Anspruch haben, durchgehend an den Konferenzen
teilzunehmen. 

Zu § 10

Behandlung

Die Vorschrift begründet einen Rechtsanspruch
der Untergebrachten auf Behandlungsangebote. Ab-
satz 1 stellt klar, dass zur Behandlung zunächst auf
bewährte Maßnahmen und Methoden zurückgegriffen
wird. Diese haben jeweils dem aktuellen Stand der
Wissenschaft zu entsprechen. Als wissenschaftliche
Erkenntnisse sind dabei zum einen solche Behand-
lungsverfahren anzusehen, welche insbesondere
nach dem Psychotherapeutengesetz als Richtlinien-
verfahren im Rahmen einer Heilbehandlung aner-
kannt sind, zum anderen diejenigen Verfahren der
Straftäterbehandlung, welche in der Fachöffentlichkeit
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als theoretisch fundiert und empirisch bewährt gelten.
Soweit diese Maßnahmen jedoch nicht zum Erfolg
führen, ist im Sinne des vom Bundesverfassungsge-
richt formulierten Individualisierungsgebots ein auf die
individuellen Bedürfnisse einzelner Untergebrachter
abgestimmtes Behandlungsangebot zu unterbreiten
(a.a.O. Rn. 113). Dies kann durch Kombination von
Elementen verschiedener Behandlungsprogramme,
aber auch durch Konzeption neuer Ansätze gesche-
hen. Die Einrichtung hat sich auch bei der Entwick-
lung neuer, individueller Behandlungsangebote am
Stand der Wissenschaft zu orientieren.

Absatz 2 regelt die Zusammenarbeit von Bediens-
teten verschiedener Berufsgruppen in multidiszi-
plinären Behandlungsteams. Diese werden im Regel-
fall psychologische Psychotherapeuten oder ärztliche
Psychotherapeuten, Sozialpädagogen sowie Bediens-
tete des allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werk-
dienstes umfassen. Hinzu kommen entsprechend
dem jeweiligen Behandlungskonzept Pädagogen, An-
gehörige von Pflegeberufen und Arbeitstherapeuten.
Es wird von den örtlichen Gegebenheiten abhängen,
ob einzelne Berufsgruppen mit fest angestellten
Beschäftigten oder durch anderweitig verpflichtete
externe Kräfte vertreten sind.

Feste Ansprechpartner nach Absatz 2 Satz 3 kön-
nen insbesondere dem allgemeinen Vollzugsdienst
oder den Fachdiensten angehören. Die feste Zuwei-
sung gewährleistet, dass die Untergebrachten mit
ihren Anliegen auf Bedienstete treffen, die mit ihrem
persönlichen Hintergrund und ihren besonderen Be-
dürfnissen vertraut sind. Dies trägt zu einem günsti-
gen Behandlungsklima bei und kann die Motivation
zur Teilnahme an Behandlungsangeboten fördern.

Zu § 11

Sozialtherapie

Das Bundesverfassungsgericht geht in seinem Ur-
teil vom 4. Mai 2011 davon aus, dass sozialtherapeuti-
sche Behandlung generell geeignet ist, Unterge-
brachte im Hinblick auf ihre Rückfallgefährdung zu be-
handeln (vgl. a.a.O. Rn. 113). Da die Einrichtung für
Untergebrachte selbst über eine dem Standard der
Sozialtherapie entsprechende personelle Ausstattung
und entsprechende Behandlungsangebote verfügen
soll, wird die Verlegung in eine externe sozialthera-
peutische Anstalt oder Abteilung nach § 12 nur in Ein-
zelfällen angezeigt sein, etwa dann, wenn die andere
sozialtherapeutische Einrichtung über ein spezielles
Behandlungsangebot verfügt, das beispielsweise an
die individuelle Qualifikation eines Therapeuten ge-
bunden ist und deshalb in der Einrichtung für Unter-
gebrachte nicht ohne weiteres übernommen werden
kann.

Zu § 12

Verlegung und Überstellung, Ausantwortung

Die Bestimmung enthält die allgemeine Grundlage
für Verlegungen und Überstellungen im Verlauf des
Vollzugs der Unterbringung. Sie versteht unter einer
Verlegung den auf Dauer angelegten Wechsel von Un-
tergebrachten in eine andere Einrichtung. Die Über-
stellung ist im Gegensatz dazu eine zeitlich befristete
Aufnahme der Untergebrachten in einer anderen Ein-
richtung, etwa zum Zweck der Besuchsdurchführung,
der Begutachtung oder aus medizinischen Gründen.

Absatz 1 benennt die Verlegungs- und Überstel-
lungstatbestände und trägt der Tatsache Rechnung,
dass eine Verlegung einschneidende Folgen für die
Untergebrachten nach sich ziehen kann und auch die
gerichtliche Zuständigkeit beeinflusst. Eine Verlegung
kommt nur in Betracht, wenn die Erreichung der Voll-
zugsziele hierdurch gefördert wird. Dies kann der Fall
sein, wenn die Untergebrachten aus Behandlungs-
gründen oder zur Erleichterung der Eingliederung in
eine andere Einrichtung wechseln sollen. Verlegun-
gen aus zwingenden Gründen der Vollzugsorganisa-
tion können insbesondere auf Grund einer Änderung
des Vollstreckungsplans erfolgen. Verlegungen aus
anderen wichtigen Gründen kommen insbesondere
zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit oder
von Gefahren von erheblicher Bedeutung für die Ord-
nung der Einrichtung in Betracht.

Absatz 2 regelt die Ausnahmen vom Trennungs-
gebot nach Vorgabe des § 66c Absatz 1 StGB (Geltung
ab 1. Juni 2013), wonach von einer von Strafgefange-
nen getrennten Unterbringung insbesondere für eine
sozialtherapeutische Behandlung oder zur Vorberei-
tung der Eingliederung abgewichen werden darf.
Danach wäre auch eine Verlegung in den offenen
Strafvollzug zulässig. 

Daneben kann für Untergebrachte auch ein Be-
dürfnis nach Überstellungen aus wichtigen Gründen
bestehen. Satz 3 sieht deshalb vor, dass auf Antrag
aus wichtigem Grund auch in eine Anstalt des Justiz-
vollzugs überstellt werden kann. Ein wichtiger Grund
könnte in einer Besuchszusammenführung oder der
Durchführung von Einzelmaßnahmen im Rahmen der
Entlassungsvorbereitung liegen. Voraussetzung ist,
dass eine laufende Behandlung hierdurch nicht beein-
trächtigt wird und die Antragsteller sich mit den Bedin-
gungen in der aufnehmenden Anstalt, anders als in
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 und 2, einverstan-
den erklärt.

Absatz 3 und 4 entspricht § 9 Absatz 3 und 4
HmbStVollzG.
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Zu § 13 

Lockerungen

Lockerungen dienen der Eingliederung der Unter-
gebrachten und wirken den schädlichen Folgen des
Freiheitsentzugs entgegen. Sie sind daher ein wesent-
liches Instrumentarium zur Umsetzung der Gestal-
tungsgrundsätze des § 3 und zur Erreichung der Voll-
zugsziele. In Lockerungen sollen die Untergebrachten
in der Regel stufenweise in größeren Freiheitsgraden
erprobt und so kontinuierlich an ein Leben in Freiheit
herangeführt werden. 

Absatz 1 enthält eine nicht abschließende Aufzäh-
lung von Lockerungsmaßnahmen. So kommt darüber
hinaus etwa die Gewährung von Maßnahmen insbe-
sondere zur Teilnahme an verschiedenen Behand-
lungs- oder Eingliederungsmaßnahmen außerhalb
des Vollzugs in Betracht. Die genannten Lockerungs-
maßnahmen entsprechen denen für Strafgefangene
nach § 12 Absatz 1 Satz 1 HmbStVollzG.

Nummer 1 enthält eine Definition des Begleitaus-
gangs. Dies trägt dem Bedürfnis der vollzuglichen
Praxis Rechnung. Die von der Einrichtung zugelasse-
nen Personen können sowohl Bedienstete als auch
Externe sein. Die Beobachtungen der Begleitperso-
nen können für die künftige Gestaltung der Lockerun-
gen von Bedeutung sein. 

Ein Langzeitausgang nach Nummer 3 darf eine
Höchstdauer von zwei Wochen nicht überschreiten. Er
kann – wie alle Lockerungsmaßnahmen – gewährt
werden, wenn und soweit es der Erreichung der Voll-
zugsziele dient. Allein danach bestimmt sich seine
Häufigkeit und Dauer. Das Gesetz sieht keine Begren-
zung des Langzeitausgangs auf eine bestimmte An-
zahl von Tagen pro Jahr vor. Die Höchstfrist eines
Langzeitausgangs wurde auf zwei Wochen begrenzt,
um wirksam überprüfen zu können, ob die Unterge-
brachten den Langzeitausgang nicht zur Flucht oder
zur Begehung von Straftaten missbrauchen. Soweit es
im Einzelfall möglich sein sollte, die Untergebrachten
längerfristig unkontrolliert zu lockern, ist ein Übergang
in die Vorbereitung zur Eingliederung gemäß § 15 Ab-
satz 2 angezeigt, der einen Langzeitausgang bis zu
sechs Monaten erlaubt. 

Nummer 4 definiert Außenbeschäftigung und
Freigang. Die Untergebrachten stehen bei der Außen-
beschäftigung im Gegensatz zum Freigang unter
Aufsicht von Vollzugsbediensteten. Anders als eine
Ausführung kann eine Außenbeschäftigung auch in
nur unregelmäßigen Abständen beaufsichtigt werden.
Die Einrichtung legt unter Berücksichtigung der
Umstände des Einzelfalls fest, in welchen zeitlichen
Mindestabständen die Untergebrachten zu beaufsich-
tigen sind. 

Im Sinne einer konsequenten Umsetzung der in
§ 3 genannten Gestaltungsgrundsätze, die eine frei-
heitsorientierte Ausrichtung der Unterbringung in der
Sicherungsverwahrung vorgeben, sieht Absatz 2 vor,
Lockerungen zu gewähren, soweit nicht zwingende
Gründe entgegenstehen, insbesondere konkrete An-
haltspunkte die Gefahr begründen, dass die Unterge-
brachten sich dem Vollzug der Sicherungsverwahrung
entziehen oder die Maßnahmen zur Begehung erheb-
licher Straftaten missbrauchen werden, und über-
nimmt damit den Maßstab des § 66c Absatz 1 Nummer
3 Buchstabe a StGB (Geltung ab 1. Juni 2013). Die Be-
stimmung trägt dem Minimierungsgebot des Bundes-
verfassungsgerichts (a.a.O. Rn. 116) Rechnung.

In Absatz 3 Satz 1 wird eine Ausführung als ein
Verlassen der Einrichtung unter ständiger und unmit-
telbarer Aufsicht von Vollzugsbediensteten definiert.
Auch der Vollzug einer Sicherungsverwahrung darf
Untergebrachte nicht vollständig von der Außenwelt
isolieren. Ihre Lebenstüchtigkeit ist zu erhalten. Des-
halb sollen sie, auch wenn sie noch nicht für eine Maß-
nahme nach Absatz 1 geeignet sind, nach Satz 2 min-
destens vier Ausführungen pro Jahr erhalten. Die Re-
gelung stellt eine Ausprägung der in § 3 Absatz 1 bis 3
genannten Grundsätze dar, indem sie den Bezug der
Untergebrachten zur Gesellschaft zu erhalten sucht.
Die Untergebrachten haben einen Rechtsanspruch
auf diese vier Ausführungen, darüber hinaus lediglich
einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entschei-
dung. Die Ausführungen dienen neben der Vorberei-
tung weiterer Lockerungen oder der Erhaltung der Le-
benstüchtigkeit auch der Motivierung der Unterge-
brachten und so der Förderung ihrer Bereitschaft zur
Mitwirkung an Behandlungsmaßnahmen. Die Einrich-
tung trifft die für den sicheren Gewahrsam notwendi-
gen Maßnahmen, d.h. sie überträgt die Ausführung
geeigneten Bediensteten und ordnet erforderlichen-
falls besondere Sicherungsmaßnahmen an. 

Eine Versagung dieser Ausführungen kommt nur
unter dem strengen Maßstab in Betracht, dass kon-
krete Anhaltspunkte die Gefahr begründen, dass die
Untergebrachten sich trotz besonderer Sicherungs-
maßnahmen dem Vollzug entziehen oder die Aus-
führung zu erheblichen Straftaten missbrauchen wer-
den. Damit trägt die Bestimmung den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts (a.a.O. Rn. 116) Rech-
nung, wonach Ausführungen der Untergebrachten nur
dann unterbleiben dürfen, wenn sie trotz der Beauf-
sichtigung zu schlechthin unverantwortbaren Gefah-
ren führen.

Absatz 4 stellt klar, dass der Vollzug der Siche-
rungsverwahrung durch die Gewährung von Locke-
rungen nicht unterbrochen wird. 

Absatz 5 ermöglicht es der Einrichtung, Lockerun-
gen durch Erteilung von Weisungen näher auszuge-
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stalten und zu strukturieren. Die Weisungen müssen
dem Zweck der Maßnahme Rechnung tragen. Dies gilt
auch für Lockerungen aus wichtigem Anlass. 

Absatz 6 trägt Gesichtspunkten des Opferschutzes
Rechnung. Obwohl es sich bei den Lockerungen um
wichtige, der Behandlung und Resozialisierung der
Untergebrachten dienende Maßnahmen handelt, hat
dabei eine Abwägung mit den Interessen des Opfers
stattzufinden. So lässt sich beispielsweise durch die
Erteilung von Weisungen ein für das Opfer belasten-
des, unvorhersehbares Zusammentreffen mit den Un-
tergebrachten während einer Lockerung vermeiden.

Absatz 7 normiert das Erfordernis einer psycholo-
gischen oder psychiatrischen Stellungnahme vor der
Erstgewährung einer Lockerung nach Absatz 1. 

Zu § 14

Lockerungen aus wichtigem Anlass

Absatz 1 eröffnet die Möglichkeit auch bei Vorlie-
gen wichtiger Anlässe Lockerungen zu gewähren. Die
Bestimmung gewährt den Untergebrachten einen An-
spruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung. Wich-
tige Anlässe im Sinne des Absatzes 1 sind familiäre,
berufliche oder sonstige Angelegenheiten von erhebli-
cher Bedeutung, die in besonderer Weise die private
Sphäre der Untergebrachten berühren und nur durch
Verlassen der Einrichtung zu einem bestimmten Zeit-
punkt geregelt werden können. Die Anwesenheit der
Untergebrachten an Ort und Stelle muss erforderlich
sein.

Nach Absatz 2 gilt der Maßstab des § 13 Absatz 2
und 3 auch für die Gewährung von Lockerungen aus
wichtigem Anlass.

Nach Absatz 3 sind Ausführungen aus wichtigem
Anlass auch ohne Zustimmung der Untergebrachten
zulässig, wenn dies aus besonderen Gründen notwen-
dig ist. Dies kann insbesondere aus medizinischen
Gründen erforderlich sein. 

Absatz 4 legt wie § 13 Absatz 3 HmbStVollzG-E
fest, dass todkranke Untergebrachte bis zur Entschei-
dung über einen Strafausstand Langzeitausgang
erhalten können, wenn nicht zu befürchten ist, dass
sie diesen zu Straftaten von erheblicher Bedeutung
missbrauchen werden. Sie berücksichtigt, dass straf-
vollstreckungsrechtliche Entscheidungen über einen
Strafausstand nicht immer rechtzeitig ergehen, die
Untergebrachten aber ein aus Artikel 1 Absatz 1 des
Grundgesetzes folgendes Recht auf ein Sterben in
Würde haben.

Satz 1 gestaltet die Bestimmung als Vorschaltmaß-
nahme aus. Sie soll die notwendigen strafvoll-
streckungsrechtlichen Entscheidungen nicht erset-
zen, sondern nur absichern. Wird von den Strafvoll-

streckungsbehörden ein Strafausstand rechtskräftig
abgelehnt, muss der Langzeitausgang nach § 14 Ab-
satz 4 beendet werden. Die Prüfung der Missbrauchs-
gefahr beschränkt sich angesichts der Besonderheit
der Fallkonstellation auf die Frage, ob nicht zu be-
fürchten ist, dass die Untergebrachten den Langzeit-
ausgang zu Straftaten von erheblicher Bedeutung
missbrauchen werden.

Satz 2 stellt klar, dass durch den Langzeitausgang
bei Todesnähe die Strafvollstreckung nicht unterbro-
chen wird. Zudem wird die Erteilung von Weisungen
ermöglicht. In Betracht kommen wird insbesondere
die Weisung, die Einrichtung regelmäßig über ihren
Gesundheitszustand zu unterrichten, um den Fortbe-
stand der Voraussetzungen von Satz 1 überprüfen zu
können.

Gemäß § 463 Absatz 1 StPO gelten die Vorschrif-
ten über die Strafvollstreckung für die Vollstreckung
von Maßregeln der Besserung und Sicherung sinn-
gemäß, soweit nichts anders bestimmt ist. In den Ab-
satz 2 bis 7 sind keine anderslautenden Bestimmun-
gen zu § 455 StPO aufgeführt. Also ist § 455 Absatz 4
Nummer 3 (Unterbrechung der Strafvollstreckung bei
Erkrankung) sinngemäß anzuwenden.

Zu § 15

Lockerungen, Verlegung in den offenen Vollzug zur
Vorbereitung der Eingliederung

Die Bestimmung enthält die Möglichkeit, Unterge-
brachten zur Vorbereitung der Eingliederung Langzeit-
ausgang zu gewähren oder sie in Anstalten oder Ab-
teilungen des offenen Strafvollzugs unterzubringen.
Beides dient dazu, sie über einen längeren Zeitraum
zu erproben oder den Übergang von der stationären in
eine ambulante Betreuung in Freiheit unter Einbezie-
hung Dritter zu erleichtern. 

Nach Absatz 2 Satz 1 kann Untergebrachten über
§ 13 Absatz 1 Nummer 2 hinaus ein zusammenhän-
gender Langzeitausgang bis zu sechs Monaten ge-
währt werden. Diese besondere Form des Langzeit-
ausgangs soll es geeigneten Untergebrachten ermög-
lichen, unter der verbleibenden Aufsicht der Einrich-
tung, aber bei einem weitgehend gelockerten Gewahr-
samsverhältnis die für ein straffreies Leben notwen-
dige Selbständigkeit zu erwerben. Dieser der Freistel-
lung von der Haft nach § 15 Absatz 2 Nummer 2
HmbStVollzG entsprechende Langzeitausgang hat
sich in der Praxis der sozialtherapeutischen Einrich-
tungen bewährt. Nach Satz 2 entspricht der Maßstab
für die Gewährung dieses Langzeitausgangs demjeni-
gen des § 13 Absatz 2. 

Um diesen in der Regel mehrmonatigen Langzeit-
ausgang hinreichend zu strukturieren, sieht Absatz 3
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Satz 1 vor, den Untergebrachten für diese Maßnahme
Weisungen zu erteilen. 

Absatz 4 ermöglicht als Ausnahmeregelung zu
§ 19 Absatz 1, der die Unterbringung grundsätzlich in
geschlossenen Einrichtungen vorsieht, die Verlegung
in Anstalten oder Abteilungen des offenen Strafvoll-
zugs. Die Regelung trägt damit dem Umstand Rech-
nung, dass die Einrichtungen auf Grund der ver-
gleichsweise geringen Anzahl der Untergebrachten in
der Regel nicht über eigene offene Abteilungen verfü-
gen und umso weniger in der Lage sein werden, auf
eine dezentrale Infrastruktur zur Entlassung in den
künftigen sozialen Empfangsraum zurückzugreifen.
Es ist daher zweckmäßig, die vorhandenen Strukturen
des Strafvollzugs zu nutzen, um individuelle Lösun-
gen im Rahmen der Wiedereingliederung zu ent-
wickeln. Dem Abstandsgebot wird hierbei durch die
Besserstellung bei der Unterbringung im Rahmen des
§ 89 Absatz 3 Satz 2 Rechnung getragen. Vorausset-
zung für die Unterbringung ist die Eignung der Unter-
gebrachten. Neben der Gefahr der Entweichung steht
– anders als im Strafvollzug – nur die Gefahr der Be-
gehung erheblicher Straftaten der Eignung entgegen.
Damit wird auf die Vorgabe in § 66c Absatz 1 Nummer
2a StGB (Geltung ab 1. Juni 2013) Bezug genommen.
Der Einrichtung ist durch die „Kann-Bestimmung“
allerdings ein weiteres Ermessen als im Strafvollzug
eingeräumt. 

Zu § 16

Vorbereitung der Eingliederung

Nach Satz 1 hat die Einrichtung darauf hinzuwir-
ken, dass die soziale Wiedereingliederung nach der
Entlassung gelingt. Hierfür benötigen die Unterge-
brachten insbesondere Wohnung, Arbeit und gegebe-
nenfalls therapeutische Nachsorge. Sobald eine Ent-
lassung absehbar ist, sollen Maßnahmen der Vorbe-
reitung der Eingliederung grundsätzlich auf diesen
Termin ausgerichtet sein, beispielsweise die Ge-
währung von Lockerungen, die es den Untergebrach-
ten ermöglichen, Behördengänge oder Termine bei
einer Arbeitsvermittlung wahrzunehmen. 

Satz 2 unterstreicht die Notwendigkeit einer recht-
zeitigen Beteiligung außervollzuglicher Stellen, um ein
abgestimmtes Vorgehen und einen nahtlosen Über-
gang ohne Informationsverlust zu sichern. Führungs-
aufsicht und die in diesem Rahmen tätigen Be-
währungshelferinnen und Bewährungshelfer sind auf-
gerufen, sich für ihre künftigen Probanden aktiv in die-
sen Prozess einzubringen. Zusammen mit den Unter-
gebrachten müssen sich die Anstrengungen aller an
der Vorbereitung der Eingliederung Beteiligten in
langfristiger Kooperation darauf konzentrieren, reali-
stische Zukunftsperspektiven zu entwickeln und deren
Umsetzung nach der Entlassung zu gewährleisten.

Die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen kann
sich je nach Lage des Falles auf ambulante oder
stationäre Nachsorgeeinrichtungen beziehen, in aller
Regel unter Mitwirkung der Sozialen Dienste der Ju-
stiz. Im Rahmen der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen sind den an der Vorbereitung der Eingliede-
rung Beteiligten dabei die erforderlichen Informatio-
nen zu übermitteln.

Zu § 17

Entlassung

Gegenüber § 17 HmbStVollzG sind die Regelun-
gen in Absatz 1 Satz 2 (Sicherstellung Transport) und
Absatz 2 (Vorverlegung um 5 Tage statt um 2 Tage)
neu. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die Untergebrach-
ten am Tag ihrer Entlassung möglichst frühzeitig ent-
lassen werden, um beispielsweise die Wahrnehmung
von Terminen bei Behörden am Entlassungstag zu er-
möglichen. Nach Satz 2 soll die Einrichtung bei Bedarf
den Transport in die künftige Unterkunft sicherstellen.
Dabei steht es der Einrichtung frei, wie sie den Trans-
port sicherstellt, etwa durch eigene Bedienstete oder
Dritte. 

Nach Absatz 2 kann der Entlassungszeitpunkt bis
zu fünf Tage vorverlegt werden, wenn dringende
Gründe dafür vorliegen, dass die Untergebrachten zu
ihrer Eingliederung hierauf angewiesen sind. Die Er-
weiterung der möglichen Vorverlegung von den im
Strafvollzug üblichen zwei Tagen auf fünf Tage eröffnet
eine größere Flexibilität im Rahmen des Übergangs-
managements. Durch die gewählte Formulierung wird
jedoch klargestellt, dass es sich um eine Ausnahme-
regelung handelt. Solche Ausnahmefälle liegen etwa
dann vor, wenn ein vertraglich vereinbarter Arbeitsbe-
ginn nicht eingehalten werden könnte und der Arbeits-
platz dadurch gefährdet würde oder turnusmäßig statt-
findende Aus- oder Weiterbildungsmaßnahmen ver-
säumt würden. 

Absatz 3 sieht vor, dass bedürftige Untergebrachte
auf Antrag Entlassungsbeihilfe erhalten, etwa durch
einen Reisekostenzuschuss, angemessene Kleidung
oder sonstige Unterstützung.

Zu § 18

Unterstützung nach der Entlassung 

Die Bestimmung sieht die Möglichkeit einer nach-
gehenden Betreuung vor, die auf Antrag der früheren
Untergebrachten durch die Einrichtung fortgeführt
werden kann. Da die Zuständigkeit der Einrichtung mit
der Entlassung grundsätzlich endet und auf außervoll-
zugliche Institutionen oder Personen übergeht, han-
delt es sich um eine Ausnahmeregelung für Situatio-

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/6795



60

nen, in denen Unterstützungsmaßnahmen Dritter
noch nicht zur Verfügung stehen. 

Die Bestimmung regelt die Möglichkeit des vorü-
bergehenden Verbleibens und der Wiederaufnahme in
einer Einrichtung des Justizvollzugs für frühere Unter-
gebrachte. Sie ist der Regelung des § 18 HmbStVollzG
entlehnt, jedoch weiter gefasst. So wird die Möglich-
keit des Verbleibens und der Aufnahme auf freiwilliger
Grundlage auf die Einrichtungen des Justizvollzugs
insgesamt ausgedehnt und an die Bedingung der
Gefährdung der Eingliederung geknüpft. Zweck der
Regelung ist es, den Verbleib und die Aufnahme
früherer Untergebrachter in einer Einrichtung des
Justizvollzugs in einer Krisensituation zu ermöglichen,
um hierdurch unter anderem der Begehung von
Straftaten vorbeugen zu können. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass Verbleib und Auf-
nahme nur vorübergehend und nicht als Dauermaß-
nahme erfolgen sollen. Die Entscheidung über Ver-
bleib und Aufnahme steht dabei jeweils im Ermessen
der Vollzugsbehörde.

Absatz 3 sieht vor, dass Maßnahmen des Vollzugs
nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden
dürfen. Hierdurch wird die Anwendung der – länder-
spezifisch geregelten – Bestimmungen über den un-
mittelbaren Zwang ausgeschlossen. Dies ist sachge-
recht, weil sich die früheren Untergebrachten nicht
zwangsweise in den Einrichtungen des Justizvollzugs
aufhalten.

Absatz 4 gebietet, die aufgenommenen Unterge-
brachten auf ihren Antrag hin unverzüglich zu entlas-
sen, da sie sich freiwillig in der Einrichtung befinden.

Zu Abschnitt 3

Unterbringung und Ernährung der Untergebrachten

Zu § 19

Unterbringung 

Die Untergebrachten werden auf Grund bestehen-
der Gefährlichkeit für die Allgemeinheit im Vollzug der
Sicherungsverwahrung untergebracht. Daher ist bei
ihnen anders als bei Strafgefangenen die in Absatz 1
bestimmte Unterbringung im geschlossenen Vollzug
der Regelfall. Sie können zur Vorbereitung der Ein-
gliederung im offenen Vollzug (§ 15 Absatz 4) unterge-
bracht werden.

Absatz 2 regelt den Grundsatz der Einzelunterbrin-
gung. Diese dient dem Schutz der Privat- und Intim-
sphäre und dem Schutz vor Übergriffen. Durch die
vom Strafvollzugsgesetz abweichende Wortwahl „Zim-
mer“ statt „Haftraum“ soll gleichzeitig eine Anglei-
chung an die Lebensverhältnisse außerhalb der Ein-
richtung verdeutlicht werden. Die Funktion der Zim-

mer als räumlicher Lebensmittelpunkt auf unbe-
stimmte Zeit ist für Untergebrachte eine deutlich an-
dere als für Strafgefangene. Die Zimmer der Unterge-
brachten müssen daher viel stärker der funktionalen
Bedeutung einer Wohnung als Ort des Schlafens, der
Körperpflege, der Freizeitbeschäftigung, des Aufbe-
wahrens persönlicher Gegenstände usw. gerecht wer-
den, als dies von Hafträumen verlangt wird. Dem ist
durch einen ausreichend großen Raum Rechnung zu
tragen. Anders als im Hamburgischen Strafvollzugs-
gesetz wird hierfür vorgegeben, dass eine bestimmte
Quadratmeterzahl nicht unterschritten werden darf. 

Diese orientiert sich an den Empfehlungen einer
Länderarbeitsgruppe, die im Auftrag der Justizminis-
terkonferenz einen Kriterienkatalog für die Neuaus-
richtung des Vollzugs der Sicherungsverwahrung
erarbeitet hat. Der Kriterienkatalog sieht eine Mindest-
größe von 15 Quadratmetern vor einschließlich eines
abgetrennten Sanitärbereichs mit Waschbecken, WC
und Dusche. Die Empfehlung, die Zimmer der Unter-
gebrachten jeweils mit einer Dusche auszustatten,
wird nicht übernommen. So kann den Untergebrach-
ten in ihren Zimmern eine größere Wohnfläche zur
Verfügung gestellt werden. Zudem wird kein Bedarf für
Individualduschen gesehen, da auf Grund der räum-
lichen (Stationsdusche für maximal neun bzw. elf
Untergebrachte pro Station) und organisatorischen
(freie Bewegungsmöglichkeit) Bedingungen ein indivi-
duelle Nutzung der Dusche möglich ist. 

Absatz 3 schafft eine Ausnahme von der Einzelun-
terbringung bei Hilfsbedürftigkeit von Untergebrach-
ten. Die Bestimmung trägt dem Umstand Rechnung,
dass es im Interesse hilfsbedürftiger oder gefährdeter
Untergebrachter geboten sein kann, sie gemeinsam
mit anderen unterzubringen. Wegen der hiermit gege-
benenfalls verbundenen Belastungen für den anderen
Untergebrachten ist dessen Zustimmung erforderlich.
Bei Hilfsbedürftigkeit müssen beide einverstanden
sein. Auf Grund der während des Tages ganz überwie-
gend geöffneten Zimmertüren wird sich die gemein-
same Unterbringung im Wesentlichen auf Zeiten des
Nachtverschlusses beschränken.

Zu § 20

Tageseinteilung und Bewegungsfreiheit

Die Vorschrift befasst sich in Absatz 1 mit der Ta-
geseinteilung, durch die die Untergebrachten an eine
eigenverantwortliche Lebensführung herangeführt
werden sollen. Die Regelung soll dazu beitragen, den
Vollzug der Sicherungsverwahrung den allgemeinen
Lebensverhältnissen anzupassen. Abweichend vom
Strafvollzug umfasst die Tageseinteilung im Wesentli-
chen nur noch Zeiten der Behandlung, Betreuung, Be-
schäftigung und Freizeit sowie der Nachtruhe. Einzel-
heiten der Tageseinteilung regelt die Hausordnung.
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Der Begriff der Nachtruhe ist vollzugsspezifisch zu
verstehen und umfasst in der Regel die Zeit von
22 Uhr bis 6 Uhr.

Erweiterte Möglichkeiten der Bewegungsfreiheit
im Gebäude und Außenbereich der Einrichtung gren-
zen den Vollzug der Sicherungsverwahrung deutlich
vom Vollzug der Freiheitsstrafe ab und tragen damit
dem verfassungsrechtlichen Abstandsgebot Rech-
nung. Dadurch wird das Leben im Vollzug der Siche-
rungsverwahrung den allgemeinen Lebensverhältnis-
sen angepasst. Einschränkungen der Bewegungsfrei-
heit sind zulässig, wenn Gründe der Sicherheit oder
schwerwiegende Gründe der Ordnung dies erfordern
oder ein schädlicher Einfluss auf andere Unterge-
brachte zu befürchten ist. Die Vorschrift stellt sicher,
dass den Untergebrachten über den unabdingbaren
Entzug der „äußeren“ Freiheit hinaus innerhalb der
Einrichtung weitgehende Bewegungsfreiheit gewährt
wird, und ist damit wesentlicher Bestandteil des frei-
heitsorientierten Gesamtkonzepts der Sicherungsver-
wahrung.

Eine Einschränkung nach Absatz 2 kann beispiels-
weise zur Vermeidung von Übergriffen gerechtfertigt
sein. Die Gründe müssen derart schwerwiegend sein,
dass keine weniger belastende Maßnahme zur Wah-
rung der Sicherheit ausreichend ist. Die getroffenen
Anordnungen sind in geeigneten Abständen regel-
mäßig daraufhin zu überprüfen, ob eine Fortdauer wei-
terhin geboten ist.

Vor dem Hintergrund des verfassungsrechtlich vor-
gegebenen Abstandsgebotes kann eine Einschrän-
kung aus Ordnungsgründen nach Absatz 2 nur ge-
rechtfertigt sein, wenn andernfalls kein ordnungs-
gemäßer Tagesablauf in der Einrichtung mehr ge-
währleistet wäre. 

Zu § 21 

Ausstattung des Zimmers, persönlicher Besitz

Die Vorschrift enthält grundlegende Regelungen
über den Besitz der Untergebrachten und konkretisiert
in diesem Bereich den Grundsatz, das Leben im Voll-
zug den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit wie
möglich anzugleichen. Absatz 1 entspricht der gesetz-
lichen Regelung im Bereich des Strafvollzugs und gibt
den Untergebrachten das Recht auf individuelle Aus-
stattung ihrer Zimmer. 

In Absatz 2 wird das Recht zum Besitz, zur An-
nahme und Abgabe von Gegenständen unter Erlaub-
nisvorbehalt gestellt. Ein nach innen weitgehend
geöffneter Vollzug birgt grundsätzlich eine erhöhte
Gefahr unkontrollierter subkultureller Aktivitäten. Aus
diesem Grund ist ein Erlaubnisvorbehalt bei der
Annahme genauso wichtig wie bei der Abgabe von
Gegenständen. Einschränkungen des Rechts zum

persönlichen Besitz sind zulässig, wenn sie zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder aus schwerwiegen-
den Gründen der Ordnung in der Einrichtung erforder-
lich sind. Dabei ist im Vergleich zum Vollzug der Frei-
heitsstrafe ein erhöhter Aufwand bei der Kontrolle der
Zimmer hinzunehmen.

Die Gefährdung der Vollzugsziele ist als weiterer
Ausschlusstatbestand formuliert. Die Regelung greift
beispielsweise dann, wenn Untergebrachte einer ver-
fassungsfeindlichen oder Gewalt verherrlichenden
Ideologie anhängen und an sich nicht verbotene Ge-
genstände – auch in Form von Bildern oder Schriften
– in Besitz haben, die diese Neigung fördern. Gleiches
gilt für Untergebrachte, die wegen einer Straftat gegen
die sexuelle Selbstbestimmung untergebracht und
z.B. im Besitz von Bildern nackter Kinder sind, die
aber nicht als strafrechtlich relevante Kinderpornogra-
phie zu bewerten ist. 

Absatz 3 Satz 1 regelt Ausnahmen vom Erlaubnis-
vorbehalt, die der Einrichtung eine flexible Handha-
bung ermöglichen. Der Begriff der Geringwertigkeit ist
unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse
der Einrichtung auszulegen. In Satz 2 wird klargestellt,
dass es auch für geringwertige Gegenstände einen
Erlaubnisvorbehalt geben kann. Soweit hiervon Ge-
brauch gemacht wird, gilt hinsichtlich der Versagung
der Erlaubnis der Maßstab des Absatzes 2 Satz 2.

Zu § 22

Kleidung

Satz 1 gibt den Untergebrachten einen Rechtsan-
spruch auf das Tragen eigener Kleidung und das Be-
nutzen eigener Bettwäsche unter dem Vorbehalt, dass
sie für Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen
Wechsel auf eigene Kosten sorgen. Die Vorschrift geht
über § 23 HmbStVollzG hinaus. Sicherheitsgründe
rechtfertigen eine Versagung grundsätzlich nicht
mehr. Sicherheitserwägungen aus anderen gesetz-
lichen Bestimmungen bleiben unberührt (z.B. Arbeits-
schutzkleidung). Die Regelung ist Ausdruck des An-
gleichungsgrundsatzes und will die Selbständigkeit
der Untergebrachten und ihr Verantwortungsgefühl für
die eigenen Belange fördern.

Satz 2 regelt die Bereitstellung und erstmals die
persönliche Zuordnung von Kleidung und Bettwäsche
durch die Einrichtung.

Zu § 23

Verpflegung

Absatz 1 bestimmt, dass die Untergebrachten
grundsätzlich an der Gemeinschaftsverpflegung der
Einrichtung teilnehmen. Die Regelung ist Ausprägung
des Fürsorgegrundsatzes. Danach ist die Einrichtung
für eine ausreichende Versorgung mit Nahrungsmit-
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teln zuständig und muss diese sicherstellen. Die Ein-
richtung hat für eine gesunde Ernährung zu sorgen.
Bei Bedarf erhalten die Untergebrachten auf ärztliche
Anordnung besondere Verpflegung. Den Unterge-
brachten ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer
Religionsgemeinschaft zu befolgen.

Absatz 2 Satz 1 eröffnet den Untergebrachten
unter den genannten Voraussetzungen die Möglich-
keit, sich ganz oder auch nur teilweise selbst zu ver-
pflegen. Damit sollen Verantwortung und Selbststän-
digkeit für diesen Lebensbereich gefördert werden. Es
entspricht den allgemeinen Lebensverhältnissen
außerhalb des Vollzugs, selbst zu entscheiden, wie
man sich ernährt, ob man sich seine Mahlzeiten selbst
zubereitet oder von Dritten bezieht. Dieser Grundsatz
soll während der Zeit der Unterbringung aufrechter-
halten werden. Die Grenze ist dort zu ziehen, wo
Gründe der Sicherheit oder schwerwiegende Gründe
der Ordnung der Einrichtung einer Selbstverpflegung
entgegenstehen. Dies könnte zum Beispiel bei einer
durchgreifenden Beeinträchtigung der Hygiene oder
zur Abwendung von Gesundheitsgefahren für die Un-
tergebrachten der Fall sein.

Satz 2 verdeutlicht, dass die Einrichtung auch im
Rahmen der Selbstversorgung als Maßnahme zur
Förderung der Lebenstüchtigkeit in der Pflicht ist, die
Untergebrachten zu einer gesunden Ernährung anzu-
leiten, beispielsweise durch die Hinzuziehung von
Ernährungsberatern oder das Angebot von Koch-
kursen.

Absatz 3 ist Folge der freien Entscheidung, nicht
an der Gemeinschaftsverpflegung teilzunehmen. Die
Untergebrachten erhalten in diesem Fall einen zweck-
gebundenen Zuschuss zum Einkauf, der mindestens
den ersparten Aufwendungen der Einrichtung für die
Verpflegung der Untergebrachten entspricht. Ein
höherer Zuschuss ist insbesondere dann vorzusehen,
wenn die vorhandenen finanziellen Mittel der Unterge-
brachten nicht genügen, um Lebensmittel in entspre-
chendem Umfang einzukaufen. Alternativ dazu kann
die Einrichtung den Untergebrachten nach Satz 3
auch Lebensmittel zur Verfügung stellen.

Zu § 24

Einkauf

Nach Absatz 1 Satz 1 erhalten die Untergebrach-
ten mindestens einmal wöchentlich die Möglichkeit,
unter Vermittlung der Einrichtung einzukaufen. Der
Einkauf ist so auszugestalten, dass die Untergebrach-
ten sich in Angleichung an die Lebensverhältnisse
außerhalb der Einrichtung selbst verpflegen können.
Um der Bildung einer Subkultur und dem unerlaubten
Handel in der Einrichtung begegnen zu können, setzt
die Bestimmung voraus, dass der Einkauf im Einzelfall

auf ein angemessenes Maß, beispielsweise zahlen-
mäßig oder auf bestimmte Produkte, begrenzt werden
kann. Die Möglichkeit der Begrenzung ist insbeson-
dere wegen der Regelung in Absatz 3 erforderlich,
nach der die Untergebrachten – im Gegensatz zu
Strafgefangenen – neben dem Hausgeld auch freies
Eigengeld zum Erwerb von Nahrungs-, Genuss- und
Körperpflegemitteln verwenden können. 

Satz 2 verlangt als Ausprägung des Angleichungs-
grundsatzes, dass die Einrichtung auf ein umfassen-
des Angebot insbesondere an Nahrungs-, Genuss-
und Körperpflegemitteln hinwirkt. § 23 Absatz 2, der
die Möglichkeit der Selbstverpflegung ausdrücklich
vorsieht, setzt voraus, dass insbesondere frische
Obst- und Gemüseprodukte, aber auch Eier sowie
Fleisch- und Milchprodukte erworben werden können.
Auf Wünsche und Bedürfnisse der Untergebrachten
ist Rücksicht zu nehmen. Ein Anspruch darauf, dass
bestimmte Produkte in das Sortiment aufgenommen
werden, wird dadurch nicht geschaffen.

Nach Absatz 2 ist aus Gründen der Sicherheit oder
Ordnung der Einrichtung ein teilweiser oder gänz-
licher Ausschluss von Produkten möglich. 

Nach Absatz 3 können die Untergebrachten die
ihnen frei zur Verfügung stehenden Geldbeträge
– Haus- und freies Eigengeld – ohne Beschränkung
für den Einkauf verwenden. Damit wird ein Abstand zu
Strafgefangenen hergestellt, denen der Einkauf von
Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemitteln regel-
mäßig nur vom Hausgeld gestattet ist. 

Zu Abschnitt 4

Verkehr mit Personen außerhalb der Einrichtung

Zu § 25 

Grundsatz 

Die Vorschrift enthält den für den Abschnitt 4
„Außenkontakte“ maßgeblichen Grundsatz, wonach
die Untergebrachten im Rahmen der Bestimmungen
dieses Gesetzes das Recht haben, Kontakte mit Per-
sonen außerhalb der Einrichtung zu pflegen (Satz 1).
Sie ist § 23 StVollzG entlehnt, enthält jedoch in Satz 2
zusätzlich die ausdrückliche Verpflichtung zur Förde-
rung der Erhaltung und Schaffung des sozialen Emp-
fangsraums. 

Außenkontakte können hierbei nach Maßgabe der
nachfolgenden Vorschriften durch Besuche, Telefon-
gespräche, Schriftwechsel, andere durch die Auf-
sichtsbehörde zuzulassende Formen der Telekommu-
nikation sowie durch den Empfang und das Versenden
von Paketen geknüpft und aufrechterhalten werden.
Sie dienen der Schaffung, Aufrechterhaltung und
Stärkung familiärer und anderer sozialer Bindungen,
die über die Zeit der Unterbringung hinausreichen und
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daher für die Wiedereingliederung der Untergebrach-
ten von besonderer Bedeutung sind. Eine herausge-
hobene Stellung kommt in diesem Zusammenhang
auch der Verfassungsgarantie von Ehe und Familie
nach Artikel 6 Absatz 1 GG zu.

Der Kontakt kann aus bestimmten, in den nachfol-
genden Vorschriften aufgeführten Gründen über-
wacht, abgebrochen, beschränkt oder untersagt wer-
den. Schreiben können angehalten werden. Die Be-
stimmungen des Abschnitts suchen so einen Aus-
gleich zwischen dem Interesse der Untergebrachten
an möglichst umfangreichen und unbeschränkten
Außenkontakten einerseits und etwa den Belangen
der Sicherheit oder Ordnung sowie der Erreichung der
Vollzugsziele andererseits zu finden. 

Die §§ 25 ff. enthalten keine abschließende Rege-
lung zu den Außenkontakten. So kommt eine Schaf-
fung, Aufrechterhaltung und Stärkung von Außenkon-
takten beispielsweise auch durch Gewährung von
Lockerungen (§§ 13 bis 15) in Betracht.

Zu § 26

Besuch

Die Vorschrift konkretisiert das in § 25 enthaltene
Recht auf Außenkontakte für den Besuch. Sie berück-
sichtigt die Forderung des Bundesverfassungsge-
richts (a.a.O. Rn. 115), wonach „die Gegebenheiten in-
nerhalb der Einrichtung (…) ausreichende Besuchs-
möglichkeiten zur Aufrechterhaltung familiärer und so-
zialer Außenkontakte bereithalten [müssen].“ Die Vor-
schrift beinhaltet insgesamt eine gegenüber § 26
HmbStVollzG deutliche Erweiterung des Rechts auf
Besuch. Hierdurch wird die Bedeutung der Besuchs-
kontakte insbesondere für die Wiedereingliederung
der Untergebrachten betont. Absatz 1 Satz 1 normiert
das Recht der Untergebrachten, regelmäßig Besuch
empfangen zu dürfen. Satz 2 sieht eine Mindestbe-
suchszeit von zehn Stunden im Monat vor. Diese liegt
damit deutlich über der in § 26 Absatz 1 Satz 2
HmbStVollzG vorgesehenen Mindestbesuchszeit von
einer Stunde im Monat. Der Wortlaut der Vorschrift
macht deutlich, dass auch über die 10-Stundengrenze
hinaus weitere Besuche ermöglicht werden sollen. 

Absatz 2 enthält die gesetzliche Regelung des be-
reits im Vollzug der Freiheitsstrafe praktizierten Lang-
zeitbesuchs. Dieser wird als über Absatz 1 hinausge-
hender mehrstündiger unbeaufsichtigter Besuch defi-
niert. Im Falle der Eignung der Untergebrachten sollen
ihnen über das Recht auf Besuch nach Absatz 1 hin-
aus Langzeitbesuche ermöglicht werden, wenn dies
zur Förderung familiärer, partnerschaftlicher oder
ihnen gleichzusetzender Kontakte der Untergebrach-
ten geeignet erscheint. Die Regelung dient dem
Zweck der Pflege enger Bindungen gerade auch bei

Untergebrachten, denen über Ausführungen hinaus
keine Vollzugslockerungen gewährt werden können.
Bei der Eignungsprüfung für den Langzeitbesuch
berücksichtigt die Leitung der Einrichtung, dass die
Besuche ohne Aufsicht stattfinden. 

Zu den Regelungen in Absatz 3 und 4 ergeben sich
keine Besonderheiten gegenüber den gesetzlichen
Regelungen für den Vollzug der Freiheitsstrafe, sie
entsprechen § 26 Absatz 5 und 6 HmbStVollzG.

Zu § 27

Überwachung der Besuche

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 27 HmbSt-
VollzG.

Zu § 28

Besuche von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
und Notarinnen und Notaren

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe. Die Vorschrift entspricht mit einer redaktio-
nellen Anpassung in Absatz 4 § 28 HmbStVollzG.

Zu § 29

Schriftwechsel

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 29 HmbSt-
VollzG.

Zu § 30

Überwachung des Schriftwechsels

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 30 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 31

Anhalten von Schreiben

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 31 HmbSt-
VollzG.

Zu § 32

Telekommunikation

Abweichend von § 32 HmbStVollzG normiert Ab-
satz 1 Satz 1 einen Anspruch der Untergebrachten auf
Gestattung von unter Vermittlung der Einrichtung ge-
führten Telefongesprächen. Das Strafvollzugsgesetz
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enthält demgegenüber lediglich einen Anspruch der
Gefangenen auf ermessensfehlerfreie Entscheidung.
Die Regelung berücksichtigt den hohen Stellenwert
von Telefongesprächen für die Kommunikation der
Untergebrachten mit der Außenwelt. 

Beschränkungen dieses Anspruchs sind nach
Satz 3 zu Zeiten der Nachtruhe zulässig. 

Die Mitteilungspflicht über die beabsichtigte Über-
wachung von Telefongesprächen nach Satz 4 gegen-
über den Untergebrachten und den Gesprächspart-
nern trifft die Einrichtung. Da durch die Überwachung
auch ein Eingriff in die Grundrechte der Gesprächs-
partner erfolgt, kann die Mitteilung nicht den Unter-
gebrachten überlassen bleiben.

Im Übrigen entspricht die Vorschrift § 32 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 33

Pakete

Absatz 1 Satz 1 normiert abweichend von § 33 Ab-
satz 1 HmbStVollzG einen Anspruch der Unterge-
brachten auf Paketempfang. Beschränkungen dieses
Anspruchs folgen aus Satz 2. Hiernach kann die Ein-
richtung Gewicht und Größe der Sendungen festset-
zen und einzelne Gegenstände vom Paketempfang
ausnehmen, wenn die Sicherheit oder Ordnung der
Einrichtung oder die Erreichung der Vollzugsziele
nach § 2 gefährdet werden.

Absatz 2 Satz 1 verleiht den Untergebrachten
einen Anspruch auf Paketversand, ohne diesen wie in
§ 33 Absatz 3 Satz 1 HmbStVollzG in das Ermessen
der Vollzugsbehörde zu stellen. Eine Untersagung des
Versands kann nach Satz 2 aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung erfolgen. Satz 3 der
Bestimmung greift die Regelung in § 33 Absatz4
Satz 2 StVollzG auf und gestattet die Kontrolle des
Inhaltes der Pakete, um die Entscheidung über die Un-
tersagung des Versands nach Satz 2 zu ermöglichen. 

Absatz 3 und 4 entsprechen der Bestimmung in
§ 33 Absatz 2 und 4 HmbStVollzG, da sich keine Be-
sonderheiten gegenüber den gesetzlichen Regelun-
gen für den Vollzug der Freiheitsstrafe ergeben. 

Zu Abschnitt 5

Arbeit, Beschäftigung

Zu § 34

Beschäftigung

Absatz 1 beschreibt die Beschäftigungsangebote
für die Untergebrachten. Ihnen sollen nach Satz 1 viel-
fältige Beschäftigungsmöglichkeiten angeboten wer-
den, die ihre individuellen Fähigkeiten, Fertigkeiten
und Neigungen berücksichtigen. Als Beschäftigungs-

formen ausdrücklich benannt werden Arbeit, arbeits-
therapeutische Maßnahmen sowie schulische und be-
rufliche Bildung. Dieses abgestufte System ermöglicht
sowohl die Beseitigung individueller Bildungsdefizite
als auch die Erhaltung bzw. Förderung beruflicher
Fähigkeiten. 

Satz 2 trägt dem Abstandsgebot Rechnung und
stellt klar, dass für die Untergebrachten auf Grund des
ihnen auferlegten Sonderopfers keine Arbeitspflicht
besteht. Dies stellt einen erheblichen Unterschied zu
der Regelung des § 38 Absatz 1 HmbStVollzG dar. 

Insbesondere trägt die Vorschrift der Tatsache
Rechnung, dass eine große Zahl von Untergebrachten
entweder noch nie in das Arbeitsleben integriert war
oder beispielsweise auf Grund von psychischen Pro-
blemen oder einer Alkohol- oder Drogenabhängigkeit
arbeitsentwöhnt ist. Sie müssen durch besondere
Maßnahmen erst langsam und schrittweise an die An-
forderungen des Arbeitslebens herangeführt werden.
Absatz 1 geht weiter davon aus, dass schulische und
berufliche Qualifizierungsmaßnahmen wesentlich zur
Verbesserung der Eingliederungschancen der Unter-
gebrachten in das Berufsleben nach der Entlassung
beitragen. Untergebrachte verfügen teilweise weder
über einen Schul- noch über einen Berufsabschluss.
Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung
sowie berufliche Vorbereitung sind daher grundlegend
für ihren weiteren beruflichen Werdegang. Erst durch
eine entsprechende Qualifizierung haben die Unterge-
brachten nach der Entlassung überhaupt Chancen auf
dem Arbeitsmarkt. 

Absatz 2 beschreibt das vorrangige Ziel der Be-
schäftigung der Untergebrachten. Ihnen sollen die
Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine regelmäßige Er-
werbstätigkeit zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach der Entlassung und eine geordnete Tagesstruk-
tur vermittelt werden. Die Untergebrachten sollen
durch eine auf ihre persönlichen Bedürfnisse abge-
stimmte Beschäftigung in die Lage versetzt werden,
nach ihrer Entlassung in der Arbeits- und Berufswelt
zu bestehen und dadurch für ihren Lebensunterhalt
sorgen zu können, statt auf Leistungen Dritter ange-
wiesen zu sein. Sowohl Absatz 1 Satz 1 als auch
Absatz 2 lehnen sich inhaltlich deutlich an die für
Strafgefangene geltenden Vorschriften des § 34
HmbStVollzG-E an. 

Absatz 3 ermöglicht es den Untergebrachten, sich
unter den genannten Bedingungen selbst zu beschäf-
tigen. 

Absatz 4 eröffnet den Untergebrachten die Mög-
lichkeit, ein freies Beschäftigungsverhältnis außerhalb
der Einrichtung einzugehen. Satz 2 regelt die entspre-
chende Anwendung des § 13 Absatz 1 Nummer 4 und
Absatz 2. 
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Zu § 35

Freistellung 

Die Bestimmung gewährt den Untergebrachten
einen Rechtsanspruch auf bezahlte Freistellung von
der Arbeit. Sie trägt dem Angleichungsgrundsatz
Rechnung und bringt zum Ausdruck, dass auch die
Untergebrachten der Erholung bedürfen, wenn sie
längere Zeit gearbeitet haben. Absatz 1 Satz 1 ge-
währt den Untergebrachten nach einem halben Jahr
Arbeit einen Anspruch auf eine elftägige Freistellung
von der Arbeit. Diese entspricht der Freistellung für
Strafgefangene nach § 39 HmbStVollzG. 

Absatz 4 sieht einen Anspruch auf Freistellung
auch für arbeitstherapeutische Maßnahmen sowie
schulische und berufliche Bildung vor. 

Im Übrigen entspricht die Vorschrift § 39 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 36

Vergütung 

Die Vorschrift regelt in Absatz 1 Satz 1 die Entloh-
nung für geleistete Arbeit. Soweit die Untergebrachten
eine angebotene Arbeit oder arbeitstherapeutische
Beschäftigung ausüben, steht ihnen ein Rechts-
anspruch auf monetäre Vergütung zu. Da es sich um
freiwillige Arbeit und nicht um Pflichtarbeit handelt,
entfallen nicht-monetäre Komponenten. Zum Aus-
gleich wird die Höhe der Vergütung gegenüber den
Strafgefangenen von neun auf 16 Prozent der Be-
zugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch angehoben, die als Eckvergütung legaldefi-
niert ist. Durch die Erhöhung erhalten die Unterge-
brachten die finanzielle Basis für eine möglichst
eigenverantwortliche Lebensführung während der Un-
terbringung, insbesondere die Möglichkeit zur Selbst-
verpflegung. Die Anhebung unterstreicht zudem den
behandlerischen Aspekt der Arbeit und die besondere
Bedeutung zur Förderung der Fähigkeiten der Unter-
gebrachten für eine Erwerbstätigkeit nach der Entlas-
sung. Die Erhöhung soll die Untergebrachten zur An-
nahme von Arbeitsangeboten zusätzlich motivieren. 

Nach Absatz 2 Satz 1 kann die Vergütung entspre-
chend der Leistung der Untergebrachten und der Art
der Arbeit gestuft werden. Insoweit ergibt sich keine
Abweichung zum geltenden Recht im Strafvollzug. In
Satz 2 ist jedoch nunmehr eine Mindeststufe von 75
Prozent vorgesehen, die – anders als im Strafvollzug –
auch nicht ausnahmsweise unterschritten werden
darf. Dadurch soll vermieden werden, dass die durch
Erhöhung der Entlohnung vorgesehene Besserstel-
lung durch eine unbegrenzte Herabstufung der Vergü-
tung unterlaufen wird. 

Zu § 37

Ausbildungsbeihilfe, Entgeltfortsetzung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 41 HmbSt-
VollzG-E.

Zu § 38

Arbeitslosenversicherung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 42 HmbSt-
VollzG.

Zu § 39

Vergütungsordnung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 43 HmbSt-
VollzG.

Zu Abschnitt 6

Gelder der Untergebrachten

Zu § 40

Grundsatz

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 44 HmbSt-
VollzG-E.

Zu § 41

Hausgeld

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 45 HmbSt-
VollzG.

Zu § 42

Taschengeld

Untergebrachte erhalten auf Antrag Taschengeld.
Voraussetzung für die Gewährung ist die Bedürftigkeit
der Untergebrachten, bei der insbesondere Einkünfte
aus Beschäftigung und sonstige – externe – Geldmit-
tel zu berücksichtigen sind. In entsprechender Anwen-
dung des Rechtsgedankens der Sozialhilfe sollen die
Untergebrachten ohne entsprechende Einkünfte die
Möglichkeit erhalten, Bedürfnissen, die über die
Grundversorgung durch die Einrichtung hinausgehen,
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nachzukommen, wie etwa zusätzliche Lebensmittel
und Hygieneartikel. Die Regelung sieht für bedürftige
Untergebrachte eine Erhöhung des Taschengelds auf
24 Prozent der durchschnittlichen Arbeitsvergütung
vor, die gemäß § 34 Absatz 1 von neun auf 16 Prozent
der Bezugsgröße angehoben worden ist. Das Ta-
schengeld der Untergebrachten entspricht damit im
Wesentlichen dem Mindesttaschengeld, welches etwa
Bewohnern in Pflegeheimen in Höhe von ca. 100 Euro
monatlich zusteht. Durch die Erhöhung soll auch für
unbeschäftigte Untergebrachte eine finanzielle Basis
für eine möglichst eigenverantwortliche Lebens-
führung während der Unterbringung geschaffen wer-
den. 

Außerdem sieht Satz 2 für behandlungswillige Un-
tergebrachte ein um 50 Prozent erhöhtes Taschengeld
vor. Hierdurch soll für diese Untergebrachten ein An-
reiz zur Mitwirkung an den notwendigen Behand-
lungsmaßnahmen geschaffen werden. 

Zu § 43

Überbrückungsgeld

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 47 HmbSt-
VollzG.

Zu § 44

Eigengeld

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht mit einer
redaktionellen Anpassung § 48 HmbStVollzG.

Zu § 45

Unterbringungskosten, Kostenbeteiligung

Absatz 1 bestimmt, dass die Untergebrachten – im
Unterschied zu Strafgefangenen – nicht an den Kos-
ten für Unterkunft und Gemeinschaftsverpflegung be-
teiligt werden. Da der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung eine Freiheitsentziehung zum Schutz der Allge-
meinheit ist und nicht mehr dem Schuldausgleich
dient, sollen die Untergebrachten an den Kosten der
Unterbringung nicht mehr beteiligt werden. 

In Bezug auf die Möglichkeit zur Erhebung von
Stromkosten ergeben sich keine Besonderheiten ge-
genüber den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug
der Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 49 Ab-
satz 3 HmbStVollzG.

Zu Abschnitt 7

Freizeit

Zu § 46

Allgemeines

Freizeit im Vollzug der Sicherungsverwahrung
dient zwar auch der zweckfreien Entspannung und Er-
holung. Die Untergebrachten sollen aber nicht nur
konsumieren, sondern eigene positive Neigungen und
Begabungen herausfinden. Eine so verstandene Frei-
zeitgestaltung dient der positiven Entwicklung der Per-
sönlichkeit. Die während der Unterbringung erlernten
Verhaltensmuster und die dort erfahrenen Angebote
können auch nach der Entlassung als Richtschnur für
den Umgang mit freier Zeit dienen. Ein strukturiertes
Freizeitverhalten bietet Chancen für wichtige Lern-
erfahrungen, den Erwerb sozialer Kompetenzen und
stärkt die körperliche und psychische Gesundheit.
Deshalb besteht ein unmittelbarer Zusammenhang
zwischen der Ausgestaltung der Freizeit und den Voll-
zugszielen. 

Absatz 1 verpflichtet die Einrichtung dementspre-
chend, geeignete Angebote zur Freizeitgestaltung vor-
zuhalten. Dafür müssen insbesondere ausreichend
Räume bereitgestellt werden. Die Angebote beziehen
sich vor allem auf Freizeitgruppen mit kulturellen The-
menschwerpunkten und Sportangebote, aber auch
auf weiterbildende Maßnahmen wie Fremdsprachen-
und Musikunterricht. Zur Durchführung der Freizeit-
angebote kann die Einrichtung in Ausprägung des
Öffnungsgrundsatzes Externe, beispielsweise Volks-
hochschulen, Sportvereine, Kirchengemeinden und
ehrenamtliche Mitarbeiter gewinnen. 

Die Einrichtung hat eine angemessen ausgestat-
tete Bücherei zur Verfügung zu stellen. Dies erfordert
Medien zur Unterhaltung und Fortbildung. Sie sind im
notwendigen Umfang auch in gängigen Fremdspra-
chen vorzuhalten. Zu achten ist auf eine regelmäßige
Aktualisierung des Bestandes, da nur so das Interesse
der Untergebrachten an der Nutzung der Einrich-
tungsbücherei geweckt und erhalten werden kann.

Nach Absatz 2 hat die Einrichtung die Aufgabe, die
Untergebrachten zur Teilnahme und Mitwirkung an
Angeboten der Freizeitgestaltung zu motivieren und
anzuleiten, da diese oftmals keine Erfahrungen mit
strukturierter Freizeit haben. So kann einer Lethargie
und Passivität der Untergebrachten entgegengewirkt
werden. Diese Aufgabe entspricht dem verfassungs-
rechtlichen Motivierungsgebot im Rahmen der Siche-
rungsverwahrung. Bei der Erstellung und Durch-
führung der Freizeitangebote soll die Einrichtung
gemäß Satz 2 auch die Behandlung der Unterge-
brachten berücksichtigen. 
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Zu § 47

Zeitungen und Zeitschriften

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht im Wesentli-
chen § 51 HmbStVollzG. Die in § 51 HmbStVollzG für
Strafgefangene vorgenommene Begrenzung auf
einen angemessenen Umfang ist nicht übernommen
worden.

Zu § 48

Rundfunk

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 52 HmbSt-
VollzG.

Zu § 49

Gegenstände der Freizeitbeschäftigung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht im Wesentli-
chen § 53 HmbStVollzG.

Die in § 53 HmbStVollzG für Strafgefangene vor-
genommene Begrenzung auf einen angemessenen
Umfang ist nicht übernommen worden.

Zu Abschnitt 8

Religionsausübung

Zu § 50

Seelsorge

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 54 HmbSt-
VollzG.

Zu § 51

Religiöse Veranstaltungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 55 HmbSt-
VollzG.

Zu § 52

Weltanschauungsgemeinschaften

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der

Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 56 HmbSt-
VollzG.

Zu Abschnitt 9

Gesundheitsfürsorge

Die Gesundheitsfürsorge umfasst die gesundheit-
liche Betreuung, die Art und den Umfang der zu
erbringenden Leistungen sowie die Mitwirkungspflich-
ten der Untergebrachten. Ziel ist die Aufrechterhal-
tung und Wiederherstellung der Gesundheit durch
ärztliche Behandlung, medizinische Versorgung und
sonstige Maßnahmen der Gesundheitsfürsorge. Sie
gilt in gleicher Weise für Strafgefangene und für Un-
tergebrachte in der Sicherungsverwahrung. Geson-
derte Regelungen zur Zielrichtung sind bei der Siche-
rungsverwahrung nicht veranlasst; auch das Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2011 ent-
hält insoweit keine Vorgaben. Bei der inhaltlichen Aus-
gestaltung der Gesundheitsfürsorge besteht ebenfalls
kein Grund, eine Besserstellung in der Sicherungsver-
wahrung im Verhältnis zum Strafvollzug herbeizu-
führen. Dort richtet sich der Leistungsumfang nach
den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs und ent-
spricht bereits weitgehend dem hohen Niveau der ge-
setzlich Versicherten. Eine freie Arztwahl, wie sie ge-
setzlich Versicherten zusteht, ließe sich nur durch er-
hebliche Mehrkosten und Mehraufwand umsetzen,
ohne dass eine Steigerung der Qualität der ärztlichen
Versorgung zu erwarten wäre. Die erheblichen Mehr-
kosten müssten den Untergebrachten auferlegt wer-
den, obwohl dies wegen nicht ausreichender Finanz-
mittel in der Regel nicht möglich sein wird. Von einer
freien Arztwahl wird daher abgesehen. 

Besonderheiten sind im Hinblick auf die Alters-
struktur der Untergebrachten denkbar. Lebensältere
Untergebrachte dürften einen erhöhten Bedarf an ge-
riatrischen bzw. pflegerischen Leistungen aufweisen.
Solche Leistungen werden aber auch für ältere Gefan-
gene im Strafvollzug vorgehalten. Für eine Sonderre-
gelung in der Sicherungsverwahrung besteht daher
kein Anlass. Zudem dürfte bei nicht nur vorüberge-
hender Pflegebedürftigkeit die Gefährlichkeit der Un-
tergebrachten in Frage stehen, so dass die Fortdauer
der Unterbringung in der Regel entfallen dürfte. Es be-
steht daher kein Anlass, spezifische Regelungen für
Untergebrachte zu entwickeln. 

Zu § 53

Gesundheitsuntersuchungen, Vorsorgeleistungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 57 HmbSt-
VollzG.
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Zu § 54

Krankenbehandlung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 58 HmbSt-
VollzG-E.

Zu § 55

Versorgung mit Hilfsmitteln

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe. Die Vorschrift entspricht mit einer redaktio-
nellen Anpassung § 59 HmbStVollzG.

Zu § 56

Art und Umfang der Leistungen, Kostenbeteiligung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 60 HmbSt-
VollzG.

Zu § 57

Behandlung aus besonderem Anlass

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 61 HmbSt-
VollzG.

Zu § 58

Aufenthalt im Freien

Die Vorschrift gibt den Untergebrachten unabhän-
gig von der ihnen nach § 20 Absatz 2 eröffneten
grundsätzlichen Bewegungsmöglichkeit ein Recht auf
einen Aufenthalt im Freien aus gesundheitlichen
Gründen. Dieser Aufenthalt beträgt wie in § 62 HmbSt-
VollzG eine Stunde. Abweichend vom Vollzug der
Freiheitsstrafe wird bei den Untergebrachten das
Recht auf einen einstündigen Aufenthalt im Freien aus
Witterungsgründen nicht eingeschränkt.

Zu § 59

Überstellung, Verlegung zum Zweck der Behandlung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 63 HmbSt-
VollzG.

Zu § 60

Behandlung während Lockerungen,
freies Beschäftigungsverhältnis

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der

Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht mit einer re-
daktionellen Anpassung § 65 HmbStVollzG.

Zu § 61

Schwangerschaft und Mutterschaft,
Mütter mit Kindern

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 66 und § 21
HmbStVollzG. 

Zu § 62

Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

Bezüglich der Benachrichtigung von Angehörigen
ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber den
gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe. Die Vorschrift entspricht insoweit § 67
HmbStVollzG. Absatz 3 greift durch die Verweisung
auf § 406d Absätze 2 und 3 StPO Aspekte des Opfer-
schutzes auf. Auf Antrag ist den Opfern auch mitzutei-
len, dass ein Untergebrachter verstorben ist.

Zu Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

Zu § 63

Verhaltensregelungen, Zusammenleben

Die Bestimmung enthält allgemeine Verhaltens-
pflichten. Absatz 1 Satz 1 untersagt den Unterge-
brachten die Störung des geordneten Zusammen-
lebens in der Einrichtung. Die Bestimmung verdeut-
licht, dass dieses auch vom Verhalten der Unterge-
brachten abhängt und nicht allein durch die Bedien-
steten hergestellt werden kann. Die Einrichtung hat
gemäß Satz 2 auf eine entsprechende Bewusstseins-
bildung hinzuwirken. Nach Satz 3 sollen die Unterge-
brachten vorrangig zu einer einvernehmlichen Streit-
beilegung befähigt werden und so bei auftretenden
Konflikten freiwillig und eigenverantwortlich eine kon-
sensuale Lösung anstreben.

Nach Absatz 2 Satz 1 müssen die Untergebrachten
Anordnungen auch dann befolgen, wenn sie mit die-
sen nicht einverstanden sind. Diese Gehorsamspflicht
setzt jedoch stets rechtmäßige Anordnungen der Be-
diensteten voraus, welche auf einer eigenen Rechts-
grundlage außerhalb des Absatzes 2 Satz 1 beruhen
müssen. Satz 2 übernimmt die Regelung in § 68 Ab-
satz 2 Nummer 4 HmbStVollzG. Danach dürfen die
Untergebrachten die ihnen zugewiesenen Bereiche
nicht ohne Erlaubnis verlassen. 

Absatz 3 verpflichtet die Untergebrachten, die Zim-
mer und die ihnen von der Einrichtung überlassenen
Gegenstände sorgsam zu behandeln und zu reinigen.
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Absatz 4 übernimmt die Regelung in § 68 Absatz 2
Nummer 6 HmbStVollzG, die eine Meldepflicht bei be-
stimmten Gefahren begründet.

Zu § 64

Persönlicher Gewahrsam

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht im Wesent-
lichen § 69 HmbStVollzG. 

Zu § 65

Durchsuchung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 70 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 66

Erkennungsdienstliche Maßnahmen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 71 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 67

Feststellung von Suchtmittelmissbrauch

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 72 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 68

Festnahmerecht

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 73 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 69

Besondere Sicherungsmaßnahmen

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 74
HmbStVollzG. 

Abweichend hiervon wird in Absatz 3 Satz 2 be-
stimmt, dass bei Untergebrachten bereits eine Einzel-
haft von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer in einem
Jahr der Zustimmung der Aufsichtsbehörde bedarf. 

Zu § 70

Anordnungsbefugnis, Verfahren

Die in Absatz 2 festgelegte Unterrichtung der an
der Behandlung maßgeblich beteiligten Personen
über die Anordnung der besonderen Sicherungsmaß-
nahmen soll über die bloße Information hinaus, die
z.B. für die terminliche Planung von laufenden
Behandlungsmaßnahmen von Bedeutung sein kann,
sicherstellen, dass der Umstand, der zur Anordnung
der besonderen Sicherungsmaßnahme geführt hat,
auch bei der Behandlung und Vollzugsplanung
Berücksichtigung findet.

Im Übrigen ergeben sich keine Besonderheiten ge-
genüber den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug
der Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht insoweit
§ 75 HmbStVollzG. 

Zu § 71

Ärztliche Überwachung besonderer
Sicherungsmaßnahmen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 77 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 72

Ersatz von Aufwendungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 77 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

Zu § 73

Begriffsbestimmungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 78 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 74

Voraussetzungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 79 HmbSt-
VollzG. 
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Zu § 75

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 80 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 76

Handeln auf Anordnung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 81 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 77

Androhung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 82 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 78

Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 83 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 79

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 84 HmbSt-
VollzG-E.

Zu Abschnitt 12

Pflichtwidrigkeiten der Untergebrachten

Disziplinarmaßnahmen bezwecken die Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und des geordneten Zusam-
menlebens in der Einrichtung. Sie müssen zu den vor-
genannten Zwecken in geschlossenen Vollzugsein-
richtungen unabhängig davon zur Verfügung stehen,
ob es sich um Strafgefangene oder Untergebrachte
handelt. 

Der besonderen Situation der Untergebrachten ist
jedoch an einigen Stellen Rechnung getragen. So
zum Beispiel in 

– § 81 Absatz 1 durch Anpassung von Art und Um-
fang der in Betracht kommenden Disziplinarmaß-
nahmen,

– § 80 Absatz 3 durch Möglichkeiten der einver-
nehmlichen Streitbeilegung, 

– § 81 Absatz 5 durch die Aufarbeitung im Rahmen
der Behandlung und 

– § 82 Absatz 4, der einen Behandlungsvorrang nor-
miert. 

Zu § 80

Disziplinarmaßnahmen

Absatz 1 zählt in Nummer 1 bis Nummer 5 die Ver-
stöße konkret auf und trägt damit dem Bestimmtheits-
grundsatz Rechnung. Der Katalog der Verstöße wird
gegenüber dem für Strafgefangenen in § 85 Absatz 2
HmbStVollzG-E beschränkt. 

Absatz 2 sieht wie § 85 Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz
vor, dass von Disziplinarmaßnahmen abgesehen wer-
den kann, wenn eine Verwarnung genügt.

Absatz 3 soll Möglichkeiten einer einvernehm-
lichen Streitbeilegung unter Vermittlung der Einrich-
tung fördern. Gerade bei Untergebrachten, die
größere Freiheiten im täglichen Zusammenleben in
der Einrichtung genießen, erscheint es angezeigt, in-
terne Konflikte aufzuarbeiten und zu beseitigen. Mit
den Untergebrachten können in geeigneten Fällen
Gespräche mit dem Ziel des Abschlusses einer Ver-
einbarung geführt werden. Sie können sich beispiels-
weise zur Wiedergutmachung des Schadens oder zur
Entschuldigung bei den Geschädigten bereit erklären.
Erfüllen sie ihren Teil der Vereinbarung, so ist eine Dis-
ziplinarmaßnahme entsprechend der Vereinbarung zu
mildern oder nicht anzuordnen. Durch die aktive Mit-
wirkung der Untergebrachten an der Aufarbeitung
ihres Verhaltens und die ausgleichende Aufarbeitung
von Konflikten kann das störungsfreie Zusammenle-
ben in der Wohngruppe positiv beeinflusst werden.
Zudem lernen die Untergebrachten geeignete Strate-
gien zur Lösung von Konflikten, die in ähnlicher Form
gewöhnlich auch im Alltag in Freiheit z.B. bei Voll-
zugslockerungen und insbesondere nach ihrer Entlas-
sung auftreten. 

Zu § 81

Arten der Disziplinarmaßnahmen

Absatz 1 regelt abschließend die zulässigen Diszi-
plinarmaßnahmen. Art und Dauer der Maßnahmen
wurden im Hinblick auf die besondere rechtliche Si-
tuation der Untergebrachten angepasst und begrenzt.
Verzichtet wurde auf:

– Entzug des Lesestoffs und des Rundfunkemp-
fangs, weil die Maßnahme die Informationsfreiheit
verletzen kann,

– Entzug von Gegenständen für die Freizeitbeschäf-
tigung mit Ausnahme von Unterhaltungselektro-
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nik, weil auch dies grundsätzlich nicht mehr zeit-
gemäß ist und sich ungünstig auf die Behandlung
auswirken kann,

– Entzug der zugewiesenen Arbeit, weil es – anders
als im Strafvollzug – eine Pflicht zur Arbeit nicht
mehr gibt und gegebenenfalls unter Behandlungs-
gesichtspunkten sogar nachteilig sein kann,

– die Beschränkung des Verkehrs mit der Außenwelt,
weil solche Außenkontakte gerade in der Siche-
rungsverwahrung von besonderer Bedeutung für
die Aufrechterhaltung sozialer Bindungen sind. 

Bei Disziplinarmaßnahmen im Bereich der Freizeit
wurde berücksichtigt, dass Untergebrachte sich nach
§ 20 Absatz 2 außerhalb der Nachtruhe grundsätzlich
wesentlich freier bewegen dürfen als Strafgefangene.
Insoweit sieht das Gesetz nur einen Ausschluss von
einzelnen Freizeitveranstaltungen vor, schafft jedoch
andererseits eine neue Beschränkungsmöglichkeit in
Absatz 3 Nummer 3. In Abweichung vom Grundlagen-
entwurf der Länderarbeitsgruppe ist in Nummer 6 die
Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über
das Hausgeld bis zu einem Monat enthalten. Bei gra-
vierenden Verstößen ist als letztes Mittel der Arrest
(Absatz 1 Nummer 7) auch bei Untergebrachten zur
Sanktionierung unverzichtbar. Die Höchstdauer der
möglichen Einschränkungen wurde gegenüber ver-
gleichbaren Regelungen für Strafgefangene deutlich
reduziert.

Absatz 5 ist eine Ausprägung des therapiegerich-
teten Gesamtkonzepts der Sicherungsverwahrung.
Pflichtverstöße können Ausdruck von der Straffällig-
keit zugrundeliegenden Persönlichkeitsstörungen
sein. Insofern sind unabhängig von einer disziplina-
risch erforderlichen Ahndung die zugrundeliegenden
Pflichtverstöße und deren Ursachen grundsätzlich im
Rahmen der Behandlung aufzuarbeiten und auf den
Stand der Weiterentwicklung der Untergebrachten zu
beziehen. Die Verwendung des Wortes „sollen“ trägt
dem Umstand Rechnung, dass eine solche Aufarbei-
tung von der Mitarbeit der Untergebrachten abhängig
ist, die zwar gefördert aber nicht erzwungen werden
kann.

Im Übrigen entspricht die Vorschrift § 86 HmbSt-
VollzG.

Zu § 82

Vollzug der Disziplinarmaßnahmen,
Aussetzung zur Bewährung

Absatz 3 regelt den Vollzug des Arrests. Nach
Satz 1 werden die Untergebrachten dazu abgeson-
dert. Die Unterbringung in einem besonderen Arrest-
raum ist nach Satz 2 nicht zwingend vorgeschrieben,
um eine größere Flexibilität zu erreichen. Alternativ
kann der Arrest auch in ihren Zimmern vollzogen wer-

den. Satz 3 regelt die weitere Ausgestaltung des
Arrests und legt fest, welche Befugnisse und Rechte
den Untergebrachten entzogen werden können. 

Nach Absatz 4 bleibt die Teilnahme an unauf-
schiebbaren Behandlungsmaßnahmen und am
Gottesdienst vom Arrestvollzug ebenso unberührt wie
der tägliche Aufenthalt im Freien zur Gesunderhal-
tung. 

Im Übrigen entspricht die Vorschrift § 87 HmbSt-
VollzG.

Zu § 83

Anordnungsbefugnis

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 88 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 84

Verfahren

Absatz 3 regelt die Entscheidungsfindung. Nach
Satz 1 soll sich die Leitung der Einrichtung vor der Ent-
scheidung mit Personen besprechen, die an der Voll-
zugsgestaltung mitwirken. Dadurch können deren
spezifischen Kenntnisse bei der Entscheidung berück-
sichtigt werden. Sie kann aber auch ausnahmsweise,
z.B., wenn Eile geboten ist, sofort entscheiden. 

Im Übrigen entspricht die Vorschrift § 89 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 85

Ärztliche Mitwirkung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 90 HmbSt-
VollzG. 

Zu Abschnitt 13

Verfahrensregelungen

Zu § 86

Beschwerderecht

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht im Wesentli-
chen § 91 HmbStVollzG. 

Zu § 87

Anordnung, Aufhebung vollzuglicher Maßnahmen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
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Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 92 HmbSt-
VollzG. 

Zu Teil 3

Vollzugsbehörden

Zu Abschnitt 1

Organisation, Trennungsgrundsätze

Zu § 88

Organisation

Absatz 1 bestimmt die Zuständigkeit der Landes-
justizverwaltung für den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung. 

Absatz 2 und 3 konkretisieren die Anforderungen,
die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
(a.a.O. Rn. 115, 121) an die räumliche und personelle
Gestaltung der Einrichtung zu stellen sind. Danach
muss das normative Gesamtkonzept zum Vollzug der
Sicherungsverwahrung qualitative Anforderungen an
die personelle und sachliche Ausstattung enthalten,
die vom Landeshaushaltsgesetzgeber Beachtung ver-
langen und sicherstellen, dass ausreichende Perso-
nalkapazitäten zur Verfügung stehen, um die Anforde-
rungen eines freiheitsorientierten und therapiegerich-
teten Gesamtkonzepts der Sicherungsverwahrung
praktisch zu erfüllen. Die Einrichtungen müssen bau-
lich so gestaltet sein, dass Therapien und insbeson-
dere Wohngruppenvollzug möglich sind. Wohngrup-
penvollzug dient im Wesentlichen dazu, soziale Kom-
petenzen zu stärken. Soweit die Untergebrachten im
Einzelfall nicht über ein Mindestmaß an Gemein-
schaftsfähigkeit verfügen, ist eine andere Unterbrin-
gung angezeigt.

Absatz 3 gibt der Landesjustizverwaltung vor, die
Einrichtungen bedarfsgerecht auszustatten. Zur Um-
setzung ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstat-
tung von Plätzen zur Durchführung der genannten
Maßnahmen unverzichtbar. Zur Erreichung der Voll-
zugsziele müssen insbesondere ausreichend Thera-
pieplätze vorgehalten werden. 

Absatz 4 sieht die wohnliche und zweckentspre-
chende Einrichtung der Zimmer der Untergebrachten
sowie der Gemeinschafts- und Besuchsräume vor. Bei
der räumlichen Gestaltung sowie der Einrichtung und
Möblierung der Zimmer und der Gemeinschafts- und
Besuchsräume einschließlich des Außenbereichs sind
altersbedingte Erfordernisse zu berücksichtigen. 

In Absatz 5 wird die Festsetzung der Belegungs-
fähigkeit geregelt.

Zu § 89

Trennungsgrundsätze

Die Vorschrift normiert das Trennungsgebot ent-
sprechend den Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts (a.a.O. Rn. 115) und setzt die Bestimmung
des § 66c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b StGB
(Geltung ab 1. Juni 2013) um. 

Absatz 1 ermöglicht die Unterbringung entweder in
eigenständigen Einrichtungen oder in Anstalten des
Strafvollzugs in baulich getrennten Gebäuden oder
Abteilungen. Durch eine Angliederung an große Ju-
stizvollzugsanstalten für Strafgefangene kann deren
Infrastruktur und Sicherheitsmanagement nutzbar ge-
macht und ein differenziertes Arbeits- und Freizeit-
angebot gewährleistet werden, das den individuellen
Fähigkeiten und Neigungen der Untergebrachten hin-
reichend Rechnung trägt (a.a.O. Rn. 115). In diesen
Fällen sieht Absatz 2 eine Ausnahme vom Trennungs-
gebot vor.

Absatz 2 greift ebenfalls Ausführungen des Bun-
desverfassungsgerichts (a.a.O. Rn. 115) zur Anbin-
dung an große Anstalten und der Nutzung der Infra-
struktur auf. Zwar sollen möglichst alle notwendigen
Plätze für die in der Vorschrift genannten Maßnahmen
im Bereich der Einrichtung eingerichtet werden. Je
kleiner die Gruppe der Untergebrachten ist, desto
schwieriger wird es sein, ihnen ein umfassendes, allen
individuellen Bedürfnissen entgegenkommendes An-
gebot zu machen. Maßnahmen, die eine gewisse
Gruppengröße voraussetzen, könnten andernfalls
nicht durchgeführt werden. Durch die Möglichkeit, An-
gebote gemeinsam mit Strafgefangenen zu nutzen,
werden daher die Möglichkeiten für die Untergebrach-
ten erweitert. 

Absatz 3 normiert die Ausnahmen vom Trennungs-
gebot nach § 66c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b
StGB (Geltung ab 1. Juni 2013) unter den materiellen
Voraussetzungen des § 13 Absatz 2, der die Verlegung
und Überstellung von Untergebrachten in eine Anstalt
des Strafvollzugs regelt. Satz 2 macht dabei deutlich,
dass das Abstandsgebot auch bei einer Unterbrin-
gung in einer Anstalt für Strafgefangene zu beachten
ist. Die konkreten Unterbringungsbedingungen müs-
sen sich im Rahmen der vorhandenen Gegebenheiten
von denen der Strafgefangenen unterscheiden. Die
Vollzugsbehörde hat alle organisatorischen Maßnah-
men zu treffen, um für eine weitgehende Gleichstel-
lung mit den Bedingungen in der Einrichtung für die
Untergebrachten zu sorgen. Ergänzend stellt Satz 3
klar, dass im Übrigen alle Rechte der Untergebrachten
nach diesem Gesetz unberührt bleiben. Hierzu
gehören z.B. der Paketempfang, die Besuche, die Ge-
währung von Vollzugslockerungen, die Vergütung und
das Taschengeld. 

Absatz 4 sieht die Trennung der Geschlechter vor. 
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Zu § 90

Vollzugsgemeinschaften

Die Vorschrift ermöglicht die Unterbringung in Ein-
richtungen anderer Länder im Rahmen von Vollzugs-
gemeinschaften. 

Zu § 91

Länderübergreifende Verlegungen

Diese Bestimmung regelt die Zustimmungserfor-
dernisse bei länderübergreifenden Verlegungen. 

Zu § 92

Leitung der Einrichtung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Regelung entspricht § 104 HmbSt-
VollzG. Daher ist, wenn die Einrichtung für Siche-
rungsverwahrung eine Abteilung einer Justizvollzugs-
anstalt ist, die Leiterin oder der Leiter der Anstalt
Leiterin bzw. Leiter der Einrichtung.

Zu § 93

Bedienstete 

Die Vollzugsziele können nur erreicht werden,
wenn ausreichende Personalkapazitäten zur Verfü-
gung stehen, um eine Betreuung nach § 66c Absatz 1
StGB (Geltung ab 1. Juni 2013) zu gewährleisten. Bei
der Personalausstattung sind der Bedarf der Unterge-
brachten und die Altersstrukturen zu berücksichtigen.
Dies erfordert eine Personalausstattung, die sich an
der sozialtherapeutischer Anstalten oder Abteilungen
orientiert und die erweiterten Aufgaben berücksichtigt.
Neben dem medizinischen Dienst (einschließlich psy-
chiatrischer Fachärztinnen und Fachärzte), dem psy-
chologischen und sozialen Dienst, dem allgemeinen
Vollzugsdienst, dem Werkdienst und psychotherapeu-
tischen Fachkräften zählen hierzu in der Regel ergo-
therapeutische Fachkräfte und Altenpflegepersonal.
Bei Bedarf ist auf externe Kräfte zurückzugreifen.

Absatz 2 Satz 1 regelt die persönliche Eignung und
fachliche Qualifikation des Personals. Satz 2 schreibt
Maßnahmen zur Sicherung eines angemessenen
Qualitätsstandards und zur Gewährleistung eines pro-
fessionellen Umgangs mit den Untergebrachten vor.
Erforderlich sind regelmäßige Fortbildung und Super-
vision.

Absatz 3 bestimmt die feste Zuordnung der Be-
diensteten zu Wohngruppen mit dem Ziel einer konti-
nuierlichen und verlässlichen Betreuung. Satz 2 sieht
vor, dass die erforderliche Betreuung auch an be-
schäftigungsfreien Tagen gewährleistet ist. 

Absatz 4 entspricht § 105 Absatz 1 HmbStVollzG. 

Zu § 94

Seelsorgerinnen, Seelsorger

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 106 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 95

Mitverantwortung

Absatz 1 schafft einen Rechtsanspruch, Interes-
senvertretungen zu wählen. 

Absatz 2 regelt die Mitwirkung der Interessenver-
tretung der Untergebrachten an der Gefangenenmit-
verantwortung, sofern die Einrichtung in gesonderten
Gebäuden oder Abteilungen auf dem Gelände einer
Justizvollzugsanstalt vollzogen wird. Das Recht zur
Mitwirkung setzt voraus, dass Interessen und Belange
der Untergebrachten berührt sind.

Zu § 96

Hausordnung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 110 HmbSt-
VollzG. 

Zu Abschnitt 2

Aufsicht über die Einrichtungen

Zu § 97

Aufsichtsbehörde

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 111 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 98

Vollstreckungsplan

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 112 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 99

Kriminologische Forschung, Evaluation

Absatz 1 Satz 1 und 2 sieht die gesetzliche Ver-
pflichtung vor, die Wirksamkeit der Maßnahmen in der
Sicherungsverwahrung fortlaufend wissenschaftlich
zu überprüfen und die Erkenntnisse für die Entwick-
lung und Fortschreibung von Behandlungskonzepten
nutzbar zu machen. Im Rahmen der Behandlung ist
eine solche Verpflichtung unerlässlich, da in der
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Sicherungsverwahrung erhöhte Anforderungen an
therapeutische Maßnahmen zu stellen sind. Die Be-
handlungsmaßnahmen müssen aktuellen wissen-
schaftlichen Anforderungen entsprechen. Über stan-
dardisierte Angebote hinaus ist die Entwicklung indivi-
dueller Konzepte zu fördern. Dies kann nur durch kon-
tinuierliche wissenschaftliche Begleitung der Hoch-
schulen oder anderer Einrichtungen der Forschung
und des kriminologischen Dienstes, der eine beson-
dere Nähe zur vollzuglichen Praxis aufweist, gelingen. 

Nach Satz 3 hat sich die Überprüfung auch auf die
Erfahrungen mit der Ausgestaltung des Vollzugs
durch dieses Gesetz sowie der Art und Weise der
Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes zu er-
strecken. 

Absatz 2 stellt durch Verweisung auf § 476 der
Strafprozessordnung sicher, dass die Übermittlung
personenbezogener Daten zur Aufgabenerfüllung
nach Absatz 1 nur nach Maßgabe der geltenden da-
tenschutzrechtlichen Beschränkungen erfolgt. 

Zu Abschnitt 3

Beiräte

Zu § 100

Bildung der Beiräte

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 114
HmbStVollzG. Sie berücksichtigt die Besonderheit,
dass eine Einrichtung für Untergebrachte Teil einer Ju-
stizvollzugsanstalt sein kann. In diesen Fällen kann
ein gemeinsamer Beirat gebildet werden, der die be-
sonderen Belange der Untergebrachten bei seiner
Aufgabenerfüllung berücksichtigt. 

Zu § 101

Aufgabe

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 115 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 102

Befugnisse

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 116 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 103

Verschwiegenheitspflicht

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der

Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 117 HmbSt-
VollzG. 

Zu Abschnitt 4

Datenschutz

Zu § 104

Datenerhebung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 118 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 105

Datenerhebung durch optisch-elektronische
Einrichtungen

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 119 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 106

Verarbeitung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 120 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 107

Zentrale Datei, Einrichtung automatisierter
Übermittlungs- und Abrufverfahren

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 121 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 108

Zweckbindung

Von den Vollzugsbehörden übermittelte personen-
bezogene Daten dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet
werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt worden
sind. Die Empfänger dürfen die Daten für andere
Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihnen auch für
diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen, und
wenn im Falle einer Übermittlung an nicht öffentliche
Stellen die übermittelnden Vollzugsbehörden zuge-
stimmt haben. Die Vollzugsbehörden haben die nicht
öffentlichen Empfänger auf die Zweckbindung nach
Satz 1 hinzuweisen.

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 122 HmbSt-
VollzG. 
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Zu § 109

Schutz besonderer Daten

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 123 HmbSt-
VollzG-E. 

Zu § 110

Schutz der Daten in Akten und Dateien

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 124 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 111

Berichtigung, Löschung und Sperrung

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 125 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 112

Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 126 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 113

Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche
Zwecke

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 127 HmbSt-
VollzG. 

Zu § 114

Anwendung des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der
Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 128 HmbSt-
VollzG. 

Zu Teil 5

Schlussvorschriften

Zu § 115

Einschränkung von Grundrechten

Es ergeben sich keine Besonderheiten gegenüber
den gesetzlichen Regelungen für den Vollzug der

Freiheitsstrafe. Die Vorschrift entspricht § 129 HmbSt-
VollzG. 

Zu Artikel 2 (Hamburgisches Strafvollzugsgesetz)

Zu Teil 1

Anwendungsbereich

Zu § 1

Anwendungsbereich

Der Entwurf beschränkt den Anwendungsbereich
des Hamburgischen Strafvollzugsgesetzes mit Blick
auf die Schaffung eines eigenständigen Hamburgi-
schen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes auf
den Vollzug der Freiheitsstrafe.

Zu Teil 2

Vollzug der Freiheitsstrafe

Zu Abschnitt 1

Grundsätze

Zu § 3

Gestaltung des Vollzuges

Absatz 1 wird ergänzt um einen Hinweis auf den
Eingliederungsgrundsatz und betont so die Bedeu-
tung dieses Grundsatzes für die Erreichung des Voll-
zugsziels. Beim Vollzug jeder Strafe soll die Anstalt
von Beginn an die Entlassung im Auge behalten und
die einzelnen Maßnahmen des Vollzuges so ausge-
stalten, dass sie den Übergang vom Vollzug in die
Freiheit erleichtern können. 

Absatz 2 Satz 3 enthält eine redaktionelle Ände-
rung.

Zu Abschnitt 2

Planung und Ablauf des Vollzuges

Zu § 6

Aufnahme

§ 2 wird ergänzt um einen Hinweis auf eine für die
Gefangenen verständliche Information bei ihrer Auf-
nahme. 

Absatz 4 fordert die Anstalt auf, Gefangene bei der
Verkürzung der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstra-
fen zu unterstützen. Ihre Bemühungen sollen aus-
drücklich auch die Möglichkeit umfassen, im Vollzug
oder aus dem Vollzug heraus – also ohne Beendigung
der Vollstreckung – die Haftdauer durch Ableistung
freier Arbeit im Sinne von Artikel 293 Einführungsge-
setz zum Strafgesetzbuch zu verkürzen. 
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Zu § 7

Behandlungsuntersuchung

Gegenüber dem geltenden HmbStVollzG wird wie-
der der im StVollzG sowie den anderen Landesstraf-
vollzugsgesetzen gebräuchliche Begriff Behandlungs-
untersuchung verwendet. Dies entspricht einem
Wunsch der Vollzugspraxis. Im Übrigen orientierten
sich die Änderungen des § 7 an dem Musterentwurf
für ein Strafvollzugsgesetz. 

Absatz 2 und 3 richten den Fokus der Behand-
lungsuntersuchung auf die Straffälligkeit der Gefange-
nen. Das Verfahren verfolgt das Ziel, neben allen be-
deutsamen äußeren Umständen insbesondere festzu-
stellen, welche Schwächen und Defizite die Gefange-
nen aufweisen, aber auch über welche Stärken und
positiven Ressourcen sie verfügen, wie sie selbst ihre
Entwicklung und ihre Perspektiven einschätzen, wie
sie ihre Straffälligkeit erklären und bewerten und was
sie sich für die Zeit im Vollzug und für die Zeit danach
vorgenommen haben. Die Behandlungsuntersuchung
erfolgt unter Beteiligung des erforderlichen Fachper-
sonals und unter Verwendung anerkannter Erhe-
bungsinstrumente. Es kann Statuserhebungen bein-
halten zur Intelligenz, zum emotional-affektiven Zu-
stand, zum sozialen Umfeld, zur schulischen, berufli-
chen und wirtschaftlichen Situation. Die Behandlungs-
untersuchung schließt mit einer zusammenfassenden
Bewertung unter Benennung und Gewichtung der
stabilisierenden und destabilisierenden Faktoren ab. 

Absatz 2 Satz 2 eröffnet zur Erleichterung und Ver-
besserung der Statuserhebung eine Einbeziehung
von Informationen der Gerichts- und Bewährungshilfe
und der Führungsaufsichtsstelle, die diesen über die
Gefangenen sowie über bereits durchgeführte Maß-
nahmen vorliegen. Zur Wahrung des Grundrechts auf
informationelle Selbstbestimmung ist hierfür die Zu-
stimmung der Gefangenen erforderlich.

In Absatz 4 Satz 1 erfolgt eine redaktionelle An-
passung. Die Möglichkeit den diagnostischen Auf-
wand in einem angemessenen Verhältnis zur voraus-
sichtlichen Vollzugsdauer zu halten, wird generell auf
Ersatzfreiheitsstrafen unabhängig von der Straflänge
ausgedehnt.

Zu § 8

Vollzugsplan

Gegenüber dem geltenden HmbStVollzG wird wie-
der der im StVollzG sowie den anderen Landesstraf-
vollzugsgesetzen gebräuchliche Begriff Behandlungs-
untersuchung verwendet. Dies entspricht einem
Wunsch der Vollzugspraxis. 

In Absatz 2 Nummer 3 wird durch eine redaktio-
nelle Änderung klargestellt, dass Sozialtherapie von

Beginn der Strafhaft an möglich sein kann und es
nicht notwendigerweise einer Verlegung aus einer an-
deren Anstalt bedarf.

Absatz 3 enthält den aus dem Sozialstaatsprinzip
des Grundgesetzes resultierenden Rechtsanspruch
der Gefangenen auf die Gewährung sozialer Hilfe
auch im Vollzug. Soziale Hilfe unterscheidet nicht
nach verschiedenen Phasen des Vollzugs, sondern ist
als ganzheitliche und durchgehende Betreuung und
Beratung gedacht. Der Stellung der Gefangenen nach
§ 5 Absatz 1 Satz 2 entsprechend, betont die Bestim-
mung den Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe. Diese
zielt darauf ab, Motivation und Eigeninitiative der Ge-
fangenen anzuregen und so zu stärken, dass sie im
Ergebnis ihre Probleme selber lösen können. Die An-
stalt leistet dafür die im Einzelfall notwendige Unter-
stützung. Die Gefangenen sind bei der Behebung
ihrer Schwierigkeiten zu unterstützen, weil nicht ange-
nommen werden kann, dass sie das, was sie außer-
halb der Anstalt versäumt haben, nunmehr eigenstän-
dig bewältigen. Es kommt jedoch darauf an, dass sie
Eigeninitiative entwickeln und sich nicht darauf verlas-
sen, die Anstalt werde ihre Angelegenheiten regeln.
Die Hilfe hat möglichst früh einzusetzen, um effektiv
zu sein, und soll nach dem Grundsatz der Betreu-
ungskontinuität bis in die Zeit nach der Entlassung
fortwirken. Vor dem Hintergrund der starken Verschul-
dung vieler Gefangener hebt die Bestimmung die Be-
fähigung zur Schuldenregulierung besonders hervor.
Die Anstalt wird die ihr gestellte Aufgabe in der Regel
nur erfüllen können, wenn sie mit außervollzuglichen
Einrichtungen kooperiert und in ein übergreifendes
Hilfesystem eingebunden ist. Diesen Gedanken
nimmt § 16 Satz 3 auf. Satz 3 betont im Interesse der
Opfer den Aspekt der Schadenswiedergutmachung.
In geeigneten Fällen kommt auch ein Täter-Opfer-Aus-
gleich in Betracht.

Absatz 5 verlangt die Aushändigung der Vollzugs-
planung an die Gefangenen. Damit wird ein rechts-
staatliches Gebot erfüllt. Die Aushändigung der Pla-
nung trägt gegenüber der geltenden Regelung, die
nur eine Bestätigung des Inhalts mit einer Unterschrift
vorsieht, der Funktion der Vollzugsplanung als Orien-
tierungsrahmen für die Gefangenen Rechnung. 

Absatz 6 nimmt die bisherige Bestimmung des
§ 108 zur Vollzugsplankonferenz in die Regelung zum
Vollzugsplan auf. Das Gesetz schafft erstmals die
Möglichkeit, auch die bisher zuständige Bewährungs-
helferin oder den Bewährungshelfer an der Konferenz
zu beteiligen, wenn die Gefangenen unmittelbar vor
ihrer Inhaftierung unter Bewährungs- oder Führungs-
aufsicht standen. Zur Wahrung des Grundrechts auf
informationelle Selbstbestimmung ist hierfür die Zu-
stimmung der Gefangenen erforderlich.
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Absatz 7 liegt die Erfahrung zugrunde, dass dem
unmittelbar auf die Entlassung folgenden Zeitraum für
eine erfolgreiche Eingliederung in die Gesellschaft be-
sondere Bedeutung zukommt. Gefangene, die nach
ihrer Entlassung unter Bewährungs- oder Führungs-
aufsicht gestellt werden, werden in dieser kritischen
Phase regelmäßig durch die Bewährungshilfe betreut
und unterstützt, aber auch beaufsichtigt. Die Bestim-
mung sieht daher vor, dass die Anstalt die künftig zu-
ständige Bewährungshelferin bzw. den künftig zustän-
digen Bewährungshelfer so früh wie möglich nach der
Bestellung als Bewährungshelferin oder Bewährungs-
helfer in die Planung einbezieht. Die Einbeziehung
erfolgt in einem Zeitraum, der mit den letzten zwölf
Monaten vor dem voraussichtlichen Entlassungszeit-
punkt beginnt. Zu diesem Zweck stellt die Anstalt die-
sem den Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie
seine Fortschreibungen zur Verfügung und ermöglicht
der Bewährungshilfe die Teilnahme an den Konferen-
zen. Sowohl für eine Konferenzteilnahme als auch für
die Informationsübermittlung ist hier ebenfalls zur
Wahrung des Grundrechts auf informationelle Selbst-
bestimmung die Zustimmung der Gefangenen erfor-
derlich.

Zu § 10

Sozialtherapie

In Absatz 1 wird durch eine redaktionelle Ände-
rung klargestellt, dass Sozialtherapie von Beginn der
Strafhaft an möglich sein kann und es nicht notwendi-
gerweise einer Verlegung aus einer anderen Anstalt
bedarf.

Zu § 12

Lockerungen des Vollzuges

Absatz 1 Nummer 2 enthält eine Definition des Be-
gleitausgangs. Dies trägt dem Bedürfnis der vollzugli-
chen Praxis Rechnung. Die von der Anstalt zugelas-
senen Personen können sowohl Bedienstete der An-
stalt als auch Externe sein. Wesentlicher Grund für die
Gewährung eines Begleitausgangs ist – gerade bei
einer Erstgewährung – die Verringerung des Flucht-
oder Missbrauchsrisikos im Falle der Begleitung der
Gefangenen durch geeignete Personen, ohne dass
diese eine Pflicht zur Beaufsichtigung trifft. Zudem
können die Beobachtungen der Begleitpersonen für
die künftige Lockerungsgestaltung von wesentlicher
Bedeutung sein. Durch die Einfügung dieser Defini-
tion wird die im Übrigen inhaltlich unveränderte Auf-
zählung in Absatz 1 geändert.

Satz 2 übernimmt den Lockerungsmaßstab aus
dem Musterentwurf eines Strafvollzugsgesetzes. Er
enthält im Sinne einer konsequenten Ausformung der
in § 3 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 genannten Gestal-
tungsgrundsätze, die eine Ausrichtung des Vollzugs

auf die Eingliederung der Gefangenen in das Leben in
Freiheit von Beginn der Haftzeit an vorzusehen, den
positiv formulierten Prüfungsmaßstab einer verant-
wortbaren Erprobung.

Absatz 5 trägt Gesichtspunkten des Opferschutzes
Rechnung. Obwohl es sich bei den Lockerungen um
wichtige, der Resozialisierung der Gefangenen dien-
ende Maßnahmen handelt, hat dabei eine Abwägung
mit den Interessen des Opfers stattzufinden. So lässt
sich beispielsweise durch die Erteilung von Weisun-
gen ein für das Opfer belastendes, unvorhersehbares
Zusammentreffen mit den Gefangenen während einer
Lockerung vermeiden.

Zu § 13 

Lockerungen aus wichtigem Anlass

Aus systematischen Gründen wird die bisher im
Abschnitt 9 Gesundheitsfürsorge enthaltene Rege-
lung des § 64 „Freistellung von der Haft bei Todes-
nähe“ unverändert als Absatz 3 der Bestimmung zu
den Lockerungen aus wichtigem Anlass angefügt.

Zu § 15

Lockerungen zur Vorbereitung der Eingliederung

Durch die Änderung der Begriffs „Entlassungsvor-
bereitung“ in „Vorbereitung der Eingliederung“ In Ab-
satz 1, 2 und 4 wird verdeutlicht, dass die Bemühun-
gen der Anstalt zur Wiedereingliederung eines Gefan-
genen einen länger andauernden Prozess beinhalten.

Auf Grund der Änderung des Anwendungsbe-
reichs des Gesetzes wegen des Erlasses eines eigen-
ständigen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes
ist Absatz 2 Nummer 3 aufzuheben. 

Zu § 16

Vorbereitung der Eingliederung

Auf die Begründung zu § 15 wird verwiesen.

Zu Abschnitt 4

Verkehr mit Personen außerhalb der Anstalt

Zu § 27 

Überwachung der Besuche

In Absatz 1 erfolgt eine redaktionelle Änderung auf
Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 30

Überwachung des Schriftwechsels

In Absatz 2 wird klargestellt, dass Voraussetzung
für den überwachungsfreien Schriftwechsel mit
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälten, Notarinnen und
Notaren ein bestehendes Mandatsverhältnis ist. Die
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Ergänzung trägt einem Bedürfnis der Praxis Rech-
nung. 

In Absatz 3 werden die Nationale Stelle zur Verhü-
tung von Folter und die behördliche Datenschutzbe-
auftragte bzw. der behördliche Datenschutzbeauf-
tragte als von der Überwachung auszunehmende
Stelle neu aufgenommen. Auf Grund der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (Beschwerdeentscheidung Nr. 36936/05 des
EGMR, Sz*** ./. Vereinigtes Königreich) werden in
Nummer 6 externe Ärztinnen und Ärzte ebenfalls neu
aufgenommen. 

Nach der Entscheidung des EGMR seien zwar ge-
wisse Kontrollmaßnahmen hinsichtlich der Gefange-
nenkorrespondenz notwendig. Bei der Überwachung
des Schriftverkehrs ist der Schutz der Korrespondenz
gemäß Artikel 8 EMRK zu beachten. Die Vertraulich-
keit der Korrespondenz ist zu wahren. Daher ist Ab-
satz 5 aufzuheben.

Zu § 32

Telekommunikation

Die Vorschrift wird um einen neuen Absatz 2 er-
gänzt, der zum einen der fortschreitenden Entwick-
lung der Kommunikationsmedien und zum anderen
einem sich verändernden Kommunikations- und Infor-
mationsverhalten Rechnung trägt. Hierfür wird eine
Regelung aus dem Musterentwurf eines Strafvollzugs-
gesetzes übernommen. 

Durch die Formulierung „andere Formen der Tele-
kommunikation“ soll die Möglichkeit der Nutzung von
derzeit noch nicht verbreiteten Telekommunikations-
formen für die Zukunft offen gehalten werden. Nach
derzeitigem Stand der technischen Entwicklung ist
dabei auch vor dem Hintergrund des Angleichungs-
grundsatzes insbesondere an E-Mail, E-Learning, In-
ternet und Intranet zu denken. 

Die Bestimmung sieht dabei ein zweistufiges Ver-
fahren vor. Zunächst wird generell entschieden, ob
eine andere Form der Telekommunikation überhaupt
zugelassen werden soll. Dabei wird eine solche Zulas-
sung nur dann in Betracht kommen, wenn die damit
verbundenen abstrakten Gefahren für die Sicherheit
der Anstalt auch tatsächlich beherrschbar sind.
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieser Ent-
scheidung kann die generelle Zulassung anderer For-
men der Telekommunikation nur durch die Aufsichts-
behörde erfolgen. Ein individueller Anspruch auf Ein-
holung bzw. Erteilung der Zulassung besteht nicht.
Erst nach der generellen Zulassung durch die Auf-
sichtsbehörde entscheidet die Anstaltsleitung in
einem zweiten Schritt über die individuelle Nutzungs-
gestattung. Die Gefangenen haben einen Anspruch
auf ermessensfehlerfreie Entscheidung. 

Zu Abschnitt 5

Beschäftigung 

Zu § 34

Beschäftigung 

Die bisherigen Regelungen in § 34 (Arbeit, beruf-
liche Aus- und Weiterbildung) und § 35 (Schulische
Aus- und Weiterbildung) werden in einer Vorschrift zu-
sammengefasst und neu formuliert. Die neue Fassung
greift zeitgemäße Inhalte der Beschäftigung im Voll-
zug auf. Sie orientiert sich dabei an Strafvollzugs-
gesetzen anderer Länder. 

Der Beschäftigung, insbesondere der Arbeit,
kommt zur Erfüllung des Eingliederungsauftrags eine
zentrale Rolle zu. Auf der einen Seite ist die Hin-
führung zu einem geregelten Tagesablauf bzw. die
Beibehaltung eines solchen wichtig für ein eigenver-
antwortliches Leben nach der Entlassung. Darüber
hinaus dient Beschäftigung dazu, Qualifikationen zu
erhalten oder zu erweitern. Absatz 1 Satz 1 hebt die
zentrale Bedeutung der Beschäftigung für die Einglie-
derung der Gefangenen hervor. Satz 2 übernimmt die
Regelung des bisherigen Absatzes 2.

Die Anstalt hat den Gefangenen nach Absatz 2
Satz 1 eine sinnvolle Arbeit, arbeitstherapeutische
oder sonstige Beschäftigung zuzuweisen. Die Gefan-
genen werden angeleitet, regelmäßig einer Beschäfti-
gung nachzugehen und sich an den täglichen Arbeits-
prozess zu gewöhnen. Dabei steht nicht in erster Linie
die Wirtschaftlichkeit dieser Arbeit im Vordergrund.
Sie ist aber insoweit – als Ausfluss des Angleichungs-
grundsatzes – wichtig, als sie eine Entsprechung auf
dem freien Arbeitsmarkt findet. Auch soll die Anstalt
den Gefangenen keine unproduktive, abstumpfende
Arbeit zuweisen. 

Absatz 3 enthält eine Regelung zur Förderung der
Sprachkompetenz bei Gefangenen mit Migrations-
hintergrund. Sprachkompetenz ist ein entscheidender
Integrationsfaktor.

Geeigneten Gefangenen sollen daher Deutsch-
kurse angeboten werden, die die Kompetenzen in den
Bereichen Sprechen, Lesen und Schreiben verbes-
sern.

Absatz 4 nimmt die bisherige Regelung des § 34
Absatz 1 Nummer 3 und § 35 Absatz 3 auf. 

Absatz 5 entspricht der bisherigen Regelung des
§ 34 Absatz 1 Nummer 2. 

Absatz 6 nimmt den Gedanken des bisher gelten-
den § 35 Absatz 1 auf und erweitert diesen. 

In Satz 1 werden die Unterrichtsangebote benannt.
Satz 2 entspricht der bisherigen Regelung des § 35
Absatz 4. 
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Zu § 35 

Abschluss im Vollzug begonnener
Bildungsmaßnahmen

In § 35 wird neu aufgenommen, dass im Vollzug
begonnene Bildungsmaßnahmen unter bestimmten
Voraussetzungen in einer Justizvollzugsanstalt been-
det werden können. Trotz noch so guter Vollzugspla-
nung wird es nicht immer gelingen, Bildungsmaßnah-
men bis zum Entlassungszeitpunkt der Gefangenen
abzuschließen. In Betracht kommen werden zum Bei-
spiel Fälle, in denen Gefangene an der Ablegung einer
Abschlussprüfung gehindert waren (etwa infolge
Krankheit), die nächste Möglichkeit zum Abschluss
aber zeitlich nach ihrer Entlassung liegt. In diesen Fäl-
len sieht Absatz 1 eine als Ausnahmevorschrift zu ver-
stehende Möglichkeit vor, dass die Anstalt Gefange-
nen auf Antrag gestatten kann, nach Entlassung eine
im Vollzug begonnene Bildungsmaßnahme fortzu-
führen und abzuschließen, soweit dies anderweitig
nicht möglich oder nicht zumutbar ist (Subsidiaritäts-
prinzip). Dies muss zudem zur Eingliederung erforder-
lich sein, der Abschluss der Maßnahme muss in einem
engen zeitlichen Zusammenhang zum Entlassungs-
zeitpunkt stehen und Gründe der Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt dürfen dem nicht entgegenstehen.
Die Gestattung ist damit an sehr enge Voraussetzun-
gen geknüpft und stellt die ultima ratio zur Fortführung
und zum Abschluss der Bildungsmaßnahme dar.

Zur Fortführung und zum Abschluss der Bildungs-
maßnahme können zu entlassene Gefangene aus-
nahmsweise freiwillig über den Entlassungszeitpunkt
hinaus in der Anstalt verbleiben oder wieder aufge-
nommen werden. Für sie gelten dann die Vorschriften
dieses Gesetzes entsprechend. Dies ist notwendig,
um das geordnete Zusammenleben in der Anstalt zu
gewährleisten. Da diese Personen aber keine Gefan-
genen mehr sind, können Maßnahmen des Vollzugs
nicht mehr mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt
werden. Davon unberührt bleibt das Recht der Anstalt,
die von ihr erklärte Beendigung eines Aufenthalts not-
falls mit Zwangsmaßnahmen durchzusetzen. In die-
sem Fall wird der Entlassene wie ein Dritter behandelt,
der sich zu Unrecht in der Anstalt aufhält. Zudem kann
bei einer Gefährdung von Sicherheit und Ordnung der
Anstalt die Gestattung nach Absatz 3 jederzeit wider-
rufen werden, ebenso wenn die Belegungssituation
eine Unterbringung nicht mehr zulässt (Absatz 1 Satz
2). Sofern sie die Beendigung auf vollzugsorganisato-
rische Gründe stützt, wird die Anstalt im Rahmen ihrer
Ermessensentscheidung allerdings die berechtigten
Belange des Entlassenen besonders zu gewichten
haben. Dass die Entlassenen die Maßnahme jederzeit
beenden können, ergibt sich bereits aus dem Erfor-
dernis der Freiwilligkeit.

Zu § 36

Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung

Auf Grund Änderung von § 12 Absatz 1 Satz 1 ist
die Verweisung in Absatz 3 anzupassen. 

Zu § 38

Arbeitspflicht

Auf Grund Änderung von § 12 Absatz 1 Satz 1 ist
die Verweisung in Absatz 2 anzupassen. 

Zu § 39 

Freistellung von der Arbeitspflicht

Auf Grund Änderung von § 12 Absatz 1 Satz 1 ist
die Verweisung in Absatz 1 anzupassen. 

Zu § 40

Vergütung 

Die Vergütungsregelung wird in Bezug auf Kompo-
nenten der nichtmonetären Anerkennung der Arbeit
erweitert. Das BVerfG hat in seiner Grundsatz-
entscheidung zur Gefangenenentlohnung (Urteil vom
1. Juli 1998 – BVerfGE 98, Seite 169 ff.) eine Überprü-
fung und Fortentwicklung der Anerkennung der Arbeit
gefordert. Dem wird in dem Entwurf durch Aufnahme
eines Erlasses von Verfahrenskosten Rechnung getra-
gen. Der Entwurf lehnt sich dabei an Regelungen im
geltenden Hessischen Strafvollzugsgesetz an.

In Absatz 8 wird ein Erlass von Verfahrenskosten
neu aufgenommen, wenn regelmäßig gearbeitet oder
wenn aus dem Arbeitsverdienst Schadenswiedergut-
machung betrieben wird. Durch kontinuierliche Arbeit
von jeweils sechs Monaten erwerben die Gefangenen
den Anspruch auf Erlass der Verfahrenskosten in
Höhe der in diesen sechs Monaten erzielten Vergü-
tung. Begrenzt ist der Erlassanspruch pro Anspruchs-
zeitraum von sechs Monaten auf maximal fünf vom
Hundert der Verfahrenskosten. So kann ein Gefange-
ner bei zehn Jahren kontinuierlicher Arbeit alle aufge-
laufenen Verfahrenskosten tilgen. Weiterhin erwerben
Gefangene, die Schadenswiedergutmachung aus
dem Arbeitsentgelt bzw. der Ausbildungsvergütung
leisten, einen Anspruch auf Erlass der Verfahrens-
kosten in Höhe von 50 vom Hundert der für Scha-
denswiedergutmachung geleisteten Zahlungen. Den
Gefangenen ist somit die Möglichkeit eröffnet, sich zu-
sätzliche Freistellung bzw. Vorverlegung des Entlas-
sungszeitpunktes zu erarbeiten. Gleichzeitig besteht
die Möglichkeit, Verfahrenskosten durch kontinuier-
liche Arbeit oder durch Zahlung von Schadenswieder-
gutmachung aus Arbeitsentgelt bzw. Ausbildungs-
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beihilfe zu tilgen. Dies erscheint im Hinblick auf
langjährig inhaftierte Gefangene ein zusätzlicher posi-
tiver Aspekt für die Wiedereingliederung, da die
Schuldenbelastung hierdurch nicht unwesentlich ver-
ringert wird. Da es sich jedoch um ein Landesgesetz
handelt, muss eine Kostenerstattung auf solche
Kosten beschränkt bleiben, die dem Land Hamburg
zustehen.

Absatz 5 und 7 enthalten redaktionelle Änderun-
gen auf Grund eines eigenen Sicherungsverwah-
rungsvollzugsgesetzes.

Zu § 41

Ausbildungsbeihilfe, Entgeltfortzahlung

Die Vorschrift wird in Absatz 3 durch eine Rege-
lung zur Entgeltfortzahlung erweitert. Dadurch soll
vermieden werden, dass Gefangene nicht an für sie
nach der Vollzugsplanung für ihre Eingliederung not-
wendigen Behandlungsmaßnahmen teilnehmen, weil
sie dadurch finanzielle Einbußen haben. Es soll so ein
Anreiz für die Teilnahme an diesen Maßnahmen ge-
schaffen werden. Bisher erhalten nur Gefangene, die
während der Arbeitszeit stunden- oder tageweise an
schulischen oder beruflichen Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen teilnehmen, eine Ausbildungsbei-
hilfe in Höhe des entgehenden Arbeitsentgelts. Es ist
aber gleichermaßen von Bedeutung, dass Gefangene
neben Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen auch an
sozialtherapeutischen Behandlungsmaßnahmen, an-
deren therapeutischen Maßnahmen oder Maßnahmen
zur Behandlung von Suchtmittelabhängigkeit oder
Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen
Kompetenzen teilnehmen. Arbeitende Gefangene sol-
len durch die Teilnahme an notwendigen Behand-
lungsmaßnahmen keinen finanziellen Nachteil erlei-
den. Gefangene, die die Arbeit verweigern, werden für
diese Zeiten kein weiteres Entgelt erhalten. Sie
werden, wenn sie bedürftig sind, ein Taschengeld
nach § 46 erhalten. 

Zu Abschnitt 6

Gelder der Gefangenen

Zu § 44

Grundsatz

Durch die Änderung wird ermöglicht, dass für im
Freigang befindliche Gefangene zur Vermeidung von
finanziellen Belastungen durch Überweisungsge-
bühren Konten bei einer privaten Bank geführt kön-
nen. Die Führung eines eigenen Kontos erfolgt unter
Kontrolle der Anstalt und ist auch unter behandleri-
schen Gesichtspunkten von Bedeutung. 

Zu Abschnitt 7

Freizeit

Zu § 52

Rundfunk

Absatz 1 wird um andere Geräte der Informations-
und Unterhaltungselektronik erweitert und übernimmt
damit eine Bestimmung aus dem Musterentwurf eines
Strafvollzugsgesetzes. 

Zu Abschnitt 9

Gesundheitsfürsorge

Zu § 58

Krankenbehandlung

Ziffer 1 enthält eine redaktionelle Änderung.

Zu § 64

Freistellung von der Haft bei Todesnähe

Auf die Begründung zu § 13 Absatz 3 wird verwie-
sen. 

Zu § 67

Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

Absatz 3 greift durch die Verweisung auf § 406d
Absätze 2 und 3 StPO Aspekte des Opferschutzes auf.
Auf Antrag ist den Opfern auch mitzuteilen, dass ein
Gefangener verstorben ist.

Zu Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

Zu § 72

Feststellung von Suchtmittelmissbrauch

Entsprechend der Regelungen in anderen Landes-
strafvollzugsgesetzen (Baden-Württemberg, Bayern
und Hessen) sowie dem Musterentwurf eines Landes-
strafvollzugsgesetzes wird der bisherige Begriff
„Betäubungsmittel“ durch „Suchtmittel“ ersetzt. So
werden neben dem Hauptanwendungsfall für die Fest-
stellung des Konsums illegaler Drogen im Sinn des
Betäubungsmittelgesetzes, auch Maßnahmen zur
Feststellung anderer Suchtmittel wie z.B. durch die
Verwendung von Atemalkoholgeräten umfasst. 

Zu § 76

Ärztliche Überwachung besonderer
Sicherungsmaßnahmen

Die Vorschrift wird um Absatz 4 wie im Musterent-
wurf eines Landesstrafvollzugsgesetzes ergänzt. Um
die Folgen einer Isolation während der Absonderung
oder Unterbringung im besonders gesicherten Haf-
traum zu minimieren, sieht Absatz 4 Satz 1 vor, dass
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die Gefangenen in besonderem Maße zu betreuen
sind. Sind die Gefangenen zusätzlich gefesselt, for-
dert Satz 2 den ununterbrochenen und unmittelbaren
Sichtkontakt (sog. Sitzwache). Dabei handelt es sich
um eine zusätzliche Schutzmaßnahme für die Gefan-
genen, die keine Beobachtung im Sinne von § 74 Ab-
satz 2 Nummer 2 darstellt. Mit der gesetzlichen Auf-
nahme der Sitzwache wird zudem einer Forderung
des Europäischen Ausschusses zur Verhütung von
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe (CPT) nachgekommen. 

Zu § 77

Ersatz von Aufwendungen

In Absatz 1 wird der Erstattungsanspruch wie in
anderen Landesstrafvollzugsgesetzen um die Beschä-
digung fremder Sachen erweitert. 

Zu Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

Zu § 78

Begriffsbestimmungen

Die Änderungen in Absatz 3 und 4 sind auf Grund
einer Änderung von § 18 Absatz 2 und 4 SOG vom
15. Dezember 2009 erforderlich. Reizstoffe werden als
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt und nicht als Waf-
fen definiert. 

Zu § 84

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

Die Vorschrift zu Zwangsmaßnahmen auf dem Ge-
biet der Gesundheitsvorsorge wurde neu gefasst, um
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts in der
Entscheidung vom 23. März 2011 (2 BvR 882/09)
Rechnung zu tragen. Diese Entscheidung bezieht sich
zwar auf Zwangsbehandlungen im Maßregelvollzug
zur Erreichung des Vollzugsziels, die das Strafvoll-
zugsrecht nicht kennt, enthält jedoch allgemeine
Grundsätze für Zwangsbehandlungen, insbesondere
in Bezug auf deren materiellen Eingriffsvoraussetzun-
gen, ihrer Dokumentation und den Verfahrensgang.

Schon nach altem Recht waren medizinische
Zwangsmaßnahmen als ultima ratio ausgestaltet,
daher kam der Regelung in der Anwendung nur eine
sehr geringe praktische Bedeutung zu. Gleichwohl
sind Fälle in der Praxis möglich und in der Regel mit
schwer wiegenden drohenden Folgen verbunden,
weswegen der Anstalt eine verfassungsrechtlichen
Grundsätzen entsprechende Berechtigung zum Han-
deln auf Grund ihrer Pflicht zum Schutz höherwertiger
Rechtsgüter verbleiben muss. 

Absatz 1 bestimmt die Gefahrensituationen, bei
deren Vorliegen Zwangsmaßnahmen zur Durchset-
zung von medizinischen Maßnahmen (Untersuchun-
gen, Behandlungen oder Ernährung) in Betracht ge-
zogen werden können. Zwangsweise erfolgt insoweit
eine Maßnahme, die mit Mitteln des unmittelbaren
Zwangs gegen den ausdrücklich erklärten oder
konkludent durch Gegenwehr geäußerten Willen der
Gefangenen, mithin gegen den natürlichen Willen
(also nicht beispielsweise bei Bewusstlosen), durch-
geführt wird. Die Anordnungsvoraussetzungen ent-
sprechen im Wesentlichen der bisherigen Gesetzes-
fassung von § 84 Absatz 1 Satz 1.

Zwangsbehandlungen sind zum einen zulässig,
wenn Gefangene krankheitsbedingt nicht zur Einsicht
in die Schwere der Krankheit und die Notwendigkeit
der Maßnahme oder zum Handeln gemäß solcher Ein-
sicht fähig sind (Absatz 1 Satz 1). Sie sind zum ande-
ren auch dann zulässig, wenn Gefangene sehr wohl
zur Einsicht in die Schwere der Krankheit und die Not-
wendigkeit der Maßnahme oder zum Handeln gemäß
solcher Einsicht fähig sind, wenn die Zwangsbehand-
lung dem Zweck des Schutzes Dritter vor schwerwie-
genden Gefahren für die Gesundheit dient (Absatz 1
Satz 2); der Grundsatz, dass bei Einwilligungsfähig-
keit die grundrechtlich geschützte Freiheit, die auch
die Freiheit zur Krankheit mit einschließt, zu respektie-
ren, das Recht, auf Heilung zielende Eingriffe abzu-
lehnen, umfassend ist, erfährt insoweit eine verfas-
sungsrechtlich gebotene Einschränkung. 

Absatz 2 bestimmt die weiteren Voraussetzungen
für die Anordnung. Nach Nummer 1 muss zunächst
erfolglos versucht worden sein, die Zustimmung der
Gefangenen zu der konkreten Maßnahme zu erwirken.
Dieses Bemühen muss ernsthaft, d.h. mit dem nöti-
gen Zeitaufwand, aber ohne unzulässigen Druck
durchgeführt werden. In Nummer 2 werden erstmals
gesetzliche Aufklärungspflichten geregelt. Zudem
wird verlangt, dass Gefangene vor der Anordnung
einer Zwangsmaßnahme nach Absatz 1 von einer Ärz-
tin oder einem Arzt über Art, Umfang und deren Dauer
aufgeklärt wird. Die Nummern 3 bis 5 sind Ausprä-
gung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. Num-
mer 3 verlangt, dass Maßnahmen zur Abwendung der
Gefahren nach Absatz 1 geeignet und erforderlich
sein müssen. Zwangsmaßnahmen dürfen deshalb nur
eingesetzt werden, wenn sie im Hinblick auf das Be-
handlungsziel, das ihren Einsatz rechtfertigt, Erfolg
versprechen. Dies begrenzt auch die zulässige Dauer
ihres Einsatzes. Sie dürfen nur als letztes Mittel einge-
setzt werden, wenn mildere Mittel keinen Erfolg ver-
sprechen. Nummer 4 bestimmt darüber hinaus als
Ausprägung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit
im engeren Sinne, dass der von der Maßnahme erwar-
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tete Nutzen die mit der Maßnahme verbundenen
Belastungen deutlich überwiegen muss. Nummer 5
verlangt ergänzend, dass die Maßnahme nicht mit
einer erheblichen Gefahr für das Leben oder die Ge-
sundheit der oder des Betroffenen verbunden sein
darf.

Absatz 3 sieht vor, dass Maßnahmen nach Absatz
1 nur auf Anordnung und unter Leitung einer Ärztin
oder eines Arztes durchgeführt werden dürfen und be-
stimmt klarstellend, dass Maßnahmen der ersten Hilfe
davon (allgemein) unberührt bleiben. Da die Anstalts-
leitung jedoch die Verantwortung für den gesamten
Vollzug trägt, sollen Anordnungen nicht ohne ihre
Zustimmung getroffen werden; erforderlich ist zudem
die Zustimmung einer weiteren Ärztin bzw. eines
weiteren Arztes, die oder der nicht in der Anstalt tätig
ist, um dem verfassungsrechtlichen Gebot Genüge zu
tun, dass dem Eingriff eine von der Anstalt unabhän-
gige Prüfung vorausgeht (Satz 2). Die Sätze 3 und 4
normieren erstmals gesetzliche Dokumentations-
pflichten. 

Die Regelungen in Absatz 4 sind Ausprägung des
Gebotes effektiven Rechtschutzes. Jedenfalls bei
planmäßigen Zwangsbehandlungen ist eine Ankündi-
gung erforderlich, die Gefangenen die Möglichkeit
eröffnet, rechtzeitig Rechtschutz zu erlangen. Dies
folgt aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes
in Verbindung mit der Garantie effektiven Rechts-
schutzes aus Artikel 19 Absatz 4 des Grundgesetzes.
Satz 1 verlangt zunächst eine unverzügliche Bekannt-
gabe einer Anordnung nach Absatz 1. Satz 2 ver-
pflichtet die Vollzugsbehörde zur Belehrung über die
Möglichkeiten des gerichtlichen Rechtsschutzes. Satz
3 bestimmt schließlich, dass mit dem Vollzug einer An-
ordnung zuzuwarten ist, bis die Gefangenen Gelegen-
heit hatten, eine gerichtliche Entscheidung herbeizu-
führen. 

Absatz 5 erlaubt in Fällen der Gefahr im Verzug die
Abweichung von den benannten Verfahrensvorschrif-
ten in Absatz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 3 Satz 2 und
Absatz 4 Sätze 2 und 3.

Absatz 6 enthält eine eigenständige Befugnisnorm
für zwangsweise medizinische Untersuchungen ohne
körperliche Eingriffe. Voraussetzungen sind – abgelei-
tet aus den allgemeinen Grundsätzen – die Zweck-
dienlichkeit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme
für den Gesundheitsschutz und die Hygiene. Ermög-
licht wird dadurch die zwangsweise Durchsetzung der
Untersuchung nach § 6 Absatz 1 Satz 2. Duldungs-
pflichten aus anderen Gesetzen, wie beispielsweise
§ 36 Absatz 4 Satz 7 des Infektionsschutzgesetzes,
bleiben unberührt.

Zu Abschnitt 12

Pflichtwidrigkeiten der Gefangenen

Zu § 85

Disziplinarmaßnahmen

In Absatz 2 wird wie auch schon im Vollzug der Ju-
gendstrafe und der Untersuchungshaft eine Aufzäh-
lung der Disziplinarverstöße eingefügt. Gleiches ist
auch für die Regelungen zum Vollzug der Sicherungs-
verwahrung vorgesehen. Damit wird ein Gleichklang
zwischen allen Vollzugsgesetzen hergestellt. Auch der
Musterentwurf eines Landesstrafvollzugsgesetzes
sieht einen Disziplinarkatalog vor. 

Die Verstöße, die eine Disziplinarmaßnahme nach
sich ziehen können, werden abschließend aufgezählt.
Den Gefangenen wird dadurch deutlich gemacht, wel-
che Verhaltensweisen auf keinen Fall geduldet wer-
den, sondern ernste Konsequenzen nach sich ziehen.
Eine Disziplinarmaßnahme setzt ein rechtswidriges
und schuldhaftes Verhalten der Gefangenen voraus.
Dazu wird die bereits in § 86 HmbJStVollzG enthaltene
Aufzählung in den Nummern 1 bis 6 und 10 übernom-
men. Sie wird in den Nummern 7 bis 9 um weitere
Pflichtverstöße, die im Musterentwurf enthalten sind,
ergänzt. 

Das Einschmuggeln verbotener Gegenstände wie
zum Beispiel Waffen nach Nummer 4 und Nummer 5
stellt eine Gefährdung der Sicherheit der Anstalt dar. 

Nach Nummer 6 werden das Entweichen und der
Versuch des Entweichens disziplinarrechtlich geahn-
det. Dies ist auch unter Berücksichtigung der Tatsache
sinnvoll, dass eine strafrechtliche Ahndung nicht er-
folgt. Straf- und Disziplinarrecht unterscheiden sich
nach Rechtsgrund und Zweckbestimmung. Das straf-
rechtliche Delikt liegt in der Verletzung eines von der
Rechtsordnung allgemein geschützten Rechtsguts,
das disziplinarwürdige Vergehen in der Störung der
auferlegten Ordnung. Die Disziplinarmaßnahme ist
ihrem Wesen nach auch ein Behandlungsmittel und
bezweckt die Aufrechterhaltung eines geordneten An-
staltsbetriebs. Vor diesem Hintergrund ist das Entwei-
chen aus der Anstalt disziplinarwürdig, da die Gefan-
genen – insbesondere in Bereichen des Vollzugs ohne
oder mit geringen Sicherheitsvorkehrungen – gehal-
ten sind, den Entzug der Freiheit zu dulden. 

Nummer 7 umfasst die Fälle, in denen Gefangene
das Anstaltsgelände verschmutzen, indem sie Le-
bensmittel oder andere Gegenstände aus den Haft-
raumfenstern werfen. 

Nach Nummer 8 wird der Konsum von Betäu-
bungsmitteln oder anderer berauschender Stoffe
disziplinarrechtlich geahndet.
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Nach Nummer 9 stellen Verstöße gegen Weisun-
gen im Zusammenhang mit der Gewährung von
Lockerungen einen weiteren Disziplinierungsgrund
dar. Die Disziplinierung kann das mildere Mittel ge-
genüber einem möglichen Widerruf der Lockerungen
sein. 

Nach Nummer 10 kann eine Disziplinarmaßnahme
verhängt werden, wenn die Gefangenen in sonstiger
Weise wiederholt oder schwerwiegend gegen die
Hausordnung verstoßen oder das Zusammenleben in
der Anstalt stören. Der Tatbestand ist erforderlich, um
auf unvorhergesehene und unvorhersehbare Situatio-
nen reagieren zu können. Die Voraussetzung „wieder-
holt oder schwerwiegend“ stellt sicher, dass die Diszi-
plinarmaßnahme nur als Reaktion auf eine qualifi-
zierte Pflichtverletzung verhängt werden kann. 

Zu Teil 3

Besondere Vorschriften bei angeordneter
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung

Auf Grund der Neuregelung des Vollzugs der
Sicherungsverwahrung in einem eigenständigen Ge-
setz ist der bisherige Teil 3 „Vollzug der Sicherungs-
verwahrung“ im HmbStVollzG zu streichen. Er wird
durch „Besondere Vorschriften bei angeordneter oder
vorbehaltener Sicherungsverwahrung“ ersetzt und
dient damit der Umsetzung der Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts für diese Gefangenengruppe.
Inhaltlich werden die in einer Länderarbeitsgruppe
aller Länder hierzu erarbeiteten Vorschläge eines
Grundlagenentwurfs zur Neuregelung des Vollzugs
der Sicherungsverwahrung aufgenommen. Um die
bisherige Gesetzessystematik in Teil 4 und 5 unverän-
dert fortführen zu können, werden jeweils mehrere Re-
gelungen des Grundlagenentwurfs in einer Vorschrift
zusammengefasst. 

Zu § 93 

Aufgaben, Ausgestaltung des Vollzugs

Absatz 1 benennt die Aufgaben. Nach den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben, die das Bundesverfas-
sungsgericht formuliert hat, gilt für Anordnung und
Vollzug der Sicherungsverwahrung das ultima-ratio-
Prinzip (Urteil vom 4. Mai 2011 – 2 BvR 2365/09 u.a.
Rn. 112). Danach darf die Sicherungsverwahrung nur
als letztes Mittel angeordnet und vollzogen werden,
wenn weniger einschneidende Maßnahmen nicht aus-
reichen, um dem Sicherheitsinteresse der Allgemein-
heit Rechnung zu tragen. Daraus folgt, dass im Falle
angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung schon während des vorangehenden Strafvoll-
zugs alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden müs-
sen, um die Gefährlichkeit der Gefangenen so zu
reduzieren, dass der Vollzug oder die Anordnung der
Sicherungsverwahrung möglichst entbehrlich wird.

Zum Resozialisierungsziel des Strafvollzugs tritt somit
das weitere Ziel hinzu, die Gefährlichkeit der Gefan-
genen zu mindern. 

Absatz 2 regelt die Grundsätze für die Gestaltung
des Vollzugs. Für die praktische Gestaltung des Straf-
vollzugs bei Gefangenen mit angeordneter oder
vorbehaltener Sicherungsverwahrung folgt aus dem
ultima-ratio-Prinzip, dass ihnen bereits während der
Strafhaft eine therapiegerichtete Behandlung anzu-
bieten ist. Zudem sind sie fortwährend zu motivieren,
an der Erreichung der Vollzugsziele mitzuwirken. 

Zu § 94

Behandlungsuntersuchung

Die Formulierung aus dem Grundlagenentwurf zur
Neuregelung des Vollzugs der Sicherungsverwahrung
wird übernommen und in Absatz 4 entsprechend der
Regelung in § 7 Absatz 5 ergänzt.

Auf Grund der hohen Anforderungen an die Ge-
staltung des Strafvollzugs bei Gefangenen mit ange-
ordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung
ist die Behandlungsuntersuchung wie bei den Unter-
gebrachten durchzuführen. Daher wird § 94 des Ent-
wurfs wie § 8 HmbSVVollzG-E gefasst.

Die Behandlungsuntersuchung ist Grundlage
dafür, einen Vollzugsplan aufzustellen und durchzu-
führen, der zielgerichtete Behandlungsmaßnahmen
beschreibt. Sie ist daher umfassend anzulegen. Was
die Behandlungsuntersuchung im Einzelnen umfasst,
regelt Absatz 2. Entsprechend den Vollzugszielen ste-
hen dabei die Faktoren im Vordergrund, welche die
Gefährlichkeit der Gefangenen bedingen. Die Auf-
klärung der Ursachen der Straftaten und der individu-
ellen Risikofaktoren ermöglicht es, den sich daraus
ergebenden Behandlungsbedarf zu ermitteln. Ge-
genüber dem zunächst abstrakt zu sehenden Be-
handlungsbedarf ergeben sich konkrete Behand-
lungsansätze erst unter Berücksichtigung von Be-
handlungsfähigkeit und -motivation der Gefangenen,
die daher gleichfalls zu klären sind. Behandlungs-
fähigkeit und Behandlungsmotivation beziehen sich
auf die individuelle Ansprechbarkeit und Therapiebe-
reitschaft im Sinne kognitiver und sonstiger Voraus-
setzungen für weitergehende Behandlungsmaßnah-
men. 

Neben den nach Absatz 2 Satz 1 festzustellenden
Umständen sieht Absatz 2 Satz 2 ergänzend vor,
Fähigkeiten, also positive Potentiale der Gefangenen,
nach Möglichkeit zu ermitteln. Dazu können beispiels-
weise berufliche Kompetenzen gehören, deren Erhal-
tung und Ausübung zur Stärkung des Selbstwertge-
fühls beitragen und so einem Abgleiten in Depression
und Drogenmissbrauch entgegenwirken. Positive
Fähigkeiten und Eigenschaften zu festigen, kann
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ebenso zur Minderung der Gefährlichkeit beitragen
wie die Behandlung der Risikofaktoren. 

Für die Vollzugsplanung relevant sind darüber hin-
ausgehend auch behandlungsbedürftige Defizite und
Probleme der Gefangenen, welche die psychische
Stabilität und damit die Fähigkeit zur Bewältigung des
Freiheitsentzugs betreffen, auch wenn sie nicht in
einem erkennbaren Zusammenhang mit der Gefähr-
lichkeit und der Therapiebereitschaft stehen.

Nach Absatz 3 berücksichtigt die Behandlungsun-
tersuchung wissenschaftliche Erkenntnisse. Diese
auch vom Bundesverfassungsgericht formulierte Vor-
gabe (a.a.O. Rn. 113) soll die fachliche Qualität der Be-
handlung sowie die Überprüfbarkeit der Vollzugs-
planung gewährleisten. Dies korrespondiert mit der
Erhöhung der gerichtlichen Kontrolldichte durch § 67e
Absatz 2 StGB (Geltung ab 1. Juni 2013). Die Formu-
lierung „wissenschaftliche Erkenntnisse“ ist im Sinne
gesicherter Erkenntnisse zu verstehen; anzuwenden
sind demnach nur anerkannte wissenschaftliche Me-
thoden und diagnostische Instrumente. Dazu gehören
in der Regel eine umfangreiche biografische Explora-
tion, psychologische Tests hinsichtlich Persönlichkeit
und kognitiver Fähigkeiten, gegebenenfalls eine
psychiatrische Untersuchung sowie die Eruierung der
beruflichen Qualifikationen und Erfahrungen, der so-
zialen Beziehungen und der Freizeitinteressen.

In Absatz 4 wird die auch für andere Strafgefan-
gene geltende Regelung übernommen, wonach die
Ergebnisse der Untersuchung zu dokumentieren sind
und mit den Gefangenen erörtert werden müssen. 

Zu § 95

Vollzugsplan

Auf Grund der hohen Anforderungen an die Ge-
staltung des Strafvollzugs bei Gefangenen mit ange-
ordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung
ist die Vollzugsplanung wie bei den Untergebrachten
durchzuführen. Daher wird § 95 des Entwurfs wie § 9
HmbSVVollzG-E gefasst. Er weicht insoweit auch von
den Vollzugsplanregelungen für andere Strafgefan-
gene in § 8 ab und geht über die dort geregelten In-
halte hinaus. 

Absatz 1 verlangt als eine Ausprägung des vom
Bundesverfassungsgericht formulierten Individualisie-
rungsgebotes einen auf die jeweiligen Bedürfnisse der
Gefangenen zugeschnittenen Vollzugsplan (a.a.O.
Rn. 113). Bei den individuell festzulegenden Behand-
lungszielen kann es sich – abhängig vom Vollzugssta-
dium der Gefangenen – auch um Zwischenziele han-
deln. Bei gleichermaßen geeigneten Maßnahmen kön-
nen auch Kostengründe Berücksichtigung finden.

Zu einzelnen Elementen des Vollzugsplans:

Die in Satz 2 Nummer 1 genannten Maßnahmen
sind wesentliche Bestandteile des Behandlungsvoll-
zugs. Der Vollzugsplan muss sich dazu verhalten, wel-
che dieser Behandlungsmaßnahmen im konkreten
Einzelfall angezeigt sind und welche Ziele damit ver-
folgt werden. 

Unter die „anderen Einzel- und Gruppenbehand-
lungsmaßnahmen“ in Nummer 2 können beispiels-
weise Suchtbehandlung und Maßnahmen zur Herstel-
lung von Gruppenfähigkeit fallen.

Die in Nummer 3 angesprochenen Maßnahmen
zur Förderung der Behandlungsmotivation umfassen
insbesondere Maßnahmen zur Stärkung der Ände-
rungsbereitschaft.

Die Nummern 6 bis 10 enthalten entsprechend den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (a.a.O. Rn.
113) Angaben über weitere Maßnahmen, die der Errei-
chung der Vollzugsziele dienen. 

Nummer 11 verpflichtet zu Angaben zur Vorberei-
tung des sozialen Empfangsraums. Bereits vor Beste-
hen einer konkreten Entlassungsperspektive sollen
soziale Kontakte gefördert werden, die auch nach der
Entlassung Bestand haben könnten. Rechtzeitig vor
einer Entlassung sollen zudem Beschäftigungs- und
Wohnmöglichkeiten vorbereitet werden. 

Die in Nummer 4 bis 6 sowie 12 und 13 enthalte-
nen Maßnahmen entsprechen den Inhalten von § 8
Absatz 2.

Ebenfalls vom Bundesverfassungsgericht vorge-
geben ist das in Absatz 2 festgelegte Erfordernis, den
Vollzugsplan fortzuschreiben und anzupassen (a.a.O.
Rn. 113). Hierdurch ist er auch mit weiteren, d.h.
neuen Erkenntnissen in Einklang zu halten, wenn
diese für die Behandlung relevant sind. Dies können
sowohl Erkenntnisse aus der Behandlung der betref-
fenden Gefangenen sein, wie z.B. die Erfolglosigkeit
einer Maßnahme, als auch solche von außerhalb, wie
z.B. die Entwicklung neuer, erfolgversprechender Be-
handlungsmethoden. Dabei sind in der Regel Fristen
zur Fortschreibung von sechs Monaten angemessen. 

An den Vollzugsplankonferenzen wirken nach Ab-
satz 3 alle an der Gestaltung des Vollzugs wesentlich
Beteiligten mit. Dies umfasst in der Regel die Voll-
zugsleitung, den psychologischen Dienst, den Sozial-
dienst, Vertreter des allgemeinen Vollzugsdienstes
sowie des Werkdienstes, soweit sie im Rahmen der
multidisziplinären Behandlungsteams beteiligt sind.
Die Beteiligung von Personen, die nicht der Vollzugs-
einrichtung angehören, beispielsweise ehrenamtli-
cher Betreuer oder externer Therapeuten, an den Kon-
ferenzen bedarf der Zustimmung der Gefangenen.
Dies trägt ihrem Recht auf informationelle Selbstbe-
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stimmung Rechnung. Soweit die Dritten nicht persön-
lich an den Konferenzen teilnehmen, sollen sie nach
Maßgabe von Satz 2 nach Möglichkeit auf anderem
Wege in die Vollzugsplanung einbezogen werden.
Dies kann durch schriftliche Stellungnahmen oder te-
lefonische Konsultation geschehen. Der Rahmen des
hier Möglichen kann ebenfalls durch Rechte der Ge-
fangenen bzw. Pflichten der betreffenden Dritten, zum
Beispiel Verschwiegenheitspflichten, begrenzt sein.

Auf Grund des Rechtsschutz- und Unterstützungs-
gebots des Bundesverfassungsgerichts (a.a.O. Rn.
117) sieht Absatz 4 Satz 1 die Erörterung der Vollzugs-
planung mit den Gefangenen und die Aushändigung
des Vollzugsplans vor. Aus der Regelung ergibt sich
jedoch nicht, dass die Gefangenen einen Anspruch
haben, durchgehend an den Konferenzen teilzuneh-
men. 

Zu § 96

Behandlung, Unterbringung in einer
sozialtherapeutischen Einrichtung, Freistellung von
der Haft

Absatz 1 und 2 regeln die Grundsätze der Behand-
lung. 

Auch für Gefangene mit angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwahrung wird ein Rechtsan-
spruch auf erfolgversprechende Behandlungsmaß-
nahmen geschaffen. Die Vorschrift begründet einen
Rechtsanspruch der Strafgefangenen mit angeordne-
ter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung auf Be-
handlungsangebote. Absatz 1 stellt klar, dass zur Be-
handlung zunächst auf bewährte Maßnahmen und
Methoden zurückgegriffen wird. Diese haben jeweils
dem aktuellen Stand der Wissenschaft zu entspre-
chen. Als wissenschaftliche Erkenntnisse sind dabei
zum einen solche Behandlungsverfahren anzusehen,
welche insbesondere nach dem Psychotherapeuten-
gesetz als Richtlinienverfahren im Rahmen einer Heil-
behandlung anerkannt sind, zum anderen diejenigen
Verfahren der Straftäterbehandlung, welche in der
Fachöffentlichkeit als theoretisch fundiert und empi-
risch bewährt gelten. Soweit diese Maßnahmen je-
doch nicht zum Erfolg führen, ist im Sinne des vom
Bundesverfassungsgericht formulierten Individualisie-
rungsgebots ein auf die individuellen Bedürfnisse ein-
zelner Strafgefangener mit angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwahrung abgestimmtes Be-
handlungsangebot zu unterbreiten (a.a.O. Rn. 113).
Dies kann durch Kombination von Elementen ver-
schiedener Behandlungsprogramme, aber auch durch
Konzeption neuer Ansätze geschehen. Die Anstalt hat
sich auch bei der Entwicklung neuer, individueller Be-
handlungsangebote am Stand der Wissenschaft zu
orientieren.

Absatz 2 regelt die Zusammenarbeit von Bediens-
teten verschiedener Berufsgruppen in multidiszi-
plinären Behandlungsteams. Diese werden im Regel-
fall psychologische oder ärztliche Psychotherapeuten,
Sozialpädagogen sowie Bedienstete des allgemeinen
Vollzugsdienstes und des Werkdienstes umfassen.
Hinzu kommen entsprechend dem jeweiligen Behand-
lungskonzept Pädagogen, Angehörige von Pflegebe-
rufen und Arbeitstherapeuten. Ob einzelne Berufs-
gruppen mit fest angestellten Beschäftigten oder
durch anderweitig verpflichtete externe Kräfte vertre-
ten sind, ist dabei nicht ausschlaggebend. Feste An-
sprechpartner können insbesondere dem allgemeinen
Vollzugsdienst oder den Fachdiensten angehören. Die
feste Zuweisung gewährleistet, dass die Strafgefange-
nen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung mit ihren Anliegen auf Bedienstete tref-
fen, die mit ihrem persönlichen Hintergrund und ihren
besonderen Bedürfnissen vertraut sind. Dies trägt zu
einem günstigen Behandlungsklima bei und kann die
Motivation zur Teilnahme an Behandlungsangeboten
fördern.

In Absatz 3 wird ein Rechtsanspruch auf Unter-
bringung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung
geschaffen, wenn eine sozialtherapeutische Behand-
lung zur Verringerung der Gefährlichkeit für die Allge-
meinheit angezeigt ist. Über die bestehende Rege-
lung hinaus kommt es bei Gefangenen mit angeord-
neter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung nicht
mehr darauf an, dass eine Verurteilung zu einer
Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren wegen einer
in § 10 Absatz 1 genannten Straftat erfolgt ist.

Nach den Ausführungen des Bundesverfassungs-
gerichts gebietet das ultima-ratio-Prinzip auch, die
erforderliche Behandlung so zeitig einzuleiten, dass
– den erfolgreichen Verlauf unterstellt – auch bei
mehrjähriger Dauer des Behandlungsprogramms der
Abschluss vor dem Ende der Strafhaft zu erwarten ist
(a.a.O. Rn. 112). Denn nur so besteht Aussicht, das in
§ 93 Absatz 1 formulierte Ziel zu erreichen, Anordnung
und Vollzug der Sicherungsverwahrung entbehrlich zu
machen. 

Absatz 4 ermöglicht die Gewährung von Freistel-
lung von der Haft zur Vorbereitung der Eingliederung.
Diese dient dazu, sie über einen längeren Zeitraum zu
erproben oder den Übergang von der stationären in
eine ambulante Betreuung in Freiheit unter Einbezie-
hung Dritter zu erleichtern. Eine zusammenhängende
Freistellung von der Haft bis zu sechs Monaten soll es
geeigneten Strafgefangenen mit angeordneter oder
vorbehaltener Sicherungsverwahrung ermöglichen,
unter der verbleibenden Aufsicht der Anstalt, aber bei
einem weitgehend gelockerten Gewahrsamsverhält-
nis die für ein straffreies Leben notwendige Selbstän-
digkeit zu erwerben. Diese Form der Freistellung von
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der Haft nach § 15 Absatz 2 Nummer 2, die der Frei-
stellung von der Haft des § 15 Absatz 2 Nummer 2
bzw. des § 124 StVollzG entspricht, hat sich in der Pra-
xis der sozialtherapeutischen Einrichtungen bewährt.
Der Maßstab für die Gewährung dieser Freistellung
von der Haft entspricht derjenigen des § 12 Absatz 1
Satz 2. 

Zu § 97

Unterstützung nach der Entlassung 

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 18. Die
Bestimmung sieht die Möglichkeit einer nachgehen-
den Betreuung vor, die auf Antrag der früheren Straf-
gefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Si-
cherungsverwahrung durch die Anstalt fortgeführt
werden kann. Da die Zuständigkeit der Anstalt mit der
Entlassung grundsätzlich endet und auf außervollzug-
liche Institutionen oder Personen übergeht, handelt es
sich um eine Ausnahmeregelung für Situationen, in
denen Unterstützungsmaßnahmen Dritter noch nicht
zur Verfügung stehen. 

Die Bestimmung regelt die Möglichkeit des vorü-
bergehenden Verbleibens und der Wiederaufnahme in
einer Anstalt des Justizvollzugs. Sie geht damit über
die Regelung in § 18 Absatz 3 hinaus, die eine Wie-
deraufnahme für andere Strafgefangene nur in einer
sozialtherapeutischen Einrichtung vorsieht. So wird
die Möglichkeit des Verbleibens und der Aufnahme
auf freiwilliger Grundlage auf die Einrichtungen des
Justizvollzugs insgesamt ausgedehnt und an die Be-
dingung der Gefährdung der Eingliederung geknüpft.
Zweck der Regelung ist es, den Verbleib und die
Aufnahme früherer Gefangener in einer Anstalt des
Justizvollzugs in einer Krisensituation zu ermöglichen,
um hierdurch unter anderem der Begehung von
Straftaten vorbeugen zu können. 

Absatz 2 stellt klar, dass Verbleib und Aufnahme
nur vorübergehend und nicht als Dauermaßnahme er-
folgen sollen. Die Entscheidung über Verbleib und
Aufnahme steht dabei jeweils im Ermessen der Voll-
zugsbehörde. 

Absatz 3 sieht vor, dass Maßnahmen des Vollzugs
nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden
dürfen. Hierdurch wird die Anwendung der Bestim-
mungen über den unmittelbaren Zwang ausgeschlos-
sen. Dies ist sachgerecht, weil sich die früheren
Gefangenen nicht zwangsweise in den Anstalten des
Justizvollzugs aufhalten. 

Absatz 4 gebietet, die Aufgenommenen auf ihren
Antrag hin unverzüglich, zu entlassen, da sie sich
freiwillig in der Anstalt befinden.

Zu Teil 4

Vollzugsbehörden

Zu Abschnitt 1

Arten und Einrichtungen der Justizvollzugsanstalten

Zu § 98

Justizvollzugsanstalten, Trennungsgrundsätze

Da der Entwurf den Anwendungsbereich des Ham-
burgischen Strafvollzugsgesetzes mit Blick auf die
Schaffung eines eigenständigen Hamburgischen
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes auf den
Vollzug der Freiheitsstrafe beschränkt, ist die bis-
herige Trennungsvorschrift in Absatz 3 aufzuheben
und Absatz 4 redaktionell anzupassen. 

Zu Abschnitt 2

Organisation der Justizvollzugsanstalten

Zu § 108

Konferenzen

Auf Grund der Regelung von Vollzugsplankonfe-
renzen in § 9 des Entwurfs ist die Vorschrift redaktio-
nell anzupassen. 

Zu Abschnitt 3

Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten

Zu § 111

Aufsichtsbehörde

Die Bestimmung regelt, wer die Aufsicht über die
Anstalten führt. 

Zu Abschnitt 4

Anstaltsbeiräte

Zu § 116

Befugnisse

Auf Grund der Schaffung eines eigenständigen
Gesetzes zum Vollzug der Sicherungsverwahrung ist
Absatz 2 redaktionell anzupassen. 

Zu Abschnitt 5

Datenschutz

Zu § 118

Datenerhebung

Auf Grund der Schaffung eines eigenständigen
Gesetzes zum Vollzug der Sicherungsverwahrung ist
Absatz 1 und 3 redaktionell anzupassen. 
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Zu § 119 

Datenerhebung durch optisch-elektronische Einrich-
tungen

In Absatz 2 Satz 1 erfolgt eine redaktionelle Ände-
rung auf Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 120

Verarbeitung

Auf Grund der Schaffung eines eigenständigen
Gesetzes zum Vollzug der Sicherungsverwahrung ist
Absatz 1 redaktionell anzupassen. 

Zu § 123

Schutz besonderer Daten

Absatz 4 wird um die Berufsgruppe der Psycholo-
gischen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten ergänzt, die neben den bereits genannten Berufs-
gruppen als Externe mit der Untersuchung oder Be-
handlung Gefangener beauftragt werden. 

Zu § 125

Berichtigung, Löschung und Sperrung

Auf Grund der Schaffung eines eigenständigen
Gesetzes zum Vollzug der Sicherungsverwahrung ist
Absatz 3 Nummer 4 redaktionell anzupassen. 

Zu Teil 5

Schlussvorschriften

Zu § 130

Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

Durch das Gesetz zur bundesrechtlichen Umset-
zung des Abstandsgebots im Recht der Sicherungs-
verwahrung vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I 2425),
das am 1. Juni 2013 in Kraft treten wird, werden meh-
rere Vorschriften zum gerichtlichen Verfahren geän-
dert bzw. eingefügt. Daher ist die Inbezugnahme in
Satz 1 entsprechend anzupassen. 

Nummer 3 ist auf Grund gesetzlicher Änderungen
nach Inkrafttreten des HmbStVollzG vom 14. Juli 2009
aufzuheben. § 122 StVollzG ist durch Artikel 2 Num-
mer 2 nach Maßgabe des Artikel 7 des Gesetzes zur
Änderung des Untersuchungshaftrechts vom 29. Juli
2009 (BGBl. I 2274) mit Wirkung vom 1. Januar 2010
aufgehoben worden. Die Bezugnahme auf die Unter-
suchungshaft (§ 177 StVollzG) ist durch Erlass eines
Hamburgischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes
vom 15. Dezember 2009 nicht mehr relevant. 

Zu Artikel 3 (Hamburgisches
Jugendstrafvollzugsgesetz) 

Zu Teil 2

Vollzug der Jugendstrafe

Zu Abschnitt 1

Grundsätze

Zu § 3

Gestaltung des Vollzuges

Die Bestimmung entspricht § 3 HmbStVollzG-E. 

Zu § 5a

Vorbehaltene Sicherungsverwahrung

Nach § 7 Absatz 2 JGG (Geltung ab 1. Juni 2013)
wird im Jugendstrafrecht vorbehaltene Sicherungsver-
wahrung vorgesehen. Es wird davon ausgegangen,
dass die Vorschrift nur in extrem seltenen Ausnahme-
fällen zur Anwendung kommen wird. Daher wird eine
Verweisungsvorschrift auf die entsprechenden Be-
stimmungen des HmbStVollzG-E aufgenommen. Hier-
durch wird eine Vielzahl von Folgeänderungen des
Gesetzes durch Einfügung mehrerer Vorschriften und
damit Änderung des Aufbaus vermieden. 

Nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben, die
das Bundesverfassungsgericht formuliert hat, gilt für
Anordnung und Vollzug der Sicherungsverwahrung
das ultima-ratio-Prinzip (a.a.O. Rn. 112). Danach darf
die Sicherungsverwahrung nur als letztes Mittel ange-
ordnet und vollzogen werden, wenn weniger ein-
schneidende Maßnahmen nicht ausreichen, um dem
Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit Rechnung zu
tragen. Daraus folgt, dass im Falle vorbehaltener Si-
cherungsverwahrung schon während des vorange-
henden Strafvollzugs alle Möglichkeiten ausgeschöpft
werden müssen, um die Gefährlichkeit der Gefange-
nen so zu reduzieren, dass die Anordnung der Vollzug
und der Vollzug der Sicherungsverwahrung möglichst
entbehrlich wird. Zum Resozialisierungsziel des Straf-
vollzugs tritt somit das weitere Ziel hinzu, die Gefähr-
lichkeit der Gefangenen zu mindern. 

Für die praktische Gestaltung des Strafvollzugs
bei Gefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung folgt aus dem ultima-ratio-Prinzip, dass ihnen be-
reits während der Jugendstrafhaft eine therapiegerich-
tete Behandlung anzubieten ist. Zudem sind sie fort-
während zu motivieren, an der Erreichung der Voll-
zugsziele mitzuwirken. 

Die Ausgestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe
soll dazu beitragen, die Anordnung der Sicherungs-
verwahrung zu vermeiden.

Die Regelungen für die Gefangenen mit angeord-
neter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung der
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§§ 93 bis 97 HmbStVollzG-E finden entsprechende
Anwendung, soweit für den Vollzug der Jugendstrafe
keine weitergehenden Vorschriften bestehen, die aus
dem Erziehungsgedanken resultieren.

Zu Abschnitt 2

Planung und Ablauf des Vollzuges

Zu § 6

Aufnahme

Die Änderung in Absatz 2 entspricht § 6 Absatz 2
HmbStVollzG-E. 

Zu § 7

Behandlungsuntersuchung

Die Bestimmung entspricht § 7 HmbStVollzG-E. 

Zu § 8

Vollzugsplan

Die Bestimmung entspricht § 8 HmbStVollzG-E. 

Zu § 10

Sozialtherapie

Die Bestimmung entspricht § 10 HmbStVollzG-E. 

Zu § 12

Lockerungen des Vollzuges

Absatz 1 Satz 1 entspricht § 12 HmbStVollzG-E. In
Satz 2 wird ein redaktionelles Versehen bereinigt. Ab-
satz 5 entspricht § 12 Absatz 5 HmbStVollzG-E. 

Zu § 13 

Lockerungen aus wichtigem Anlass

Die Bestimmung entspricht § 13 HmbStVollzG-E.

Zu § 15

Lockerungen zur Vorbereitung der Eingliederung

Die Bestimmung entspricht § 15 HmbStVollzG-E. 

Zu § 16

Vorbereitung der Eingliederung

Die Bestimmung entspricht § 16 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 4

Verkehr mit Personen außerhalb der Anstalt

Zu § 27 

Überwachung der Besuche

In Absatz 1 erfolgt eine redaktionelle Änderung auf
Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 30

Überwachung des Schriftwechsels

Die Bestimmung entspricht § 30 HmbStVollzG-E. 

Zu § 32

Telekommunikation

Die Bestimmung entspricht § 32 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 5

Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung,
Arbeit

Zu § 35

Schulische Aus- und Weiterbildung

Absatz 2 entspricht der Regelung in § 34 Absatz 3
HmbStVollzG-E und ersetzt die bisherige Bestimmung
in Absatz 2. 

Zu § 35a 

Abschluss im Vollzug begonnener
Bildungsmaßnahmen

Die Bestimmung entspricht § 35 HmbStVollzG-E. 

Zu § 36

Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung

Die Bestimmung entspricht § 36 HmbStVollzG-E. 

Zu § 39 

Freistellung von der Arbeitspflicht

Absatz 4 entspricht § 41 Absatz 3 HmbStVollzG-E.
Absatz 5 entspricht § 40 Absatz 8 HmbStVollzG-E.

Zu § 40

Ausbildungsbeihilfe, Arbeitsentgelt,
Entgeltfortzahlung 

Die Bestimmung entspricht § 30 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 6

Gelder der Gefangenen

Zu § 44

Grundsatz

Die Bestimmung entspricht § 44 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 7

Freizeit

Zu § 52

Rundfunk

Die Bestimmung entspricht § 52 HmbStVollzG-E. 
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Zu Abschnitt 9

Gesundheitsfürsorge

Zu § 58

Krankenbehandlung

Auf die Begründung zu § 13 Absatz 3 HmbSt-
VollzG-E wird verwiesen. 

Zu § 64

Freistellung von der Haft bei Todesnähe

Die Bestimmung entspricht § 64 HmbStVollzG-E. 

Zu § 67

Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

Die Bestimmung entspricht § 67 HmbStVollzG-E.

Zu Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

Zu § 72

Feststellung von Suchtmittelmissbrauch

Die Bestimmung entspricht § 72 HmbStVollzG-E. 

Zu § 76

Ärztliche Überwachung besonderer
Sicherungsmaßnahmen

Die Bestimmung entspricht § 76 HmbStVollzG-E. 

Zu § 77

Ersatz von Aufwendungen

Die Bestimmung entspricht § 77 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

Zu § 78

Begriffsbestimmungen

Die Bestimmung entspricht § 78 HmbStVollzG-E. 

Zu § 84

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

Die Bestimmung entspricht § 84 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 12

Pflichtwidrigkeiten der Gefangenen

Zu § 86

Disziplinarmaßnahmen

Die in Absatz 2 enthaltene Aufzählung der Diszipli-
narverstöße wird wie im HmbStVollzG-E um die Num-
mern 7 bis 9 erweitert. 

Nummer 7 umfasst die Fälle, in denen Gefangene
das Anstaltsgelände verschmutzen, indem sie
Lebensmittel oder andere Gegenstände aus den Haft-
raumfenstern werfen. 

Nach Nummer 8 wird der Konsum von Betäu-
bungsmitteln oder anderer berauschender Stoffe dis-
ziplinarrechtlich geahndet.

Nach Nummer 9 stellen Verstöße gegen Weisun-
gen im Zusammenhang mit der Gewährung von
Lockerungen einen weiteren Disziplinierungsgrund
dar. Die Disziplinierung kann das mildere Mittel ge-
genüber einem möglichen Widerruf der Lockerungen
sein. 

Zu Teil 3

Vollzugsbehörden

Zu Abschnitt 2

Organisation der Justizvollzugsanstalten 

Zu § 104

Konferenzen

Die Bestimmung entspricht § 108 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 3

Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten

Zu § 107

Aufsichtsbehörde

Die Bestimmung entspricht § 111 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 5

Datenschutz

Zu § 115 

Datenerhebung durch optisch-elektronische
Einrichtungen

In Absatz 2 Satz 1 erfolgt eine redaktionelle Ände-
rung auf Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 119

Schutz besonderer Daten

Die Bestimmung entspricht § 123 HmbStVollzG-E. 
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Zu Artikel 4 (Hamburgisches
Untersuchungsvollzugsgesetz)

Zu Abschnitt 1

Grundsätze

Zu § 5 

Gestaltung des Vollzuges

Die Bestimmung entspricht § 3 Absatz 2 Satz
HmbStVollzG-E.

Zu Abschnitt 4

Verkehr mit Personen außerhalb der Anstalt

Zu § 22 

Überwachung der Besuche

In Absatz 1 erfolgt eine redaktionelle Änderung auf
Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 25

Überwachung des Schriftwechsels

Die Bestimmung entspricht § 30 HmbStVollzG-E. 

Zu § 27

Telekommunikation

Die Bestimmung entspricht § 32 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 6

Freizeit

Zu § 38

Rundfunk

Die Bestimmung entspricht § 52 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 9

Sicherheit und Ordnung

Zu § 52

Feststellung von Suchtmittelmissbrauch

Die Bestimmung entspricht § 72 HmbStVollzG-E. 

Zu § 56

Ärztliche Überwachung besonderer
Sicherungsmaßnahmen

Die Bestimmung entspricht § 76 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 10

Unmittelbarer Zwang

Zu § 57

Begriffsbestimmungen

Die Bestimmung entspricht § 78 HmbStVollzG-E. 

Zu § 63

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

Die Bestimmung entspricht § 84 HmbStVollzG-E. 

Zu Teil 4

Vollzugsbehörden

Zu Abschnitt 3

Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten

Zu § 95

Aufsichtsbehörde

Die Bestimmung entspricht § 111 HmbStVollzG-E. 

Zu Abschnitt 5

Datenschutz

Zu § 102 

Datenerhebung durch optisch-elektronische
Einrichtungen

In Absatz 2 Satz 1 erfolgt eine redaktionelle Ände-
rung auf Grund § 30 HmbDSG.

Zu § 106

Schutz besonderer Daten

Die Bestimmung entspricht § 123 HmbStVollzG-E. 

Zu Artikel 5

Einschränkung von Grundrechten

Die Bestimmung entspricht dem Zitiergebot nach
Artikel 19 Satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes.

Zu Artikel 6

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die Regelung ermächtigt den Senat, das HmbSt-
VollzG und HmbJStVollzG in der Fassung des Ent-
wurfs mit neuem Datum bekanntzugeben. Eine Neu-
bekanntmachung des HmbUVollzG ist nicht erforder-
lich, da dort nur wenige Vorschriften geändert werden. 

Zu Artikel 7

Inkrafttreten

Artikel 8 regelt das Inkrafttreten zum 1. Juni 2013
und setzt damit die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Urteil vom 4. Mai 2011 um. Da-
nach sind neben dem Bundesgesetzgeber auch die
Landesgesetzgeber aufgefordert, spätestens bis zum
31. Mai 2013 ein freiheitsorientiertes und therapiege-
richtetes (Gesamt-)Konzept für die Unterbringung in
der Sicherungsverwahrung zu entwickeln. 
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